
Schock aus dem Norden
GENERALAUSSPRACHE Fraktionen wollen das Vertrauen der Menschen zurückgewinnen

D
er Schock sitzt tief. Die
Alternative für Deutsch-
land (AfD) rückt bei jeder
Landtagswahl vor und hat
in Mecklenburg-Vorpom-
mern sogar die CDU

überholt. Unter dem Eindruck des Besorg-
nis erregenden Ergebnisses in Mecklen-
burg-Vorpommern haben Bundesregierung
und alle Fraktionen des Deutschen Bundes-
tages vor einem weiteren Zulauf zu Rechts-
populisten gewarnt und die „Einigkeit der
Demokraten“ beschworen. Bundeskanzle-
rin Angela Merkel (CDU) erklärte in der
Generalaussprache des Parlaments zum
Etatentwurf 2017 (18/9200) in der vergan-
genen Woche, die AfD bedeute nicht nur
eine Herausforderung für die CDU: „Sie ist
eine Herausforderung für alle in diesem
Hause.“ Die Kanzlerin, die an ihrer Flücht-
lingspolitik festhalten will, rief genauso wie
Redner der anderen Fraktionen dazu auf,
das Vertrauen der Menschen zurückzuge-
winnen.
Dafür dürften sich die Parteien aber nicht
der Sprache der AfD annähern, warnte die
Kanzlerin. „Wenn auch wir anfangen, in
unserer Sprache zu eskalieren, gewinnen
nur die, die es immer noch einfacher und
klarer ausdrücken können.“ Wählerbe-
schimpfungen würden nichts bringen.
Wenn die Parteien untereinander nur einen
kleinen Vorteil suchen würden, um über
den Wahlsonntag zu kommen, „gewinnen
nur die, die auf Parolen und scheinbar ein-
fache Antworten setzen“.

Für Merkel bleibt viel zu tun Die Kanzlerin
erklärte, „die Situation heute ist um ein
Vielfaches besser als vor einem Jahr. Aber
natürlich bleibt viel zu tun.“ Sie kündigte
weitere Maßnahmen zur Verbesserung der
inneren Sicherheit an, „weil nicht jeder
Flüchtling in guter Absicht kommt“. Sie
sagte jedoch auch, der Terrorismus sei
„kein neues Problem, das erst mit den
Flüchtlingen gekommen ist“.
Dietmar Bartsch (Linke) erklärte zum
Wahlergebnis, „wir haben alle hier im
Haus ein Problem, und niemand sollte ver-
suchen, anderen das zuzuschieben“. In be-
sonderer Weise sei jedoch der bayerische
Ministerpräsident Horst Seehofer (CSU)
verantwortlich, der zu dem Ergebnis in
Mecklenburg-Vorpommern „wirklich sehr
viel beigetragen“ habe. Auch Katrin Göring-
Eckardt (Grüne) betonte die Verantwortung
des CSU-Vorsitzenden, der das Geschäft der
Rechten übernehme. „Wer jeden Blödsinn
der Populisten nachplappert, der muss sich
nicht wundern, wenn sie dann gewählt
werden.“ Außerdem sei es falsch, von ei-

nem durch die Flüchtlinge überforderten
Volk zu sprechen: „Nicht die Menschen in
unserem Land sind überfordert, sondern
Sie mit ihrer chaotischen Regierung sind
es.“
Die Fraktionsvorsitzenden der Koalition,
Volker Kauder (CDU) und Thomas Opper-
mann (SPD), gingen eben-
falls auf das Landtagswahler-
gebnis ein. Oppermann sag-
te, alle im Bundestag vertre-
tenen Parteien hätten verlo-
ren. Er sei froh, dass in der
Debatte nicht der übliche
Streit geführt werde, wer am
meisten oder am wenigsten
verloren habe, „denn Verlie-
rer dieser Entwicklung wer-
den nicht einzelne demokra-
tische Parteien sein, sondern
allenfalls die Demokratie
insgesamt“. Eine Demokratie
könne nur funktionieren, wenn die Men-
schen mit Respekt miteinander zusammen-
leben und der Staat den inneren Frieden
garantiere. Wenn eine Partei wie die AfD,
die gezielt Stimmung gegen Ausländer ma-
che, nun schon zum zweiten Mal mit über
20 Prozent in ein Parlament einziehe,

„dann ist das eine Gefahr für das friedliche
Zusammenleben in unserem Land“. Den
Rechtspopulisten könne am schnellsten das
Wasser abgegraben werden, indem „wir mit
einem handlungsfähigen starken Staat für
soziale und öffentliche Sicherheit sorgen“.
Kauder sagte, es werde nicht gelingen, diese

Kräfte wieder aus dem ak-
tiven Parlamentsgesche-
hen zu drängen, „wenn
wir uns gegenseitig Vorhal-
tungen machen, die nicht
der Wirklichkeit entspre-
chen“. Es sei nicht richtig,
wenn die Linkspartei be-
haupte, bei innerer Sicher-
heit sei nur gespart wor-
den. Auch die Armenien-
Resolution des Bundesta-
ges werde von der Bundes-
regierung nicht in Frage
gestellt, wie die Grünen

behaupten würden.
Zum Zustand der Regierung sagte Bartsch,
ein Jahr vor der nächsten Bundestagswahl
sei die Große Koalition „de facto am Ende“.
Auch Göring-Eckardt sprach von einer „Ko-
alition des Chaos“. Bartsch kritisierte, die
Verunsicherung in Deutschland sei noch

nie so groß gewesen. „Deutschland wird
nicht von Zuversicht regiert, sondern
Deutschland wird von Angst regiert.“
Bartsch kritisierte, dass sich die Bundesre-
gierung durch den Flüchtlingspakt in eine
Abhängigkeit von der Türkei begeben habe.
Mit den Kniefällen vor dem türkischen Prä-
sidenten Erdogan hätten sich Europa und
Deutschland erpressbar gemacht. Göring-
Eckardt sprach von „Kriechen vor Herrn Er-
dogan“.

Türkei-Abkommen als Modell Dagegen
hatte die Kanzlerin das Abkommen mit der
Türkei als bespielhaft herausgestellt: „Das
Abkommen mit der Türkei ist ein Modell
für weitere solche Abkommen“, sagte sie.
Seit dem Abkommen mit der Türkei sei so
gut wie kein Flüchtling mehr in der Ägäis
ertrunken. Aber wenn die Türkei Men-
schenrechte verletze, „dann wird das beim
Namen genannt“. Zum Haushaltsentwurf
erklärte sie, zum dritten Mal komme man
ohne Schulden aus. Die Regierung habe die
guten Einnahmen genutzt, um die soziale
Sicherheit zu stärken. Merkel versicherte:
„Deutschland wird Deutschland bleiben –
mit allem, was uns daran lieb und teuer
ist.“ Hans-Jürgen LeerschT

Sorgenvoller Blick trotz guter Haushaltszahlen: Die jüngsten Wahlergebnisse waren nicht nur für Kanzlerin Angela Merkel (CDU) enttäuschend. © picture-alliance/dpa

EDITORIAL

Der Ton
wird rauer

VON JÖRG BIALLAS

Eine Haushaltswoche im Deutschen Bundestag
ist immer etwas Besonderes. Im Plenum wird
engagiert debattiert, wie das Geld zu verteilen
ist, damit die einzelnen Ministerien im folgen-
den Jahr die ihnen zugewiesenen Aufgaben er-
füllen können.
Wenn das Parlament in diesem Herbst seiner
treffend als „Königsrecht“ bezeichneten
Pflicht nachkommt, geschieht das sogar unter
ganz besonderen Vorzeichen. Denn die Politik
hat offensichtlich auf Wahlkampf-Modus um-
geschaltet. Der Ton wird rauer. Nicht nur zwi-
schen Opposition und Koalition. Auch inner-
halb der Regierung ist der Umgang mitunter
weit weniger freundlich, als es unter Partnern
eigentlich üblich ist.
Die Chance ist groß, dass das bis zur Bundes-
tagswahl im Herbst 2017 so bleibt. Denn nach
der Landtagswahl in Mecklenburg-Vorpom-
mern vor einer Woche wird schon am kom-
menden Sonntag das Abgeordnetenhaus in
Berlin gewählt. Im März folgen dann die Saar-
länder, und im Mai werden die Menschen in
Schleswig-Holstein sowie Nordrhein-Westfalen
an die Urnen gebeten. Gerade die Wahl an
Rhein und Ruhr, in dem bevölkerungsreichsten
Bundesland, gilt vielen schon heute als Finger-
zeig für den Ausgang des Bundesvotums vier
Monate später.
Was das mit der Einbringung des neuen Haus-
haltes zu tun hat? Nun, die Versuchung ist
zweifelsohne groß, die Wähler in diesen Zeiten
mit Finanzgeschenken zu umschmeicheln. Zu-
mal die Nation finanziell ordentlich dasteht.
Die Steuern sprudeln, die Wirtschaft boomt,
Konjunktur und Arbeitsmarktdaten sind durch-
aus zufriedenstellend. Warum also sollte der
Staat nicht großzügig sein und beispielsweise
die Steuern spürbar senken oder Sozialausga-
ben noch deutlicher erhöhen?
Weil das kurzsichtig wäre. Trotz der komfort-
ablen Einnahmesituation schiebt die Nation
noch immer einen enormen Schuldenberg vor
sich her. Und was noch schwerer wiegt: Auf
die sozialen Sicherungssysteme kommen bald
enorme Herausforderungen zu. Würde dafür
nicht schon heute Vorsorge getroffen, wäre
das fahrlässig.
Zum Wahlkampf gehört die vernehmbare Aus-
einandersetzung mit dem politischen Gegner.
Zu einer verlässlichen Haushaltspolitik gehört
die analytische Ruhe, die besonnenem Han-
deln innewohnt. Deshalb ist es geboten, bei-
des möglichst weitgehend zu trennen.

»Verlierer
dieser

Entwicklung
könnte die
Demokratie

sein.«
Thomas Oppermann (SPD)

KOPF DER WOCHE

Ein Turner auf
der Tribüne
Andreas Toba Ungewohnte Worte zu Beginn der
Etat-Generaldebatte. Bundestagspräsident Nor-
bert Lammert (CDU) begrüßte diesmal einen ganz

besonderen Gast auf
der Besuchertribüne:
Dort hatte sich der
Hannoveraner Kunst-
turner Andreas Toba
unter die Gäste ge-
mischt. Bei den Olym-
pischen Spielen in Rio
de Janeiro brachte es
der 25-Jährige zu
weltweiter Populari-
tät, als er trotz
schmerzhaften Kreuz-

bandrisses seine Übung am Pferd absolviert und
so die Teilnahme des deutschen Teams am Finale
gesichert hatte. „Lieber Herr Toba, für viele Sport-
freunde verkörpern Sie mit ihrem Einsatz den
wahrhaft olympischen Geist, der an mancher Stel-
le verloren zu gehen droht“, sagte Lammert unter
viel Beifall. „Für viele, mich jedenfalls, sind Sie der
Sportler des Jahres.“ Andreas Toba vernahm die
Wünsche vom zweiten Mann des Staates sichtlich
gerührt auf der Tribüne. kru T
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ZAHL DER WOCHE

1.556
Euro ist der Betrag, um den die deutsche
Staatsschuld in jeder Sekunde ansteigt. Ins-
gesamt hat der Staat bisher 2,26 Billionen
Euro Verbindlichkeiten angehäuft. Die Pro-
Kopf-Verschuldung im Land beträgt mittler-
weile 27.222 Euro.

ZITAT DER WOCHE

»Die teuersten
Flüchtlinge sind
die Steuer-
flüchtlinge.«
Dietmar Bartsch, Ko-Vorsitzender der
Linksfraktion und Oppositionsführer, in der
Generaldebatte des Bundestags zum Haus-
halt 2017
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Weiter ohne neue Schulden
HAUSHALT Bund will Ausgaben im kommenden Jahr auf 328,7 Milliarden Euro steigern

Auch in den kommenden vier
Jahren will der Bund keine neu-
en Schulden machen. Das geht
aus dem Etatentwurf der Bun-

desregierung für das Haushaltsjahr 2017
(18/9200) und dem Finanzplan des Bun-
des bis 2020 (18/9201) hervor, den der
Bundestag in der vergangenen Woche vier
Tage beraten hat.

Kontinuierlich höhere Ausgaben Danach
sollen die Ausgaben des Bundes nach
316,9 Milliarden Euro in diesem Jahr auf
328,7 Milliarden Euro im kommenden
Jahr steigen. Für 2018 sind Ausgaben von
331,1 Milliarden Euro vorgesehen. Nach
343,3 Milliarden Euro im Jahr 2019 sollen
die Ausgaben 2020 insgesamt 349,3 Milli-
arden Euro betragen. Die Steuereinnah-
men sollen von 288,1 Milliarden Euro in
diesem Jahr auf 339,4 Milliarden Euro im
Jahr 2020 ansteigen. Neue Kredite sind in
diesem Zeitraum nicht vorgesehen.
Ein Schwerpunkt der Finanzplanung der
kommenden Jahre sind die Kosten, die für
die Bewältigung der Zuwanderung und zur
Bekämpfung der Fluchtursachen entstehen.
Dafür sind im Regierungsentwurf für 2017

knapp 19 Milliarden Euro eingeplant. Bis
zum Jahr 2020 sollen hierfür insgesamt
rund 77,5 Milliarden Euro zur Verfügung
stehen.
Auch für die innere Sicherheit soll mehr
Geld aufgewendet werden. Nach dem Ent-
wurf sollen die Ausgaben im kommenden

Jahr im Vergleich zu 2016 um 253,5 Mil-
lionen Euro steigen. Dazu soll es mindes-
tens 2.000 neue Planstellen vor allem bei
der Bundespolizei geben.
Der Verteidigungsetat soll um 2,3 Milliar-
den Euro auf rund 36,6 Milliarden Euro
angehoben werden. Darüber hinaus will

der Bund vermehrt in Bildung, Wissen-
schaft und Forschung, den sozialen Woh-
nungsbau und in die Verkehrsinfrastruktur
investieren. Insgesamt sind für Investitio-
nen 2017 33,3 Milliarden Euro (2016: 31,5
Milliarden Euro) eingeplant.

Weniger Zinszahlungen Für Zinszahlun-
gen will der Bund im kommenden Jahr
20,12 Milliarden Euro aufwenden. Das
sind 20,3 Prozent weniger als in diesem
Jahr (25,23 Milliarden Euro). Infolge der
Niedrigzinsen sinken die Ausgaben für die
Kredite seit Jahren kontinuierlich ab.
Der Bundestag hat den Etatentwurf und
die Finanzplanung des Bundes zur weite-
ren Beratung an den Haushaltsausschuss
überwiesen. Verabschiedet werden soll der
Haushalt 2017 wiederum nach viertägigen
Beratungen am Freitag, dem 25. Novem-
ber. Michael Klein T
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Sie in unserem E-Paper
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GASTKOMMENTARE
VORRANG FÜR STEUERSENKUNG?

Der Doppelschlag
PRO Mit dem Haushalt hat Wolfgang Schäu-

ble (CDU) bisher Glück gehabt. Seit
er Finanzminister ist, sprudeln die
Steuern und sinken die Zinsen. Dabei

hätte sein Start ins Amt nicht schlechter sein kön-
nen: Wegen der Finanzkrise rechnete man für
2010 mit einer Neuverschuldung von mehr als 80
Milliarden Euro. Am Ende war es zwar nur die
Hälfte, aber genug, um ihn zum Schuldenkönig zu
krönen. Es folgte eine beeiSteuermehreinahmen
ndruckende Sanierungsgeschichte. wurden zum
größten Teil genutzt, um das Defizit zu drücken.
Die Ausgaben durften da nur wenig steigen. 2014
war der Ausgleich geschafft, früher als geplant.
Seitdem steigen die Ausgaben wieder kräftig.
Nun sollte ein Teil der Mehreinnahmen an die Bür-
ger zurückgegeben werden. Sie mussten lange auf
eine nennenswerte Entlastung warten. Das war
unvermeidlich, aber nun ist es Zeit für eine Steuer-
senkung, die den Namen verdient. An der
„Schwarzen Null“ ist festzuhalten, schließlich hat
Deutschland immer noch mehr Schulden als im
Maastricht-Vertrag festgeschrieben. Dazu braucht
es keine Überschüsse, es reicht, wenn der Staat
keine zusätzlichen Schulden macht und die Wirt-
schaft wächst. Auch dann sinkt die Schuldenquo-
te. Das zeigt der Blick zurück: 2010 betrug die
deutsche Staatsschuld 81 Prozent. Derzeit sind
Bund, Länder und Gemeinden mit etwa 70 Prozent
der Wirtschaftsleistung verschuldet. Ohne neue
Kredite wird Ende des Jahrzehnts der europäische
60-Prozent-Schwellenwert unterschritten. Es geht
also beides: Steuern senken und Staatsfinanzen
konsolidieren – doch dazu muss man den Ausga-
benanstieg begrenzen. Es wäre fatal, würden die
Überschüsse aus dem ersten Halbjahr zu einer
weiteren Aufblähung der Haushalte führen.

Manfred Schäfers,
»Frankfurter Allgemeine
Zeitung«
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Zukunft sichern
CONTRA Deutschland geht es wirtschaftlich gut

wie lange nicht, möglicherweise so-
gar so gut wie nie zuvor. Dies machte
Finanzminister Wolfgang Schäuble

(CDU) gleich zu Beginn der Haushaltsdebatte im
Bundestag deutlich. Die ökonomische Stärke spie-
gelt sich auch in den staatlichen Haushalten wider.
Der Bund kann sich höhere Ausgaben leisten, weil
die solide Konjunktur die Kassen füllt und die nied-
rigen Zinsen zusätzlich entlasten. Selbst in der
Flüchtlingskrise muss er weder Ausgaben kürzen
noch Steuern erhöhen oder Schulden aufnehmen.
Zumindest laut Finanzplan steht die „Schwarze
Null“ auch die nächsten Jahre. Gesamtstaatlich er-
wirtschaftet die Bundesrepublik sogar Überschüsse.
Prompt wird der Ruf nach Steuersenkungen laut.
Auch Schäuble sieht dafür nach 2017 einen Spiel-
raum von etwa 15 Milliarden Euro. Aber wäre das
sinnvoll? Deutschland hat trotz aller Erfolge enor-
me Herausforderungen zu bewältigen. Alle hierzu-
lande profitieren dauerhaft davon, wenn die Inte-
gration der Flüchtlinge so schnell wie möglich ge-
lingt. Der Standort braucht dringend mehr Investi-
tionen in Straßen, in die Schiene, in die digitale In-
frastruktur. Bei Bildung und Forschung schöpft das
Land sein Potenzial ebenso wenig aus wie bei der
Kinderbetreuung. Jetzt kommt es darauf an, dem
Standort eine gute Zukunft zu sichern. Bei wach-
sender Wirtschaft sorgen allein ausgeglichene
Haushalte dafür, dass die Schuldenlast schrumpft.
In Deutschland sinkt die Defizitquote in hohem
Tempo. Die Überschüsse noch weiter zu erhöhen,
wäre nicht nachhaltig, sondern schädlich. Ihre Ver-
wendung muss aber dem Nutzen aller dienen. Ge-
nerationengerechtigkeit heißt auch, ein funktio-
nierendes Gemeinwesen zu hinterlassen.

Mehr zum Thema der Woche auf den Seiten 1 bis 8.
Kontakt: gastautor.das-parlament@bundestag.de

Markus Sievers
»Berliner Zeitung«,
»Frankfurter Rundschau«
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PARLAMENTARISCHES PROFIL

Der Kaufmann: Bartholomäus Kalb

Bartholomäus Kalb tritt gegen Euphorie auf die Bremse. „Eine
Steuerreform muss es geben, realistischerweise wird das aber
erst in der nächsten Legislaturperiode möglich sein“, sagt der
CSU-Abgeordnete. Der Niederbayer kennt die Rekord-Steuerein-

nahmen des Staates, allein im ersten Halbjahr 2016 gab es einen Über-
schuss von 18,5 Milliarden Euro. Aber massive Steuersenkung sofort,
wie manche es fordern, gehe nicht, meint Kalb. Die Länder müssten ein-
bezogen werden, weil das Gesetz zustimmungspflichtig sei. Auch erfor-
dere ein Steuer-Gesamtkonzept umfangreiche Vorarbeiten – kaum
machbar im Vorwahlkampf. Bartholomäus Kalb ist vor allem gegen die
steil ansteigende Steuerprogression. „Der Mittelstandsbauch muss re-
duziert werden. Die jungen Leistungsträger sollen entlastet werden.“
Wenn das wirklich nach 2017 passieren sollte, wird Bartholomäus Kalb
nicht mehr im Bundestag sitzen – nach drei Jahrzehnten Parlamentszu-
gehörigkeit und als dienstältester Angehöriger im wichtigen Haushalts-
ausschuss. Er will nicht mehr fürs Parlament kandidieren. „Ich bin jetzt
67 geworden und werde im nächsten Jahr 68. Man muss seine Grenzen
kennen. Ich bin froh, darüber selbst entscheiden zu können.“
Bis zum Ausscheiden will sich der Haushälter aber noch ins Zeug legen
für die Finanzpolitik der Koalition. Voll des Lobs ist Kalb für Wolfgang
Schäubles „Schwarze Null“, auch wenn die Opposition darin einen „Fe-
tisch“ sieht. „Wir machen 2017 zum vierten Mal hintereinander keine
neuen Schulden. Das ist sehr wichtig für künftige Generationen.“ Und
alles ohne Steuererhöhungen. Gewiss habe die „Null-Zins-Politik“ der
Europäischen Zentralbank ihren Anteil an den guten Etatzahlen, räumt
Kalb ein, „aber auf sie darf man sich nicht verlassen“.

Wird im Land zu wenig investiert, wie die Opposition kritisiert? Nein,
sagt Kalb. „Allein die Investitionen für Verkehr steigen 2017 um eine
halbe Milliarde auf 12,8 Milliarden Euro“, sagt er. Die Ausgaben seien
seit Beginn der Legislaturperiode um 25 Prozent gestiegen. Auch im
Breitbandausbau habe die Koalition Entscheidendes geleistet.
Die Flüchtlingskosten sind bei den Finanzen noch eine unklare Größe,
von Schäuble 2017 auf 19 Milliarden Euro taxiert. Der Zuzug habe sich
in diesem Jahr erheblich reduziert, sagt Kalb: „Wir müssen politisch al-

les dafür tun, dass sich ein Jahr 2015 nicht wiederholt.“ Nach der
Grenzöffnung von Kanzlerin Angela Merkel (CDU) strömten eine Million
Asylbewerber nach Deutschland, ein Ereignis, das das Land nach lange
beschäftigen und die Finanzen strapazieren wird. Apropos Merkel: Wird
sie nach der Serie von CDU-Wahlniederlagen 2017 noch einmal als Spit-
zenkandidatin für die Union antreten? Kalb: „Ich gehe davon aus, dass
Merkel auch 2017 als Spitzenkandidatin antritt.“ Er äußert sich nicht

dazu, ob ihm dies passt, nachdem sich die CSU demonstrativ noch auf
niemanden festgelegt hat, schon gar nicht auf die amtierende Kanzlerin:
Bartholomäus Kalb ist Haushälter durch und durch. Schon als bayeri-
scher Landtagsabgeordneter (1978-1986) gehörte der gelernte Kauf-
mann dem Haushaltsausschuss an. Und im „Königsausschuss“ des
Bundestags sitzt Kalb seit Ende 1988, ein Jahr nach seinem Parlaments-
einzug. Derzeit ist er Ausschussvize und führt die CSU-Haushälter im
Bundestag. In den drei Jahrzehnten Bundestag hat er spannende Zeiten
in der Finanzpolitik erlebt – die deutsche Einheit nach 1990, schwierige
Jahre nach 2002 oder die Finanzmarktkrise 2008. „Solidität und Stabili-
tät“ sei für ihn stets Richtschnur im Ausschuss gewesen, bekennt Kalb.
Immer habe es gegolten, Fachpolitiker aller Parteien abzuwehren, die
genau wussten, warum es gerade bei ihnen mehr Geld geben müsse.
Aus seinen ersten Berufsjahren als Industriekaufmann in einer mittel-
ständischen Firma habe er viel für die Ausschussarbeit gelernt. Zuvor
hatte er eine landwirtschaftliche Ausbildung absolviert, um den elterli-
chen Hof weiterzuführen. Die Verwurzelung in der Region zwischen
Landshut und Passau war für Kalb auch Grund, seiner niederbayeri-
schen Heimat immer treu zu bleiben. Seit 1987 ist er direkt gewählter
Abgeordneter für den Wahlkreis Deggendorf, eine feste CSU-Bastion.
Was bleibt dem bescheiden auftretenden Kalb, dessen Dialekt ein Mar-
kenzeichen ist und dessen Vorname daheim zu einem „Barthl“ wird, als
Hobbys? Gartenarbeit, sagt der verheiratete Vater zweier Kinder. Die
vielen Obstbäume im heimischen Garten in Künzing pflegen, schneiden,
veredeln, dabei ist Bartholomäus Kalb ganz entspannt und weit weg
von der Berliner Haushaltspolitik. Hans Krump T

.....................................................................................................................................................

»Wir machen 2017 zum
vierten Mal hintereinander

keine neuen Schulden.
Das ist sehr wichtig für
künftige Generationen.«

©
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Herr Claus, der Bundestag hat in der
vergangenen Woche erstmals den Haus-
haltsentwurf für das kommende Jahr von
Bundesfinanzminister Wolfgang Schäu-
ble (CDU) beraten. Der Entwurf sieht
Ausgaben von knapp 329 Milliarden
Euro vor. Das sind rund zwölf Milliarden
Euro mehr als in diesem Jahr. Trotzdem
will Schäuble weder Steuern erhöhen
noch neuen Schulden machen. Können
Sie sich auch über die geplante ,,Schwar-
ze Null“ freuen?
Ich halte den ganzen Rummel, der derzeit
um die „Schwarze Null“ aufgeführt wird,
für überzogen. Das Markenzeichen linker
Haushaltspolitik ist es nicht neue Schulden
aufzubauen, sondern gerechte Steuern zu
erheben. Zum Beispiel haben wir eine
ganz klare Auffassung zur Erbschaftsteuer.
Das Erbschaftsteuerkonzept der Bundesre-
gierung ist aus unserer Sicht ein Witz. In je-
dem Jahr werden bis zu 200 Milliarden
Euro vererbt, von denen nur ein winziger
Betrag versteuert wird. In Deutschland wer-
den die Reichen von Jahr zu Jahr reicher
und die Armen zahlreicher. Deshalb ist un-
sere erste Kritik am Haushaltsentwurf, dass
dieser nichts, aber auch gar nichts für eine
gravierende Verbesserung der Einnahmesei-
te enthält. Ergebnis der „Schwarze-Null-
Politik“ sind dann mangelnde Investitio-
nen in Bildung, Infrastruktur und Daseins-
vorsorge. Das lehnen wir als Die Linke
konsequent ab. Bei diesem Haushalt sucht
man eben vergebens nach einem echten
roten Faden und ein klares politisches Pro-
gramm. Man kann sich des Eindrucks
nicht erwehren, dass hier Gelder mit der
großen Gießkanne verteilt werden.

Was müsste getan werden, um die
von Ihnen kritisierte soziale Spaltung zu-
mindest zu verringern?
Eine gerechte und umverteilende Steuerre-
form müsste her. Das Steuerkonzept der
Linken würde die gesamten Gestaltungs-
spielräume erheblich vergrößern. Der
Bund könnte 53 Milliarden Euro, die Län-
der könnten 97 Milliarden Euro und die
Kommunen 27 Milliarden Euro mehr Steu-
ern einnehmen. Kein Millionär und keine
Millionärin würde dadurch verarmen und
der Mittelstand würde durch eine solche
Reform erheblich entlastet.

Dient die ,,Schwarze Null“ also nur
dazu, um im Wahljahr zu punkten?
Das glaube ich nicht. Die „Schwarze Null“
hat mit dem Lebensalltag der meisten
Menschen nichts zu tun. Dennoch ist zu
beachten, dass Schuldenmachen nicht gut
ankommt. Seit 2008 hat der Bundeshaus-
halt wegen sinkender Zinsen rund 100 Mil-
liarden Euro eingespart. Da fragt man sich
schon, warum der Finanzminister aus die-
sen Rahmenbedingungen nichts Vernünfti-
ges macht. Mit ihm verbindet man kein
Zukunftsprogramm, welches eine gerechte
und umverteilende Steuerreform zum Tra-
gen lassen kommt, sondern ausschließlich
eine „Schwarze Null“. Alles in allem kann
man den Haushalt so bewerten, dass zwar
an manchen Stellen ein finanzieller Auf-
wuchs zu verzeichnen ist, mir aber der
Glaube fehlt, dass wir das mehr an Geld
für richtig gute Ideen, für die Verbesserung
der sozialen und gesellschaftlichen Infra-
struktur und für eine humane Integration
der hier Benachteiligten und der zu uns
Geflüchteten nutzen.

Sehen Sie im Etatentwurf 2017
,,Wahlgeschenke“?
Einige sogenannte Wahlgeschenke sind
schon im Haushaltsentwurf enthalten, an-
dere werden noch durch die parlamentari-
sche Beratung hinzukommen. Da bin ich
mir ganz sicher und kann das aus langer
Erfahrung sagen. Das eigentliche Problem
ist aber, dass die Bundesregierung den Ein-
druck erweckt, als hätte sie die Förderpro-
gramme selbst erspart. Der Bund verteilt

aber nur die Steuergelder der Bürgerinnen
und Bürger, daran sollte man von Zeit zu
Zeit erinnern.

Für die Bewältigung der Zuwande-
rung und die Bekämpfung der Fluchtur-
sachen sind im kommenden Jahr bisher
19 Milliarden Euro eingeplant. Reicht
das überhaupt?
Insgesamt denke ich, ja. Nur lässt der Bund
die Kommunen auf vielen Lasten allein sit-
zen. Und das ist für die kommunale Fami-
lie schwer zu stemmen.

Wird das Geld in diesem Bereich rich-
tig eingesetzt?
Es wird zu wenig für echte Integration aus-
gegeben. Meine Fraktion wird innerhalb
der Haushaltsberatungen dazu auch Ände-
rungsanträge einbringen. Gerade das Bud-
get für Integrationskurse halten wir für zu
gering angesetzt. Ebenso ist unser politi-
scher und auch monetärer Ansatz für Aus-
bildungsförderung und Arbeitsmarktförde-
rung ein anderer. Der Haushaltsentwurf
zeigt auch, dass zu viel für Bürokratie auf-
gewendet wird.

Bei der Inneren Sicherheit will die
Regierung vor allem mit mehr Planstel-
len punkten. Ist das notwendig?
Zum Teil sind mehr Planstellen richtig,
zum Beispiel bei der Bundespolizei. Beim
Geheimdienst brauchen wir sie nicht.
Aber lassen Sie mich noch etwas ausho-
len. Die Personalaufstockung und Moder-
nisierung der Ausstattung bei der Bundes-
polizei wären ohnehin notwendig; beim
Technischen Hilfswerk wird die Rücknah-
me von geplanten Kürzungen aus der Fi-
nanzplanung gegenfinanziert, die ohne-
hin nicht nachvollziehbar gewesen wären.
Auch bei der Hochschule des Bundes wer-
den nun Stellen für die Ausbildung des
gehobenen Dienstes geschaffen, die schon
lange benötigt wurden. Das war schon
jahrelang eine Linken-Forderung.

Was halten Sie davon, dass der Ver-
teidigungsetat um 2,3 Milliarden Euro
auf 36,6 Milliarden Euro steigen soll?
Das lehnen wir konsequent ab. Wir brau-
chen keine Interventions-Bundeswehr.
Kriegsbeteiligung ist die falsche Antwort
auf den Terror. Die Fehler nach 9/11 wa-
ren, den Krieg als Mittel der Außenpolitik
und Freiheitsbeschränkungen als Mittel
der Innenpolitik zu etablieren. Aggressio-
nen nach außen gehen nun einmal Hand
in Hand mit einem Abbau demokrati-
scher und sozialer Rechte im Inneren.

Verkehrsminister Alexander Dob-
rindt (CSU) freut sich über mehr Ver-
kehrsinvestitionen – trotz fehlender Ein-
nahmen durch die Pkw-Maut für Aus-
länder. Glauben Sie, dass die Rechnung
aufgeht?
Die Pkw-Maut hätte das Problem auch
nicht gelöst. Deutschland steckt weiterhin
im Investitionsstau. Der ist nur mit mehr
Einnahmen aufzulösen.

Auch für den sozialen Wohnungsbau
und für Bildung und Forschung soll es
mehr Geld geben. Können die Verspre-
chen eingehalten werden?
Auch das Einhalten dieses Versprechen
wird die fehlenden Wohnungen in Bal-
lungsräumen nicht kompensieren kön-
nen. Das deutsche Bildungssystem ist
durch seine föderale Zersplitterung final
gescheitert.

Wo würden Sie eigene Prioritäten
setzen?
Bei mehr sozialer Gerechtigkeit, das heißt
für mich: gleiche Löhne, gleiche Arbeit
und eben auch die Angleichung der
Ostrenten an das Westniveau. Eine weitere
Priorität liegt in der Daseinsvorsorge. Ge-
rade im ländlichen Bereich, da haben wir
noch einige Hausaufgaben vor uns, wenn
ich die ärztliche Versorgung, die Breit-
bandversorgung oder gar den ÖPNV an-
schaue, um nur einige Bereiche der öffent-
lichen Daseinsvorsorge zu nennen. Weite-
re Priorität muss die frühkindliche Bil-
dung, die Aus- und Fortbildung einneh-
men. Des Weiteren sollten wir größere In-
vestitionen in Zukunfts- und Forschungs-
projekte stecken. Und wir als Die Linke
würden ganz klare Priorität in der Abrüs-
tung sehen.

Das Interview führte Michael Klein. T

Roland Claus (61) ist haushaltspolitischer
Sprecher der Fraktion Die Linke. Der

Abgeordnete aus Sachsen-Anhalt wurde
1998 erstmals in den Bundestag gewählt.

© linksfraktion.de

»Roter
Faden
fehlt«
ROLAND CLAUS Der haushalts-
politische Sprecher der Fraktion
Die Linke fordert Verbesserungen
bei den Steuereinnahmen

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper
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Schäuble setzt auf Stabilität
HAUSHALT 2017 Regierungsentwurf sieht Erhöhung der Investitionen um zwei Milliarden Euro vor. Opposition vermisst Gerechtigkeit

F
ür die einen ist es ein Grund zur
Freude, für die anderen werden
erneut Chancen vertan: Der Re-
gierungsentwurf zum Haushalt
2017 (18/9200), den Bundesfi-
nanzminister Wolfgang Schäu-

ble (CDU) vergangene Woche zu Beginn
der viertägigen Haushaltsberatungen vor-
stellte, wurde von Koalition und Oppositi-
on erwartungsgemäß unterschiedlich auf-
genommen.

Veränderung Für Schäuble steht die
Haushaltspolitik des Bundes für Stabilität,
für Verlässlichkeit und Zukunftsgestaltung
in einem Umfeld von Unsicherheit. Einer-
seits gehe es der deutschen Wirtschaft sehr
gut, andererseits wachse ein Gefühl der
Unsicherheit. „Wir müssen beweisen, dass
die Integration der Flüchtlinge gelingen
kann, und wir müssen beweisen, dass wir
mögliche Sicherheitsrisiken erkennen und
unter Kontrolle halten“, sagte Schäuble. Es
gehe um Veränderung, aber nicht um
Selbstaufgabe.
Im Haushalt 2017 mit geplanten Ausgaben
von 328,7 Milliarden Euro (siehe Tabelle)
bleibe die Steigerung im Einklang mit dem
Anstieg des Bruttoinlandsprodukts: „Wir
geben nur das aus, was wir nachhaltig ha-

ben.“ Die Ausgaben für Bildung und For-
schung seien massiv erhöht worden, Län-
der und Kommunen könnten ihre Aufga-
ben verlässlich finanzieren.
Die Bundesregierung sei angesichts neuer
Aufgaben handlungsfähig geblieben. Spiel-
räume würden genutzt. So stiegen die In-
vestitionen erneut um fast zwei Milliarden
Euro. Milliarden würden
investiert in den Breitband-
ausbau, in Elektrofahrzeu-
ge, in die Mikroelektronik.
Jungen, innovativen Unter-
nehmen wolle man den
Zugang zu Fremdkapital er-
leichtern.
Schäuble kündigte an, dass
im Rahmen des Existenz-
minimumberichts und des
Berichts über die Wirkung
der kalten Progression im
kommenden Jahr der Steu-
ertarif sowie der Grundfrei-
betrag, der Kinderfreibetrag und das Kin-
dergeld angepasst werden. Dies würde
2017 „gesamtstaatlich“ zu einer Entlastung
von rund zwei Milliarden Euro führen.
Für Steuersenkungen gebe es nach 2017 ei-
nen Spielraum von etwa 15 Milliarden
Euro, die für die Entlastung kleiner und

mittlere Einkommen und den Abbau des
sogenannten „Mittelstandsbauchs“ im Ein-
kommensteuertarif genutzt werden könn-
ten, sagte er weiter.
Während Schäuble von den Koalitionsfrak-
tionen CDU/CSU und SPD weitgehend ge-
stützt wurde, sahen die Oppositionsfrak-
tionen Die Linke und Bündnis 90/Die Grü-

nen den Etatentwurf kri-
tisch. Für die Vorsitzende
des Haushaltsausschusses
des Bundestages, Gesine
Lötzsch (Die Linke), fällt
der Regierungsentwurf so-
wohl beim Gerechtigkeits-
test als auch beim Sicher-
heits- und beim Zukunfts-
test durch. So sei der Ent-
wurf ungerecht, weil die
Reichen geschont würden,
da die Steuern auf Kapital-
erträge geringer seien als
die Steuern auf geleistete

Arbeit.
Für die Abgeordnete gibt es zudem keine
sinnvolle Begründung, wieso der Etat der
Bundeswehr noch weiter aufgestockt wer-
den soll. Dies diene nicht der Sicherheit.
Der Kampf der Bundeswehr gegen den Ter-
ror in Afghanistan habe den Terror nach

Deutschland geholt und Kriege seien wei-
terhin die Hauptfluchtursache für Millio-
nen von Menschen. Deshalb müsse mit
Waffenexporten Schluss gemacht werden.
„Viele Menschen haben Angst vor der Zu-
kunft“, sagte sie weiter. Dies gelte sowohl
für das Rentensystem als auch für das Ge-
sundheitssystem. Und viele Menschen wür-
den sich fragen, ob sie
noch eine bezahlbare Woh-
nung bekommen könnten.
Der Finanzminister habe
keine Zukunftsvisionen,
sondern für ihn sei nur die
„Schwarze Null“ wichtig. Es
sei höchste Zeit, in Gerech-
tigkeit zu investieren. „Die-
ser Haushalt spaltet die Ge-
sellschaft“, betonte Lötzsch.
Carsten Schneider, stellver-
stretender Vorsitzender der
SPD-Fraktion, wies darauf
hin, dass die Koalition den
vierten Haushalt ohne neue Schulden vor-
lege. Damit würden Spielräume geschaf-
fen, um in die Zukunft zu investieren. Der
Etatentwurf sei alles andere als ein Wahl-
kampfhaushalt, sondern er sei solide fi-
nanziert. Für die SPD-Fraktion sei vor al-
lem der Ausgleich zwischen Arm und Reich

wichtig. Grundlage dafür sei Wirtschafts-
wachstum, wofür in diesem Haushalt auch
vieles getan werde.
Schneider betonte, dass die SPD sich einer
„gezielten Entlastung“ bei den Steuern
nicht entgegenstellen würde. Er wies je-
doch darauf hin, dass Menschen, die we-
gen zu geringem Einkommen keine Steu-

ern bezahlen müssten,
durch Steuersenkungen
nicht entlastet werden
könnten. Er kündigte an,
dass sich seine Fraktion
noch in dieser Legislatur-
periode für finanzielle Ver-
besserungen bei Alleiner-
ziehenden und für eine
Gleichbehandlung der
Renten im Osten und im
Westen einsetzen werde.
„Dies ist ein Haushalt der
verpassten Chancen“, sagte
der haushaltspolitische

Sprecher der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen, Sven-Christian Kindler. Trotz spru-
delnder Steuereinnahmen und niedrigen
Zinsen nutze Schäuble die Mehreinnah-
men nicht, um die Zukunft zu gestalten,
sondern gebe das Geld weiter mit der
Gießkanne „ohne Plan“ aus. Deshalb liege

die Investitionsquote seit Jahren beinahe
unverändert bei zehn Prozent. So werde
die Zukunftsfähigkeit Deutschlands ver-
spielt. Es sei nicht akzeptabel, dass viel zu
wenig „in die Köpfe“ investiert werde. Er
setze sich dafür ein, dass Menschen mit
kleinem Einkommen entlastet würden und
forderte eine Verdoppelung der Mittel für
den sozialen Wohnungsbau. Im Gegenzug
sollten unnütze Subventionen gestrichen
werden. „Dieser Haushalt produziert Ver-
liererinnen und Verlierer“, betonte Kindler.
Für den stellvertretenden Vorsitzende der
Unions-Fraktion, Ralf Brinkhaus (CDU), ist
der Etatentwurf ein Grund zur Freude. Ob-
wohl keine neuen Schulden gemacht wer-
den sollen werde weiter viel investiert und
die nötigen Mittel für die Integration von
Flüchtlingen bereitgestellt. Außerdem werde
unter anderem viel Geld für Krisenpräventi-
on, für den Klimaschutz, für die Digitalisie-
rung im Breitbandausbau und die Verkehrs-
wege ausgegeben. Michael Klein T

Kinder können hoffnungsvoll in die Zukunft blicken. Im kommenden Jahr sollen das Kindergeld und der Kinderfreibetrag angepasst werden. © picture-alliance/dpa

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

»Wir geben
nur das Geld

aus,
was wir

nachhaltig
haben.«

Wolfgang Schäuble (CDU),
Finanzminister

»Dieser
Entwurf ist

ein Haushalt
der

verpassten
Chancen.«

Sven-C. Kindler (Grüne)



4 BUNDESHAUSHALT Das Parlament - Nr. 37-38 - 12. September 2016

Sprudelnde Einnahmen
FINANZVERWALTUNG Mehr Geld aus Steuern

Im kommenden Jahr sollen die Einnah-
men des Bundes um 11,36 Milliarden Euro
auf 314,91 Milliarden Euro (2016: 303,56
Milliarden Euro) steigen. Im Wesentlichen
stammen die Einnahmen aus Steuern und
steuerähnlichen Abgaben, die 2017 insge-
samt 302,09 Milliarden Euro (288,37 Mil-
liarden Euro) betragen sollen. Die Verwal-
tungseinnahmen sollen dann leicht von
5,52 Milliarden auf 5,62 Milliarden Euro
steigen.
Im Einzelnen erwartet die Regierung bei
den Einnahmen des Bundes aus der Um-
satzsteuer eine Steigerung von 85,65 Milli-
arden Euro auf 90,47 Milliarden Euro. Für
Einnahmen aus der Lohnsteuer sind insge-
samt 83,68 Milliarden Euro (78,48 Milliar-
den Euro) vorgesehen. Der 50-prozentige
Anteil des Bundes an der Körperschaftsteu-
er soll 12,14 Milliarden Euro (9,5 Milliar-
den Euro) betragen.
Die Einnahmen aus den Energiesteuern
sollen insgesamt 39,9 Milliarden Euro be-
tragen. Das sind 700 Millionen Euro mehr
als in diesem Jahr. Leicht ansteigen sollen
die Einnahmen aus der Tabaksteuer von
14,36 Milliarden auf 14,37 Milliarden
Euro. Die Einnahmen aus der Kaffeesteuer
sollen fast unverändert 1,04 Milliarden
Euro betragen. Die Einnahmen aus der
Versicherungsteuer sollen bei 13,02 Milli-
arden Euro (12,7 Milliarden Euro) liegen.
Die Kfz-Steuer soll 8,9 Milliarden Euro

(8,8 Milliarden Euro) bringen. Leicht an-
steigen sollen mit 1,1 Milliarden Euro die
Einnahmen aus der Luftverkehrsteuer
(1,04 Milliarde Euro).
Der Anteil des Bundes am Reingewinn der
Deutschen Bundesbank soll 2017 wie in
diesem Jahr insgesamt 2,5 Milliarden Euro
betragen. Aus dem Verkauf von Beteiligun-
gen und aus der Verwertung von Kapital-
vermögen erwartet die Regierung Einnah-
men von 3 Millionen Euro (44 Millionen
Euro). Dazu gehören unter anderem die
Beteiligungen an der Deutsche Telekom
AG, der Deutsche Post AG, der Anteile an
den Flughäfen Köln/Bonn und München
sowie die Einnahmen aus der Neuordnung
der ERP-Wirtschaftsförderung. Die Veräu-
ßerungen sollen kapitalmarktgerecht erfol-
gen, heißt es im Entwurf.
Im Bereich „Leistungen im Zusammen-
hang mit der Deutschen Einheit“ sollen
die Gesamtausgaben im kommenden Jahr
306,51 Millionen Euro (331,58 Millionen
Euro) betragen. Die Zuweisungen an den
Entschädigungsfonds sollen von 200 Mil-
lionen Euro in diesem Jahr auf 175 Millio-
nen Euro im kommenden Jahr fallen.
Die Ausgaben des Einzelplans summieren
sich auf 15,65 Milliarden Euro (14,92 Mil-
liarden Euro). Zuweisungen und Zuschüs-
se machen davon wiederum mit 12,02 Mil-
liarden Euro (11,62 Milliarden Euro) den
Löwenanteil aus. mik T

Der Wirtschaft ging es noch nie so gut
WIRTSCHAFT Minister Gabriel würdigt »gute drei Jahre« für Deutschland. Chancen für Schäubles großen Steuersenkungsplan sieht der SPD-Chef nicht

Für die Koalitionsfraktionen steht fest:
Noch nie war die wirtschaftliche Lage in
Deutschland so gut, die Beschäftigung so
hoch und die Arbeitslosigkeit entspre-
chend niedrig. Allerdings sorgte die Oppo-
sition in der Debatte über den Haushalt
des Wirtschaftsministeriums am Donners-
tag für einige andere Aspekte, zum Beispiel
mit dem Hinweis auf die ungleiche Vertei-
lung der Vermögen in Deutschland.
Wirtschaftsminister Sigmar Gabriel (SPD)
sagte, die Arbeitslosigkeit sei so niedrig wie
seit 25 Jahren nicht mehr: „Ich finde, gera-
de in dieser aufgewühlten Zeit ist das ein

Erfolg, den man gar nicht hoch genug ein-
schätzen kann.“ 43,5 Millionen Menschen
hätten Arbeit, die Wirtschaft sei solide ge-
wachsen, die Einnahmen der Sozialversi-
cherung würden steigen: „Unsere Aufgabe
muss es deshalb sein, dafür zu sorgen, dass
es dabei bleibt.“ Im Durchschnitt habe
heute jeder Arbeitnehmer 1.000 Euro pro
Jahr mehr im Portmonaie als zu Beginn
dieser Legislaturperiode. Allerdings wür-
den immer noch zu viele Arbeitnehmer zu
schlechten Löhnen arbeiten, räumte Ga-
briel ein. Kritisch äußerte er sich auch zu
Forderungen aus Reihen des Koalitions-
partners CDU/CSU zu großen Steuersen-
kungen. Er sei da sehr zurückhaltend, „und
da ist in den letzten Monaten schon viel zu
viel versprochen worden, und am Dienstag
noch mehr“, sagte er mit Blick auf entspre-
chende Ankündigungen von Finanzminis-
ter Wolfgang Schäuble (CDU). Gabriel

rechnete den Umfang der aus der Union
angekündigten Steuersenkungen auf rund
40 Milliarden Euro zusammen – mehr als
zehn Prozent des Bundeshaushaltes: „Mal
ganz offen: wer soll da eigentlich alles
glauben?“
Der Wirtschaftsminister würdigte, der Wert
der Arbeit in Deutschland sei gestiegen.
Leistung finde Anerkennung: „Das ist ein
Signal von überragender Bedeutung für un-
sere Gesellschaft.“ Die Arbeit der Großen
Koalition habe Deutschland „gute drei Jah-
re“ gebracht. Die umstrittenen Freihandels-
abkommen der EU mit den USA und Ka-
nada streifte Gabriel nur kurz, indem er
sich dafür aussprach, „dass Europa auch
Freihandelsverträge schließt“.
Im Unterschied zum Wirtschaftsminister
sah Michael Fuchs (CDU) durchaus Spiel-
raum für größere Steuersenkungen. Die
Kosten der von Schäuble geschilderten

Senkungen seien nicht allein vom Bund zu
tragen, sondern auch von den Ländern.
Außerdem sagte Fuchs „ganz klar Ja“ zu
den Freihandelsabkommen TTIP und CE-

TA. Hinter der Kritik stecke oft ein „latenter
Antiamerikanismus“. Wie Fuchs würdigte
auch Hubertus Heil (SPD) die gute Lage
der Wirtschaft, beurteilte die Freihandels-
abkommen aber differenzierter.
Roland Claus (Die Linke) sagte, die Früch-
te der von Gabriel geschilderten guten
Wirtschaftsentwicklung seien ungleichmä-
ßig verteilt. Er wies auf Umfragen hin,
nach denen rund 80 Prozent der Bundes-
bürger die Verteilung von Einkommen und
Vermögen äußerst ungerecht finden wür-
den. „Arm trotz Arbeit“ sei kein Phantom-
schmerz, sondern für Millionen von Ar-
beitnehmern „beschämende Realität“.
Claus warf der Regierung vor, Großunter-
nehmen der Luftfahrtbranche zu stark zu
subventionieren, während zu wenig für
den Mittelstand getan werde.
Anton Hofreiter (Grüne) warf Gabriel
„Wahlkampfmanöver“ vor. Die Investiti-

onsquote in Deutschland sei zu niedrig.
Gerade bei Zukunftsinvestitionen zum Bei-
spiel in ein modernes Energiesystem brem-
se die Regierung.
In der Automobilindustrie entwickelten
sich StartUps wie der Elektroautohersteller
Tesla zu einer ernsthaften Konkurrenz für
die Autoindustrie, während die Koalition
immer noch an die Zukunft des Dieselmo-
tors glaube. Hofreiter erneuerte die Oppo-
sitionskritik an den Freihandelsabkom-
men. Die kommunale Wasserversorgung
müsse nicht in einem Freihandelsabkom-
men geregelt werden.
Der Etatentwurf für 2017 (18/9200, Einzel-
plan 09) sieht beim Bundeswirtschaftsmi-
nisterium einen Rückgang der Ausgaben
vor. Danach sollen die Ausgaben 2017 um
knapp 190 Millionen Euro auf 7,43 Milli-
arden Euro sinken (2016: 7,62 Milliarden
Euro). Hans-Jürgen Leersch T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

D
ie Schere zwischen Stadt
und Land klafft immer
weiter auseinander. Die
Menschen zieht es in die
Metropolen. In letzter
Konsequenz schwinden

auf den Dörfern die Bevölkerung, Perspekti-
ven und Zuversicht. Die Bundesregierung
will mithilfe des Agraretats gegensteuern
und hat in der ersten Beratung des Einzel-
plans 10 (18/9200) am vergangenen Don-
nerstag nach den Worten von Landwirt-
schaftsminister Christian Schmidt (CSU)
auf die Förderung „vitaler ländlicher Räu-
me“ gesetzt. Fast 5.9 Milliarden Euro sollen
nach den Plänen der Haushälter dem Bun-
desministerium für Ernährung und Land-
wirtschaft im Jahr 2017 zur Verfügung ge-
stellt werden. Das sind 300 Millionen Euro
mehr als in diesem Jahr.

Unfallversicherung Doch besonders unter
den Bauern weicht die Zuversicht angesichts
schlechter wirtschaftlicher Aussichten. Viele
Betriebe erwirtschaften nicht mehr genug,
um ihre Kosten zu decken. Insofern wollte
Schmidt die Etataufstockung als ein gutes
Zeichen verstanden wissen. „Wir müssen ei-
nen angemessenen Beitrag zur Entlastung
beisteuern“, sagte der Minister, der die Fort-
führung des „hohen Zuschusses bei der
Landwirtschaftlichen Unfallversicherung“
hervorhob. Erhalten bleibt der bereits im
Haushalt 2016 eingestellte Zuschuss zur
Unfallversicherung in einer Höhe von 78
Millionen Euro, der mit insgesamt 178 Mil-
lionen die Agrarbetriebe ohne zusätzlichen
bürokratischen Aufwand kostenseitig ent-
lasten helfen soll. Der Zuschuss war ge-

währt worden, nachdem durch die Krim-
Krise der Absatzmarkt in Russland weggefal-
len war und der Rohstoffpreis für Milch sich
stetig verschlechtert hatte. Darüber hinaus
stellte der Minister in Aussicht, dass mithil-
fe eines nationalen Bürgschaftsprogramms
im Laufe der Beratungen weitere Unterstüt-
zung gewährt wird. Doch die Ursachen der
Milchkrise könne der Staat nicht alleine re-
geln, meinte Schmidt, denn die Erzeuger
würden gegenwärtig faktisch allein das Risi-
ko tragen. „Da muss eine bessere Balance
gefunden werden.“ Die Genossenschaften
müssen ihrer Verantwortung gegenüber ih-
ren Genossen gerecht werden, forderte der
Agrarminister, der zwischen allen Marktbe-
teiligten vermitteln will.
Die Grünen sahen die Verantwortung je-
doch nicht bei der Wirtschaft, sondern bei
der Bundesregierung und dem Bauernver-
band. „Seit 1975 sind über 600.000 Bau-
ernhöfe verschwunden“, zählte Friedrich

Ostendorff (Grüne) auf. „Seit Ende 2016
haben jeden Tag zehn bis 15 Milchviehbe-
triebe aufgegeben“, rechnete der Abgeord-
nete weiter vor. Die Milchüberproduktion
werde im Handel verramscht. Das sei die
Folge der Liberalisierung der Landwirt-
schaft, die im Wesentlichen auf die Politik
der Union und großer Interessenverbände
zurückgehe. Das sei kein Strukturwandel,
sondern ein „Gemetzel im ländlichen
Raum“, spitzte Ostendorff zu. „Nichts wird
unternommen, um die bäuerlichen Betriebe
zu erhalten“, kritisierte er. Alle Vorschläge
zur Bekämpfung der Krise seien abgelehnt
worden, ohne Lösungen anzubieten. Dass in
vielen Dörfern nur noch ein Schulbus fahre
und sich die Menschen zurecht abgehängt
fühlen würden, meinte auch Kirsten Tack-
mann (Linke). Derzeit seien die Auswirkun-
gen einer katastrophalen Agrarinfrastruktur-
politik auf dem Land zu beobachten. Land-
wirtschaftsfremde Investoren würden die
Preise für Ackerland hochtreiben, obwohl
diese nicht mit der Landwirtschaft zu refi-
nanzieren seien. „Da dürfen wir nicht zugu-
cken“, sagte Tackmann. Im Speziellen wür-
den die Milchviehbetriebe zu Bittstellern ge-
macht, im Allgemeinen werde aktuell kein
landwirtschaftliches Produkt zu einem ange-
messenen Preis bezahlt. Selbst Roggen für
Brot bringe mehr bei der energetischen Ver-
wertung, statt als Lebensmittel: „Das ist per-
vers.“ Liquiditätshilfen würden deshalb den
Betrieben nicht reichen, um Löhne zu zah-
len. Mit Steuergeldern finanzierte Zugaben
bei der Unfallversicherung seien nur ein
Tropfen auf dem heißen Stein.
Ganz so düster wollte Johann Saathoff
(SPD) die Zukunft auf dem Land nicht se-

hen. Der Sozialdemokrat hob das Bundes-
programm für ländliche Entwicklung
(BULE) mit einem Budget von 20 Millio-
nen Euro hervor, das für die Entwicklung
ländlicher Räume diene. Gefragt seien Kon-
zepte, die über Investitionen in reine Infra-
struktur hinausgehen sollten und einen An-
satz zur sozialen Dorferneuerung ermögli-
chen. Außerdem müsse mehr Wertschöp-
fung durch Veredelung in die ländlichen
Räume zurückgeholt werden. Nach Ansicht
des Vorsitzenden des Ausschusses für Land-
wirtschaft, Alois Gerig (CDU), muss dafür
Sorge getragen werden, dass die Landwirte
mehr Wertschätzung erhalten und Wert-
schöpfung gewinnen. „Die Landwirte dür-
fen nicht mit der Last alleine gelassen wer-
den.“ In Deutschland werde weltweit die
höchste Qualität an Lebensmitteln produ-
ziert. „Insbesondere der Handel muss sei-
nen Beitrag dazu leisten, dass Lebensmittel
ihren Preis haben und nicht verramscht
werden.“

Hochwasserschutz Für das Hauptinstru-
ment der nationalen ländlichen Förderpoli-
tik, die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse-
rung der Agrarstruktur und des Küsten-
schutzes“ – kurz GAK –, sind insgesamt 15
Millionen Euro mehr eingeplant worden.
Dazu kommen 100 Millionen Euro für
Maßnahmen des präventiven Hochwasser-
schutzes, die im Rahmen des Zukunftsin-
vestitionsprogramms (bisher im Einzelplan
60) dem Landwirtschaftsetat künftig zuge-
schlagen werden sollen. Damit stehen dem
Bund insgesamt 765 Millionen Euro für die
GAK zur Verfügung, um Investitionen auf
dem Land zu fördern. Jan Eisel T

Alt und oft einsam: In vielen Dörfern drohen bald die Lichter auszugehen. © picture-alliance/ZB

Gegen die
Landflucht
LANDWIRTSCHAFT Opposition schaut
auf die Menschen, die sich abgehängt
fühlen. Die Koalition will derweil für
eine Revitalisierung der Fläche sorgen

Mehr für Schlapphüte
KANZLERAMT Etat steigt insgesamt um 68,3 Millionen Euro

Der Etat der Bundeskanzlerin und des
Bundeskanzleramtes kann 2017 über 2,48
Milliarden Euro verfügen. Das sind 68,3
Millionen Euro mehr als in diesem Jahr
(2016: 2,41 Milliarden Euro).
Während für das Personal insgesamt
287,19 Millionen Euro (281,12 Millionen
Euro) eingeplant sind, sollen die sächli-
chen Verwaltungsausgaben im kommen-
den Jahr 968,64 Millionen Euro (867,56
Millionen Euro) betragen. Für Zuweisun-
gen und Zuschüsse (ohne Investitionen)
sind nach 989,93 Millionen Euro in die-
sem Jahr für 2016 insgesamt 1 Milliarde
Euro eingeplant. Für Investitionen sind
225,96 Millionen Euro (279,74 Millionen
Euro) reserviert.
Den größten Anteil am Gesamtetat hat der
Beauftragte der Bundesregierung für Kultur
und Medien. Hier sollen 1,18 Milliarden
Euro (1,22 Milliarden Euro) zur Verfügung
stehen. Für die Bundeskanzlerin und ihr
Amt sind 67,03 Millionen Euro (67,93

Millionen Euro) eingeplant. Die Ausgaben
des Presse- und Informationsamtes der
Bundesregierung sollen von 77,93 Millio-
nen Euro auf 80,49 Millionen Euro stei-
gen. Das Bundesarchiv soll über 67,42
Millionen Euro (63,25 Millionen Euro)
verfügen können.
Der Zuschuss an den Bundesnachrichten-
dienst beträgt 807,27 Millionen Euro
(723,84 Millionen Euro).
Der Etat der Bundesbeauftragten für die
Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes
der ehemaligen DDR soll 104,15 Millio-
nen Euro (104,77 Millionen Euro) umfas-
sen und für die Beauftragte der Bundesre-
gierung für Migration, Flüchtlinge und In-
tegration sind 26,96 Millionen Euro be-
reitgestellt. In diesem Jahr sind dies 26,01
Milliarden Euro.
Die Ausgaben des Bundesinstituts für Kul-
tur und Geschichte der Deutschen im öst-
lichen Europa sollen 991.000 Euro
(994.000 Euro) betragen. mik T

Künstlerhilfe stabil
BUNDESPRÄSIDENT Zusatzausgaben für Personal

Der Bundespräsident und das Bundespräsi-
dialamt sollen 2017 über 36,09 Millionen
Euro (2016: 34,32 Millionen Euro) verfü-
gen können. Dabei sollen die Personalaus-
gaben von 19,5 Millionen Euro in diesem
Jahr auf 20,67 Millionen Euro im kom-
menden Jahr steigen.
Die sächlichen Verwaltungsausgaben sol-
len ebenfalls von 9,49 Millionen auf 10,28
Millionen Euro steigen. Für Investitionen
sind nach 1,28 Millionen Euro in diesem
Jahr für kommendes Jahr eine Millionen
Euro eingeplant. Für Zuweisungen und Zu-
schüsse (ohne Investitionen) sind 4,14
Millionen Euro (4,04 Millionen Euro) vor-
gesehen.
Die Ausgaben des Bundespräsidenten sol-
len 4,94 Millionen Euro (4,73 Millionen
Euro) betragen. Dabei sind für Zuweisun-
gen und Zuschüsse (ohne Investitionen)
wie bisher 3,65 Millionen Euro vorgese-
hen. 2,3 Millionen Euro davon sind gleich-
bleibend für die Deutsche Künstlerhilfe re-
serviert.

1,35 Millionen Euro sind wie in diesem
Jahr vorgesehen für die Gewährung von
Ehrengaben an Alters- und Ehejubilare,
Übernahme von Patenschaften und die
Ausgaben aus besonderer Veranlassung. So
übernimmt der Bundespräsident traditio-
nell die Patenschaft für das siebte Kind ei-
ner Familie.
Die Bezüge des Bundespräsidenten sollen
unverändert 227.000 Euro betragen. Das
sind 10/9 des Amtsgehalts der Bundes-
kanzlerin.
Für das Bundespräsidialamt sind für 2016
insgesamt 21,06 Millionen Euro (19,9 Mil-
lionen Euro) vorgesehen. Davon geht der
größte Teil mit 12,81 Millionen Euro
(12,24 Millionen Euro) an das Personal.
Das Büro der Gemeinsamen Wissenschafts-
konferenz (GWK) soll im kommenden
Jahr über 2,09 Millionen Euro verfügen
können. Das sind 162.000 Euro mehr als
2016. Die Personalausgaben betragen hier
1,31 Millionen Euro (1,29 Millionen
Euro). mik T



Kritik trotz Rekordkurs
VERKEHR Mehr Geld für Investitionen. Opposition hält Dobrindts Politik dennoch für falsch

E
s ist der größte Investitions-
haushalt im Haushaltsentwurf
der Bundesregierung für 2017.
Die Investitionen in Bundes-
fernstraßen, Schienenwege,
Wasserstraßen und Internet-

ausbau sollen auf 15,86 Milliarden Euro
steigen. Bundesverkehrsminister Alexander
Dobrindt (CSU) zeigte sich dementspre-
chend begeistert. „Wir starten den größten
Infrastrukturhaushalt, der
jemals in den Bundestag
eingebracht wurde“, sagte
er vergangenen Freitag bei
der Debatte über den Ver-
kehrsetat: Rekordmittel al-
lein seien dafür aber noch
nicht ausreichend. Viel-
mehr müssten diese auch
gezielt eingesetzt werden.
Dafür ist aus Sicht Dob-
rindts gesorgt. Hat doch
die Bundesregierung un-
längst den Bundesverkehrs-
wegeplan 2030 (BVWP)
vorgelegt, über den in der kommenden Sit-
zungswoche beraten wird. Mit einem Um-
fang von 270 Milliarden Euro und mehr
als 1.000 Projekten sei dies „das stärkste
Infrastrukturprogramm, das es je gegeben
hat“. Und nicht nur das: Nach Aussage des
Ministers bringt der BVWP Ökonomie und
Ökologie zusammen.
Eine Feststellung, der der Haushaltsexperte
der Grünen, Sven-Christian Kindler, im
Verlauf der Debatte energisch widersprach.

„Mit Klimaschutz hat das nichts zu tun“,
urteilte er. Zudem sei der Bundesverkehrs-
wegeplan nicht durchfinanziert. Er sei eine
„unfinanzierbare Wünsch-Dir-was-Liste“.
Kindler, der Dobrindt und seine Verkehrs-
politik als ebenso gescheitert wie die Pläne
zur Pkw-Maut bezeichnete, warnte zu-
gleich vor einer eventuellen Privatisierung
der Bundesautobahnen, wie sie der Minis-
ter plane. Auch wenn es im Bereich des Au-

tobahnbaus Reformbedarf
gebe: „Diese Privatisierung
ist falsch“, sagte er.
Von einer Privatisierung
der Autobahnen war
gleichwohl in Dobrindts
Rede nichts zu vernehmen.
Der Minister hatte viel-
mehr auf ein Defizit auf-
merksam gemacht, das es
aus seiner Sicht gibt – ein
Planungsdefizit bei den
Ländern. Vor dem Hinter-
grund einer „ungleichen
Verteilung von Planungska-

pazitäten in Deutschland“ müsse daher der
Bund aktiv werden, befand er. Indem näm-
lich Kompetenzen gebündelt und eine
Bundesautobahngesellschaft aufgebaut
werden soll, wie er erläuterte.
Nicht nur bei den Grünen, sondern auch
bei der SPD schrillen da aber die Alarm-
glocken. Wenn es zu der von Dobrindt an-
gesprochenen Bundesautobahngesellschaft
kommen sollte, dürfe es zu keiner Privati-
sierung in diesen Bereich kommen, warnte

auch Bettina Hagedorn (SPD). „Wir wollen
Transparenz und Steuerung durch das Par-
lament“, betonte die SPD-Politikerin, die
ganz grundsätzlich die Meinung vertrat:
„Privates Geld brauchen wir nicht. Das
schaffen wir öffentlich-rechtlich.“ Den
„kontinuierlichen Mittelaufwuchs im In-
frastrukturbereich“ lobte sie zugleich als
„gutes Signal“.

Pkw-Maut Auf Lob von der Linksfraktion
durfte der Verkehrsminister nicht hoffen.
Roland Claus (Die Linke) verwies hingegen
auf längere Staus, marode Brücken, teure
Bahn und eine sinkende Investitionsquote
im Bundeshaushalt. „Sie, Herr Bundesmi-
nister, verkünden hier die heile Welt. Ein
bisschen Demut wäre angebracht“, befand
Claus. So sei etwa die Tatsache, dass fast
auf den Tag genau vor zehn Jahren der ers-
te Spatenstich auf dem neuen Flughafen
BER in Berlin erfolgt sei und bis heute
nicht klar sei, wann dieser eröffnet wird
„beschämend für die Bundesregierung,
aber auch beschämend für uns alle“. Claus
forderte Dobrindt außerdem auf, dessen
Idee einer Pkw-Maut „auch verbal zu beer-
digen“. Vermutete zugleich aber: „Den Mut
dazu haben Sie nicht.“ Die Bitte des Lin-
ken-Abgeordneten, beim Breitbandausbau
doch zuallererst die ländlichen Regionen
zu bedenken, sorgte indes für Unverständ-
nis.
Genau das werde doch getan, entgegnete
Hagedorn und verwies auf die 651 Förder-
bescheide, die bis Ende Juli 2016 erteilt

worden seien. „Wünschenswert“ ist es aus
Sicht der SPD-Politikerin, wenn der Aus-
bau vollständig mit Glasfaserkabel erfol-
gen würde. Um „endlich von der Stelle zu
kommen“ sei aber auch das Vectoring-Ver-
fahren akzeptabel, bei dem vorhandenen
Kupferkabel genutzt werden können.
Des Themas Elektromobilität nahm sich
Sven-Christian Kindler an und machte um-
gehend den Minister für die geringe An-
zahl verkaufter E-Autos mitverantwortlich.
Das Bundesumweltministerium, so der
Grünen-Abgeordnete, habe schon früh da-
rauf hingewiesen, dass eine Kaufprämie
nur dann funktioniere, wenn es eine Bo-
nus/Malus-Regelung für spritschluckende
Autos sowie eine verpflichtende feste Quo-
te für Neuzulassungen bei Elektroautos
gibt. Dagegen habe die Autolobby oppo-

niert und der Minister sei dem gefolgt.
„Das Ergebnis sehen wir. Es sind gerade
einmal 3.000 Anträge auf Kaufprämie ge-
stellt worden. So wird das nie etwas mit ei-
ner Millionen E-Autos bis 2020“, befand
Kindler, der Dobrindt einen Schutzpatron
der Autoindustrie nannte.

Brückensanierungen Unterstützung er-
hielt der Minister von Reinhold Sendker
(CDU). Die große Koalition könne auf ei-
ne ganze Latte erfolgreicher Entscheidun-
gen verweisen, befand er. So seien die Ver-
kehrsinvestitionen auf ein neues Rekordni-
veau gestiegen, mit der Mautpflichterweite-
rung Mitte 2018 werde ausdrücklich die
Nutzerfinanzierung gestärkt und für drin-
gende Brückensanierungen seien mit ei-
nem Sonderprogramm die Finanzmittel
deutlich erhöht worden.
„Wenn zwei Drittel des Geldes für den Er-
halt eingesetzt werden ist dies genau das
richtige Signal für den Erhalt und die In-
standsetzung unserer Verkehrsanlagen“, ur-
teilte der Abgeordnete. Mit Blick auf die
prognostizierte Steigerung des Verkehrsauf-
kommens begrüßte der Unions-Parlamen-
tarier den Bundesverkehrswegeplan 2030
als „absolut zielführend und zukunftswei-
send“.
Mit diesem Thema wird die verkehrspoliti-
sche Debatte in der kommenden Sitzungs-
woche fortgeführt. Am Donnerstag,
22. September, steht die erste Lesung der
dazugehörenden Ausführungsgesetze auf
der Tagesordnung Götz Hausding T

Auch für die Erneuerung von maroden Brücken soll im kommenden Jahr Geld da sein. © picture-alliance/dpa

»Privates Geld
brauchen wir

nicht. Das
schaffen wir

öffentlich
rechtlich.«

Bettina Hagedorn (SPD)
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500 Millionen Euro mehr für Wohnungsbau
UMWELT Dissens in der Koalition zur Zukunft der Wohnraumförderung. Opposition kritisiert Klimaschutzplan 2050

Für den Wohnungsbau will der Bund im
kommenden Jahr weitere 500 Millionen
Euro zur Verfügung stellen. Mit den Mit-
teln soll laut Haushaltsentwurf 2017 (18/
9200, Einzelplan 16) ein neues Woh-
nungsbauprogramm „Vermeidung von so-
zialen Brennpunkten mit besonderem
Wohnungsbedarf“ aus der Taufe gehoben
werden. Wie im Haushalt 2016 wird die
Bundesregierung den Ländern zudem rund
eine Milliarde Euro als Kompensationszah-
lungen für den Sozialen Wohnungsbau
überweisen. Insgesamt kann das Bundes-
ministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau
und Reaktorsicherheit laut Entwurf im
kommenden Jahr 5,46 Milliarden Euro
ausgeben (+911,03 Millionen Euro).
Wenn es nach Bundesumweltministerin
Barbara Hendricks (SPD) geht, soll der
Bund auch ab 2020 noch weiter in der Ver-
antwortung für den Sozialen Wohnungs-
bau stehen. Die Zuständigkeit liegt für die-
sen Bereich seit 2007 bei den Ländern. Bis
Ende 2019 fließen aber noch die Kompen-
sationszahlungen des Bundes. Hendricks
regte bei der ersten Debatte zum Etat ver-
gangenen Freitag erneut an, im Rahmen
der Verhandlungen der Bund-Länder-Fi-
nanzbeziehungen eine gemeinsame Zu-
ständigkeit ins Grundgesetz zu schreiben.
Geschehe dies nicht, könne dies in vielen

Bundesländern „faktisch das Ende des So-
zialen Wohnungsbaus bedeuten“, mahnte
Hendricks. Ähnlich äußerte sich Steffen-
Claudio Lemme (SPD). Es müsse im Parla-
ment eine „praktikable Lösung für die
Wohnraumförderung“ gefunden werden.
Auf Unterstützung des Koalitionspartners
CDU/CSU können Hendricks und Lemme
dabei vorerst wohl nicht zählen. Sie könne
die Einschätzung nicht teilen, dass die Län-
der ab 2020 mit dem Sozialen Wohnungs-
bau überfordert seien, sagte Marie-Luise
Dött (CDU). Sie vermisse vielmehr die
„tägliche Mahnung“ an die Länder, die zur

Verfügung gestellten Mittel auch dafür zu
nutzen. Dött übte darüber hinaus Kritik an
der Baupolitik unter Hendricks Führung.
Der Soziale Wohnungsbau als „einzige in-
vestive Idee“ im Rahmen des „Bündnis für
bezahlbares Wohnung und Bauen“ reiche
nicht aus. Es brauche zudem Baulandge-
winnung und eine Förderung des selbstge-
nutzten Wohneigentums.

Linke wollen mehr Geld Linken-Abgeord-
nete Caren Lay warf der Union vor, bei der
Bau- und Wohnungspolitik nur die „Inte-
ressen der Kapitalanleger“ zu schützen und
Verbesserung zugunsten der Mieter zu be-
kämpfen. In Hinblick auf den Wohnungs-
bau müsse noch viel mehr getan werden.
Sie forderte unter anderem, die Mittel für
den sozialen und gemeinnützigen Woh-
nungsbau auf fünf Milliarden Euro aufzu-
stocken und den zweckgebundenen Ein-
satz des Geldes sicherzustellen.
Christian Kühn (Bündnis 90/Die Grünen)
forderte, eher auf eine Wiedereinführung
der Wohngemeinnützigkeit zu setzen als
auf eine Verfassungsänderung. Letztere
würde zu lange brauchen, so lange könn-
ten die Menschen nicht warten. „Es
braucht wieder öffentliches Geld für öf-
fentliche Güter“, sagte Kühn. Grundsätz-
lich sei zudem das von Hendricks ausgege-

bene Ziel, Bau- und Umweltpolitik zu ver-
zahnen, nicht erreicht worden. So fehle ein
Programm zu energetischen Quartierssa-
nierung.
In Hinblick auf den Klimaschutz stand vor
allem der angekündigte Klimaschutzplan
2050 im Fokus. Hendricks mahnte – „in
alle Richtungen“ – an, nicht zu polemisch
zu debattieren. Der Plan könne auch in
Hinblick auf Deutschlands internationale
Rolle beim Klimaschutz ein „Referenz-
werk“ werden. Christdemokratin Dött sag-
te, dass bei aller richtigen Diskussion über
den Klimaschutzplan 2050 nicht die Kli-
maziele 2020 vergessen werden sollten.
„Hier müssen wir liefern“, forderte Dött.
Linken-Abgeordnete Lay äußerte Unver-
ständnis darüber, dass Hendricks den Ent-
wurf des Planes, der bis zur Untauglichkeit
verwässert worden sei, verteidigte. „Von ei-
ner Umweltministerin hätte ich mehr er-
wartet“, sagte Lay. Auch Bärbel Höhn
(Bündnis 90/Die Grünen) kritisierte die
Klimapolitik der Bundesregierung. scr T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

KURZ NOTIERT

1,73 Millionen Euro für die
Bundesversammlung
Der Deutsche Bundestag, der Wehrbe-
auftragte des Deutschen Bundestages
und die Mitglieder des Europäischen Par-
laments sollen im Jahr 2017 über 849,69
Millionen Euro verfügen können. Das
sind 7,3 Millionen Euro weniger als in
diesem Jahr (2016: 856,98 Millionen
Euro). Die Personalausgaben sollen
591,65 Millionen Euro (577,92 Millionen
Euro) betragen. Für Investitionen sind
19,6 Millionen Euro (38,97 Millionen
Euro) eingeplant und für sächliche Ver-
waltungsausgaben 132,61 Millionen
Euro (135,41 Millionen Euro). Für Zuwei-
sungen und Zuschüsse (ohne Investitio-
nen) sind 105,82 Millionen Euro (104,67
Millionen Euro) vorgesehen. Die Ge-
samtausgaben des Wehrbeauftragten
sollen 2017 4,56 Millionen Euro (4,53
Millionen Euro) betragen. Für die
96 deutschen Abgeordneten im Europäi-
schen Parlament stehen bisher im kom-
menden Jahr insgesamt 6,95 Millionen
Euro (6,65 Millionen Euro) bereit. Für die
Bundesversammlung, die 2017 den Bun-
despräsidenten wählt, sind 1,73 Millio-
nen Euro reserviert. mik T

Ausgaben des
Bundesrats steigen

Der Etat des Bundesrats soll von 25 Mil-
lionen Euro in diesem Jahr auf
28,17 Millionen Euro im Jahr 2017 stei-
gen. Dabei steigen die Personalausga-
ben von 15,53 Millionen Euro auf 16,35
Millionen Euro. Für sächliche Verwal-
tungsausgaben sollen 10,84 Millionen
Euro (2016: 8,72 Millionen Euro) zur Ver-
fügung stehen. Für Investitionen sind
nach 440.000 Euro im Haushaltsjahr
2016 im kommenden Jahr 595.000
Euro vorgesehen. Für Zuweisungen
und Zuschüsse (ohne Investitionen)
stehen 392.000 Euro (303.000 Euro)
bereit. mik T

Unveränderter Etat beim
Bundesrechnungshof

Die Ausgaben des Bundesrechnungshofes
sollen 2017 beinahe unverändert 148,42
Millionen Euro (2016: 148,61 Millionen
Euro) betragen. Davon ist der weitaus
größte Teil für Personalausgaben vorge-
sehen, die von 122,58 Millionen Euro auf
119,71 Millionen Euro fallen sollen. Die
sächlichen Verwaltungsausgaben sollen
von 18,61 Millionen auf 20,45 Millionen
Euro steigen. Für Investitionen sind 1,22
Millionen Euro (1,12 Millionen Euro) vor-
gesehen. Die Zuweisungen und Zuschüs-
se sollen von 6,21 Millionen auf 7,14 Mil-
lionen Euro steigen. mik T

Weniger Ausgaben beim
Schuldendienst

Nach dem Gesetzentwurf der Bundesre-
gierung sollen die Gesamtausgaben bei
der Bundesschuld 2017 rund 20,12 Milli-
arden Euro betragen. Das sind 5,11 Mil-
liarden Euro weniger als in diesem Jahr
(2016: 25,23 Milliarden Euro). Der Schul-
dendienst soll 19,29 Milliarden Euro
(23,77 Milliarden Euro) betragen. Für In-
vestitionen sind 0,79 Milliarden Euro
(1,41 Milliarden Euro) vorgesehen. Die
sächlichen Verwaltungsausgaben sollen
auf 44,07 Millionen Euro (40,49 Millio-
nen Euro) steigen. mik T
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Sieben Prozent obendrauf
BILDUNG UND FORSCHUNG Opposition kritisiert Mittelverteilung

Auf ein Ausgabenvolumen von 17,56 Milli-
arden Euro soll der Haushalt des Bildungs-
und Forschungsministeriums im kommen-
den Jahr nach den Plänen der Bundesregie-
rung steigen – eine Steigerung um mehr als
sieben Prozent, den in der Etatdebatte im
Bundestag vergangene Woche alle Redner
begrüßten. Doch nicht nur die Opposition
kritisierte die Verteilung der Mittel. Auch
SPD-Fraktionsvize Hubertus Heil mahnte
bei allem Lob für die hohe Mitteleinset-
zung in Wissenschaft und Forschung, dass
„im Bereich Bildung noch viel zu tun“
bleibe. Er kritisierte insbesondere eine
mangelnde „Bildungsdynamik“ und klag-
te: „Herkunft zählt immer noch stärker als
Leistung.“ Etwa ein Viertel des Etats entfällt
auf den Bildungsbereich, das überwiegen-
de Geld fließt in Forschung und Wissen-
schaft.

Richtungsentscheidungen Bundesbil-
dungsministerin Johanna Wanka (CDU)
betonte, nichts sei für Demokratie und
Wohlstand schädlicher als ein schlechtes
Bildungssystem. Sie unterstrich zugleich,
dass es nicht einfach um einen Etatauf-
wuchs gehe, sondern dass „Richtungsent-
scheidungen getroffen“ worden seien.
Wanka nannte in diesem Zusammenhang
unter anderem die Übernahme des BAföG
durch den Bund, die den Ländern mehr fi-
nanzielle Spielräume verschafft habe. „Wir
verändern Strukturen, und das wirkt weit
über diese und die nächste Legislaturperi-
ode hinaus. Wir stellen das deutsche Wis-
senschafts- und Hochschulsystem für den
internationalen Wettbewerb in den nächs-
ten Jahren gut auf“, betonte die Ressortche-
fin.

Roland Claus (Die Linke) nannte es zwar
„einzigartig, dass ein einzelner Etat inner-
halb von zehn Jahren einen Zuwachs um
130 Prozent“ verzeichne, kritisierte aber,
dass sich der Zuwachs nicht ausreichend
als Erfolg im Bildungsbereich niederschla-
gen würde. Von hundert Akademikerkin-
dern würden 77 studieren, bei Kindern aus
Nichtakademikerhäusern sei das Verhältnis
genau umgekehrt. „Die soziale Auslese
nimmt weiter zu“, monierte Claus. Da-
durch würden Talente verschenkt.
Ekin Deligöz (Bündnis 90/Die Grünen)
warf dem Ministerium vor, die Wirkung
der Förderprogramme nicht ausreichend
anhand von konkreten Zielen zu messen.
Auch bemängelte sie, dass die Ministerin
das Ziel der Bildungsgerechtigkeit vernach-
lässige. Als Beispiel nannte sie die Verände-
rung der BAföG-Sätze, die schon bald er-
neut korrigiert werden müssten, da die An-
hebungen nicht ausreichten: „Bildungsge-
rechtigkeit in diesem Land geht anders.“

Michael Kretschmer (CDU) lobte den
Haushalt und auch die Schwerpunktset-
zung sowohl in der Wissenschaft wie auch
in der Bildung. Was man geschafft habe,
sei das „Ergebnis einer zehnjährigen Poli-
tik, die nicht kurzatmig ist“. Nur wenn die
Welt der Wissenschaft mit der Welt der
Wirtschaft zusammenkomme, entstehe
wirkliche Wettbewerbsfähigkeit. Technolo-
gietransfer sei eine zentrale Aufgabe der
Wissenschaft. Als große Herausforderung
nannte er die Digitalisierung. Kompeten-
zen in Unternehmen, bei jungen Leuten
und Fachkräften müssten gestärkt werden.

Neue Technologien Die höchsten Ausga-
ben sieht der Haushalt für die Wettbe-
werbsfähigkeit des Wissenschafts- und In-
novationssystems mit 7,01 Milliarden Euro
vor. So sollen Grenzen des Wissens erwei-
tert, neue Technologien ermöglicht und in
neue Produkte, Verfahren und Dienstleis-
tungen übersetzt werden.
Der zweite große Posten ist mit 6,08 Milli-
arden Euro für Forschung und Innovation
veranschlagt. Die Hightech-Strategie wurde
in dieser Legislaturperiode zu einer ressort-
übergreifenden Innnovationsstrategie wei-
terentwickelt und soll Deutschland im glo-
balen Wettbewerb der Wissensgesellschaft
weiter stärken.
Für die Stärkung der Leistungsfähigkeit des
Bildungswesens und die Nachwuchsförde-
rung sollen die Ausgaben von 4,36 Milliar-
den Euro auf 4,73 Milliarden Euro in 2017
steigen. Dazu zählen auch Maßnahmen
zur Modernisierung der beruflichen Bil-
dung. Darüber hinaus sind hier die Studi-
en- und Fortbildungskosten sowie das
BAföG verankert. Annette Rollmann T

Kritik an Verteilung
KULTUR Etat soll 1,35 Milliarden Euro umfassen

Mit einem Ausgabevolumen von 1,35 Mil-
liarden Euro liegt der Haushaltsentwurf
2017 der Bundesregierung für den Ge-
schäftsbereich von Kultur-Staatssekretärin
Monika Grütters (CDU) rund 20 Millionen
Euro unter ihrem Etat in diesem Jahr.
Doch Grütters rechnet anders: „Der Auf-
wuchs von 74 Millionen
Euro im Kulturetat im Ver-
gleich zum Regierungsent-
wurf des Vorjahres“ sei
„ein wichtiges Signal“. Und
da der Bundestag in den
Haushaltsberatungen frü-
herer Jahre ihren Etat stets
noch einmal erhöht hatte,
kann Grütters davon aus-
gehen, dass ihr auch 2017
mindestens die gleichen
Mittel zur Verfügung ste-
hen werden wie im laufen-
den Jahr.
Der CDU-Haushaltspolitiker Rüdiger Kru-
se beeilte sich dann auch, eine solche Er-
höhung in Aussicht zu stellen: „Auch in
schwierigen Zeiten, auch, als die Euro-Kri-
se alles dominiert hat, haben wir im Be-
reich Kultur immer einen draufgesetzt, und
das bei diesem pfennigfuchsenden Finanz-
minister.“
Doch die kulturpolitische Sprecherin der
Linksfraktion, Sigrid Hupach, rechnete
ebenfalls anders: „Allein das Plus von
2,3 Milliarden Euro im Verteidigungsetat

ist fast doppelt so hoch wie die gesamte
Kulturförderung. Das ist eine absolut ver-
fehlte Prioritätensetzung.“ Hupach mahnte
unter anderem mehr Mittel für die Digita-
lisierung des Filmerbes an. Dafür steht le-
diglich eine Million Euro zur Verfügung.
Auch Ulle Schauws, kulturpolitische Spre-

cherin von Bündnis 90/Die
Grünen, präsentierte eine
andere Rechnung, nach der
„allein 40 Prozent des Kul-
turhaushaltes nach Berlin
fließen“. Doch die Haupt-
stadt sei „nicht der Nabel
der Welt“. Die Kultur in den
ländlichen Räumen müsse
im Sinne der Lebensquali-
tät dringend aufgewertet
werden, mahnte Schauws.
Allein 14,3 Millionen Euro
will Grütters beispielweise
für das Humboldt-Forum

in Berlin aufbringen, das sie als das größte
und politisch bedeutsamste Kulturvorha-
ben Deutschlands bezeichnete.
Nachbesserungen am Kulturetat forderte
auch die SPD-Kulturpolitikerin Hiltrud
Lotze. Die Grundfinanzierung einiger In-
stitutionen müsse verbessert werden, zum
Beispiel bei der Deutschen Welle und bei
den Gedenkstätten.
Immerhin soll die Deutsche Welle im
kommenden Jahr 7,5 Millionen Euro mehr
erhalten. aw T

»Berlin ist die
Hauptstadt,

aber Berlin ist
nicht der
Nabel der

Welt.«
Ulle Schauws (Grüne)

Streit zwischen der Opposition und Re-
gierung ist normal – zumal, wenn es um
die Flüchtlingsfrage und die innere Si-
cherheit geht, den zwei bestimmenden
Themen der Innenpolitik. In der Bun-
destagsdebatte über den Haushalt 2017
des Innenministeriums präsentierte sich
vergangene Woche aber auch die Koaliti-
on vergangene Woche alles andere als
einmütig. Da wandte sich Ressortchef
Thomas de Maizière (CDU) gegen Kritik
„aus unterschiedlichen Richtungen“, in
der Flüchtlingsfrage sei seit September
vergangenen Jahres wenig passiert, um
hinzuzufügen, er finde es „besonders
verwunderlich“, wenn „diejenigen, die
das behaupten, mit am Kabinettstisch
oder im Koalitionsausschuss saßen, als
Woche für Woche die Dinge vorange-
bracht wurden“. Da bescheinigte Gabrie-
le Fograscher (SPD) den Landesinnenmi-
nistern der Unionsparteien, sie hätten
sich den Sommer hindurch „mit Forde-
rungen nach Gesetzesverschärfungen
und Verboten überboten“, während der
CSU-Mann Stephan Mayer die Union als
„Taktgeber im Bereich der inneren Si-
cherheit“ pries, der „keinen Nachhilfe-
unterricht von Oppositionsfraktionen
und auch nicht von unserem Koalitions-
partner“ brauche.

Burka-Streit Beispiel Burka-Verbot: Auch
wenn alle gegen Vollverschleierung sei-
en, dürfe man nicht den Eindruck erwe-
cken, mit solchen Maßnahmen mehr Si-
cherheit zu schaffen, mahnte SPD-Frakti-
onsvize Eva Högl, die sich zugleich offen
dafür zeigte, „Bereiche (zu) definieren,
in denen eine Vollverschleierung unter-
sagt wird“. Mayer konterte, niemand in
der Union habe behauptet, dass „das
Verbot einer Vollverschleierung im Kon-
text mit einer Erhöhung der Sicherheit“
stehe. Die Vollverschleierung sei aber ein
Integrationshemmnis und zumindest im
öffentlichen Raum abzulehnen. Sein
SPD-Kollege Burkhard Lischka entgegne-
te, selbstverständlich sei es zu begrüßen,
wenn Frauen in Deutschland keine Bur-
ka tragen, aber „das Problem entsteht,
wenn man das Thema in eine Erklärung
aufnimmt, in der es als Teil eines Antiter-
rorpakets betrachtet wird“.
Ein bisschen Vorwahlkampfstimmung
klang bei Koalitionsrednern auch an,
wenn es um Bundeswehreinsätze im In-
neren oder die doppelte Staatsbürger-
schaft ging. Betonte die Sozialdemokra-
tin Eva Högl noch, es gebe „keinen einzi-
gen Zusammenhang zwischen Terror
und doppelter Staatsangehörigkeit“,
warb de Maizière zumindest für den
„Verlust der deutschen Staatsangehörig-
keit für Mehrfachstaatler, die sich als

dschihadistische Kämpfer für eine Ter-
rormiliz betätigen“.
Für die Fraktion Die Linke warf die Ab-
geordnete Ulla Jelpke der Union vor, in
den vergangenen Monaten versucht zu
haben, sich „als Hardliner-Partei für die
innere Sicherheit“ zu profilieren. Dabei
zeichne die Union „das Feindbild eines
islamischen Gefährders, der sich als
Flüchtling unerkannt ins Land schleicht
– möglichst noch mit einer Burka ge-
tarnt –, um sich eine doppelte Staatsbür-
gerschaft zu erschleichen und hier am
Ende ein Selbstmordattentat zu bege-
hen“. Die Union habe eine unverant-
wortliche „Angstpolitik“ betrieben, mit
der sie Ressentiments gegen Muslime
schüre.
Grünen-Fraktionsvizevorsitzender Kon-
stantin von Notz kritisierte, nach den
Anschlägen von Würzburg und Ansbach
sowie dem Amoklauf von München hät-

ten sich Unions-Innenpolitiker mit po-
pulistischen Forderungen überschlagen.
„Sie waren sich sogar nicht zu schade,
unter dem Stichwort ‚Sicherheit‘ in die-
sem Sommer die Burka, die doppelte
Staatsbürgerschaft und die Katastrophen-
bevorratung von 80 Millionen Menschen
zu thematisieren“, sagte er. Dies sei
„Wasser auf die Mühlen der Rechtsextre-
misten“. Gegen den „wachsenden mili-
tanten Rechtsextremismus“ habe die Ko-
alition aus Union und SPD indes kein
Konzept.

Stellenzuwachs Ausdrücklich begrüßte
Notz die im Innen-Etat vorgesehenen zu-
sätzlichen Mittel für eine Personalaufsto-
ckung bei der Bundespolizei. De Maizière
verwies darauf, dass allein für die Bundes-
polizei für 2016 bis 2018 nach bisheriger
Beschlusslage 3.000 zusätzliche Stellen ge-
schaffen werden sollen. Die „ernste Si-

cherheitslage“ verlange aber mehr, wes-
halb er ein weiteres Sicherheitspaket für
2017 bis 2020 vorschlage. Damit sollten
4.500 neue Stellen „zu einem erheblichen
Teil“ der Bundespolizei, aber auch dem
Bundeskriminalamt, dem Bundesamt für
Verfassungsschutz und weiteren Stellen
zugutekommen. Für die Bundespolizei
bedeute dies mehr als 7.000 neue Stellen
binnen fünf Jahren.
Nach dem Etatentwurf der Regierung
umfasst de Maizières Haushalt nächstes
Jahr Ausgaben von insgesamt rund 8,34
Milliarden Euro und damit fast 537 Mil-
lionen Euro mehr als für dieses Jahr ver-
anschlagt. Besonders im Fokus stehen im
Etat 2017 seines Ministeriums erneut die
innere Sicherheit und die Flüchtlingsla-
ge. So sollen für den Bereich der Sicher-
heitsbehörden rund zwei Drittel der Aus-
gaben des Einzelplans aufgewandt wer-
den. Helmut Stoltenberg T

Umstrittene Vollverschleierung: Eine Frau mit Niqab vor dem Brandenburger Tor in Berlin © picture alliance / Rolf Kremming

Ein bisschen
Vorwahlkampf

INNERES De Maizière weist Kritik aus der Koalition an der
Flüchtlingspolitik zurück. Streit um Sicherheitspolitik

Schwesig will Familiengeld einführen
FAMILIE Union und Opposition kritisieren fehlende Finanzierung im Haushalt

Bundesfamilienministerin Manuela Schwe-
sig (SPD) hat die erste Lesung ihres Etats
2017 in der vergangenen Woche für eine
Kampfansage an den Koalitionspartner ge-
nutzt. Sie sprach sich für den Ausbau des
Elterngeldes zu einem Familiengeld und
eine Reform des Unterhaltsvorschusses aus.
Das Problem: Im 9,2 Milliarden Euro um-
fassenden Haushaltsentwurf der Regierung
für das Ressort Familie, Senioren, Frauen
und Jugend (18/9200, Einzelplan 17) sind
für beide Vorhaben die benötigten Gelder
gar nicht eingestellt.
Mit einem geplanten Ausgabenvolumen
von 6,2 Milliarden Euro sollen auch im
kommenden Jahr bereits zwei Drittel des
Etats in das Elterngeld fließen. Unter den
Familienpolitikern ist diese Leistung weit-
gehend unstrittig. Doch Schwesig will
mehr: „Wir müssen jetzt das Elterngeld
perspektivisch ausbauen zu einem Famili-
engeld“, forderte die Ministerin. Ihre Pläne
für diese Leistung hatte sie bereits Mitte Ju-
li vorgestellt. So sollen Eltern von Kindern
unter acht Jahren maximal zwei Jahre lang
ein Familiengeld von bis zu 300 Euro mo-
natlich erhalten, wenn sie ihre Arbeitszeit
auf 28 bis 36 Wochenstunden reduzieren.
Zudem will Schwesig die Altersgrenze beim
Unterhaltsvorschuss von zwölf auf 18 Jahre
anheben und die Höchstbezugsdauer von
72 Monaten streichen. Der Staat habe eine
Verantwortung für die Alleinerziehenden,

deren ehemaligen Partner ihren Unter-
haltsverpflichtungen für die gemeinsamen
Kinder nicht nachkommen, argumentierte
die Ministerin.

Fehlende Finanzierung Linksfraktion und
Bündnis 90/Die Grünen fordern den Aus-
bau des Unterhaltsvorschusses bereits seit
Jahren. Und auch ein Familiengeld würden
beide Oppositionsfraktionen begrüßen,
auch wenn ihnen Schwesigs Pläne nicht
weit genug gehen. Bei der Unionsfraktion
stießen die Forderungen jedoch auf Beden-
ken bis Ablehnung. Die CDU-Familienpo-
litikerin Nadine Schön beurteilte es als
„problematisch, ein Familiengeld für 2017
anzukündigen und gleichzeitig einen
Haushalt für 2017 vorzulegen, ohne darin
einen einzigen Cent für dieses Familien-
geld einzustellen“. Auch beim Unterhalts-
vorschuss drückt die Union auf die Bremse.
Bevor der Bund neue Verpflichtungen
übernehmen könnte, müsste zunächst die
Kommunen dafür Sorgen tragen, dass die
Rückforderungen von den unterhalts-
pflichtigen Elternteile verstärkt eingetrie-
ben werden, argumentierte Schön.
Auch die Grünen-Familienpolitikerin Katja
Dörner warf Schwesig eine „unseriöse Poli-
tik“ vor., da im Etatentwurf weder das Fa-
miliengeld noch der Ausbau des Unter-
haltsvorschusses veranschlagt sei. Die Mi-
nisterin „bläst Seifenblasen in die Luft. Die
schillern mal kurz auf. Dann macht es
Blubb, und sie sind weg“, monierte Dör-
ner. Dies zeige sich auch beim „unwürdi-
gen Geschacher“ um das angekündigte
Entgeltgleichheitsgesetz.
Über den von Schwesig vorgelegten Gesetz-
entwurf herrscht zwischen Union und SPD

keine Einigkeit, der Entwurf liegt derzeit
noch im Kanzleramt auf Eis. Die stellver-
tretende SPD-Fraktionvorsitzende Carola
Reimann mahnte dann auch an, das Ge-
setz endlich auf den Weg zu bringen.
Fraktionsübergreifend kritisch wurden im
Parlament die geplanten Kürzungen bei
der Kinder- und Jugendhilfe von derzeit
176 auf 148 Millionen Euro bewertet. Die-
se Kürzungen seien „unverschämt“ sagte
der Linken-Familienexperte Norbert Mül-
ler, weil es „eine Nichtwürdigung der Kin-
der- und Jugendverbände ist“. Auch Nadine
Schön sprach sich dafür aus, die Mittel
während der Haushaltsberatungen wieder
anzuheben. Befürwortet wurde hingegen
von allen Fraktionen die geplante Erhö-
hung der Mittel für Programme gegen Ex-
tremismus von 50 auf 105 Millionen Euro.
Sönke Rix (SPD) erinnerte daran, dass dies
nach dem NSU-Untersuchungsausschuss
fraktionsübergreifend gefordert worden
sei. Alexander Weinlein T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

80 Gesetze verabschiedet
JUSTIZ Etatentwurf mit hoher Deckungsquote

Weil die Rechtsprechung im Wesentlichen
Ländersache ist, ist der Justizetat der
kleinste aller Bundesministerien. Die
Rechtssetzung aber ist vorrangig Bundessa-
che, was in der Haushaltsdebatte vergange-
ne Woche viel Stoff für Auseinandersetzun-
gen bot. Sie spitzten sich auf die Frage zu,
ob Justizminister Heiko Maas (SPD) ein
„Ankündigungsminister“ ist, wie Oppositi-
onsredner meinten, oder mit
80 verabschiedeten Gesetzen
in der laufenden Legislatur-
periode viel bewegt hat.
Maas selbst verwies auf meh-
rere Strafverfahren, die der-
zeit aufgrund neuer Gesetze
gegen islamistische Straftäter
liefen. Dies zeige: „Die Bun-
desregierung handelt nicht
immer erst, wenn etwas pas-
siert ist.“ In seinem zweiten
Aufgabenfeld, dem Verbrau-
cherschutz, zählte Maas
mehrere Neuerungen auf,
darunter die Mietpreisbremse. Bei dieser
zeigte er sich offen für Verschärfungen, wo-
rauf Renate Künast (Grüne) anmerkte,
Maas habe seinerzeit Warnungen der Op-
position vor Fehlern zurückgewiesen. Jetzt
kündige er Änderungen an, weil in Berlin
Wahlkampf sei. „Mir fehlt bei Ihnen der
rechtspolitische rote Faden“, kritisierte sie.
Für Oktober kündigte Maas einen Gesetz-
entwurf an, um nach dem früheren Para-
graf 175 verurteilte Homosexuelle zu reha-

bilitieren und entschädigen. Harald Pet-
zold (Linke) begrüßte dies im Grundsatz,
kritisierte aber, Maas halte sein Verspre-
chen nicht, jede Form von Diskriminie-
rung aufgrund der sexuellen Orientierung
abzuschaffen. Für die Union nannte Ste-
phan Harbarth (CDU) die Durchsetzung
der wehrhaften Demokratie im Kampf ge-
gen den Islamismus die „zentrale rechtspo-

litische Herausforderung“.
Die Koalition habe im
Kernbereich der inneren
Sicherheit mehr als ein
Dutzend Gesetze verab-
schiedet, die Opposition
immer dagegen gestimmt.
Gesetzgeberischen Hand-
lungsbedarf sah Harbarth
angesichts zunehmender
Gewalt gegen Polizisten.
Mit einem Etatentwurf,
der im Vergleich zum Vor-
jahr eine Kürzung um
1,4 Prozent auf 735,24

Millionen Euro vorsieht, leistet das Justiz-
ressort laut Maas einen „Beitrag zur Haus-
haltskonsolidierung“. Den Ausgaben ste-
hen geplante Einnahmen von 541,62 Mil-
lionen Euro entgegen. Dies sei, sagte Den-
nis Rohde (SPD), eine rekordverdächtige
Deckungsquote von 74 Prozent. Nachge-
ordnete Behörden wie das Patent- und
Markenamt und das Bundesamt für Justiz
nehmen mehr an Gebühren ein, als sie
kosten. Peter Stützle T

»Die
Regierung

handelt nicht
immer erst,
wenn etwas

passiert ist. «
Heiko Maas (SPD),

Bundesjustizminister



Gröhe sieht keinen Grund für »Alarmismus« bei Zusatzbeiträgen
GESUNDHEIT Die Opposition befürchtet stark steigende Krankenkassenbeiträge durch die zahlreichen kostspieligen Reformen

Bundesgesundheitsminister Hermann Grö-
he (CDU) ist stolz auf die vielen Reform-
gesetze, die er in dieser Wahlperiode schon
durch den Bundestag gebracht hat. Kritiker
halten ihm jedoch vor, perspektivisch ein
sehr teurer Minister am Kabinettstisch von
Kanzlerin Angela Merkel (CDU) zu sein.
Noch halten sich die zusätzlichen Kosten
für die große Krankenhausreform, die er-
weiterten Pflegeleistungen, das Präventi-
onsgesetz oder die Hospiz- und Palliativ-
versorgung in Grenzen. Das könnte sich
aber schon bald ändern.
Einige Gesundheitsexperten rechnen bis
2020 mit Mehrausgaben in zweistelliger
Milliardenhöhe. Das wird durchschlagen
auf die Beiträge der Versicherten und ist
heikel, denn seit 2015 sind die Beitragssät-
ze der Arbeitgeber bei 7,3 Prozent festge-
schrieben. Die zusätzlichen Kosten müssen
die Arbeitnehmer über Zusatzbeiträge so-
mit allein tragen. Der Gesundheitsökonom
Jürgen Wasem von der Universität Duis-
burg-Essen hat laut „Spiegel“ hochgerech-
net, dass sich die Zusatzbeiträge von der-
zeit 1,1 Prozent im Schnitt bis 2020 auf
2,4 Prozent mehr als verdoppeln könnten.
Auch im Bundestags-Wahljahr 2017 wird
mit einer erneuten Anhebung der Zusatz-
beiträge gerechnet. Es konnte also nicht
überraschen, dass bei der ersten Beratung

über den Gesundheitsetat 2017 (18/9200)
vergangene Woche die Beitragssatzentwick-
lung erneut Anlass für heftigen Streit bot.
Gröhe erinnerte jedoch vor allem an die
große Pflegereform, mit der ab 2017 insge-
samt fünf Milliarden Euro pro Jahr mehr
für Pflegeleistungen zur Verfügung stün-
den. So erhielten nun auch Menschen mit
demenziellen Erkrankungen einen gleich-
berechtigten Zugang zu allen Pflegeleistun-
gen. Der Minister hob die derzeit günstige
Finanzlage der gesetzlichen Krankenkassen
hervor, die im ersten Halbjahr 2016 einen
Überschuss von rund 600 Millionen Euro
erwirtschaftet hätten. Es gebe also gar kei-
nen Grund für Alarmismus, Panikmache,
sagte er mit Blick auf den Beitragsstreit.

Umstrittene Finanzspritze Gröhe stellte
neue Projekte in Aussicht, wie etwa eine
Reform der Heil- und Hilfsmittelversor-
gung, um Patienten dringend benötigte
Hilfen in hoher Qualität zu gewähren. Es
sei beschämend, wenn Patienten derzeit et-
wa untaugliche Inkontinenzmittel erhiel-
ten. Ferner werde es in naher Zukunft da-
rum gehen, die hohen Preise für bestimm-
te Arzneimittel in der Tumorbehandlung
zu begrenzen.
Die Opposition warf dem Minister vor, die
langfristige Finanzierung des Gesundheits-

systems zu vernachlässigen. Gesine Lötzsch
(Linke) betonte, die Sorgen der Menschen
vor steigenden Zusatzbeiträgen seien mehr
als berechtigt. Sie kritisierte auch die Ent-
scheidung der Koalition, im kommenden
Jahr 1,5 Milliarden Euro aus der Liquidi-
tätsreserve des Gesundheitsfonds zusätz-
lich an die Kassen auszuschütten mit der
Begründung, Kosten im Zusammenhang

mit der Flüchtlingskrise sowie die Telema-
tik im Gesundheitswesen zu finanzieren.
In Wirklichkeit gehe es darum, Beitragsstei-
gerungen im Bundestagswahljahr 2017 zu
verhindern.
Ähnliche Bedenken äußerten die Grünen.
Ekin Deligöz mahnte, es gehe hier auch
um das Vertrauen der Versicherten, das
nicht aufs Spiel gesetzt werden dürfe. Zwar
seien die Reserven im Gesundheitsfonds
derzeit hoch, es handele sich aber um das
Geld der Beitragszahler. Auch Maria Klein-
Schmeink (beide Grüne) verwies auf das
nötige Vertrauen in die soziale Absiche-
rung. Es sei nicht in Ordnung, die Kosten
für Reformen nur bei den Versicherten ab-
zuladen. Die Begründung für den Kassen-
zuschuss in Höhe von 1,5 Milliarden Euro
wertete sie als „schäbiges“ Wahlkampfma-
növer. Es sei nie um die Kosten für die
Flüchtlingsversorgung gegangen. Kosten
für Flüchtlinge seien aus Steuermitteln zu
finanzieren.
Der SPD-Gesundheitsexperte Karl Lauter-
bach wandte sich entschieden gegen Vor-
haltungen, wonach die Koalition mit ihren
vielen Reformen das Gesundheitssystem
nur deutlich teurer gemacht habe, ohne
Entscheidendes für die Versicherten zu er-
reichen. Selbst bei kritischer Sicht könne
nicht geleugnet werden, dass viel unter-

nommen worden sei, was den Versicherten
langfristig zugutekomme, so etwa die bes-
sere Ärzteverteilung, die zügige Terminver-
gabe, die Hilfen für Unikliniken oder die
zusätzlichen Pflegekräfte. Lauterbach
räumte ein, dass auch er sich eine Rück-
kehr zur paritätischen Finanzierung wün-
sche. Burkhard Blienert (SPD) forderte
ebenfalls: „Die Arbeitgeber müssen zurück
ins Boot.“
Georg Nüßlein (CSU) wies die Forderun-
gen nach einer Änderung der Finanzie-
rungsgrundlagen zurück. So funktioniere
der Wettbewerb der Krankenkassen über

die Zusatzbeiträge, argumentierte er und
sprach von einer „Zeitungsente von der Zu-
satzbeitragsexplosion“. Dahinter stehe of-
fenbar ein politisches Kalkül, um für die
Bürgerversicherung zu werben.
Der Einzelplan 15 sieht für 2017 Gesamt-
ausgaben in Höhe von rund 15,1 Milliar-
den Euro (2016: 14,57 Milliarden Euro)
vor, davon entfallen allein 14,5 Milliarden
Euro auf den Bundeszuschuss für den Ge-
sundheitsfonds, eine halbe Milliarde Euro
mehr als im Vorjahr.
Die Personalausgaben steigen laut Gesetz-
entwurf leicht um rund 6,8 Millionen Euro
auf rund 231,5 Millionen Euro. Neben dem
Gesundheitsministerium umfasst der Haus-
halt auch die Etats der Bundeszentrale für
gesundheitliche Aufklärung (BZgA), des
Deutschen Instituts für Medizinische Doku-
mentation und Information (DIMDI), des
Paul-Ehrlich-Instituts (PEI), des Bundesin-
stituts für Arzneimittel und Medizinpro-
dukte (BfArM) sowie des Robert-Koch-Insti-
tuts (RKI). Claus Peter Kosfeld T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Die Kraft des Zusammenhalts
ARBEIT UND SOZIALES Die Sozialausgaben sollen um mehr als acht Milliarden Euro steigen

H
aushaltsdebatten sind
eher selten pathetisch.
Doch nach der Landtags-
wahl in Mecklenburg-
Vorpommern und dem
erneut starken Einzug

der AfD in ein Landesparlament versuch-
ten auch die Sozialpolitiker im Bundestag,
Antworten zu finden und den Etat des
Bundesministeriums für Arbeit und Sozia-
les (18/9200, Einzelplan 11) im Lichte ak-
tueller Ereignisse zu diskutieren.
„Das Soziale ist nicht nur Garnitur, son-
dern Kernaufgabe unseres Staates“, betonte
allen voran Bundesarbeitsministerin An-
drea Nahles (SPD). „Gerade jetzt fühlen
sich jene obenauf, die eine Spaltung der
Gesellschaft vorantreiben wollen. Aber die
Bundesregierung setzt auf das Gegenteil
und wir haben vieles getan, um das Leben
der Menschen zu verbessern“, sagte Nahles
unter Verweis auf das Mindestlohngesetz
und das Rentenpaket. „Unsere Kraft liegt
im Zusammenhalt“, stellte sie klar.
Karl Schiewerling (CDU), Arbeitsmarktex-
perte der Unionsfraktion, wurde ebenfalls
grundsätzlich: „Sozialpolitik hat die Aufga-
be, die Schwächeren der Gesellschaft zu
schützen. Das ist kein Geschenk, sondern
ein Rechtsanspruch.“ Es werde aber bereits
bei Kleinigkeiten gesagt, dieser Staat sei
unsozial. „Wir tun alles, damit diese Ge-
sellschaft nicht auseinanderfällt.“ Wenn
die Situation so prekär wäre, wie manche

behaupten, dann hätten wir nicht so gut
gefüllte Sozialkassen, so der CDU-Abge-
ordnete.
Auch Ekin Deligöz, Haushaltsexpertin von
Bündnis 90/Die Grünen, war es wichtig,
vor den Details zunächst auf das große
Ganze hinzuweisen: „Dieser Einzelplan
enthält, was unsere Gesellschaft zusam-
menhält, denn Existenzsicherung und Teil-
habemöglichkeit sind der Kitt unserer Ge-
sellschaft.“
Ewald Schurer (SPD) betonte den verbin-
denden Charakter des Haushaltes. Er sei ei-
ne „Investition in die Menschen“ und spie-
le sie nicht gegeneinander aus, sondern ha-
be alle im Blick, Arbeitslose, Rentner, Ju-
gendliche und Flüchtlinge. Dies und „un-

sere guten wirtschaftlichen Leistungen“
müsse man stärker herausstellen, um den
„provokativen Pfeilen“ der Rechtspopulis-
ten etwas entgegenzusetzen, sagte Schurer.

Löwenanteil Rente Der Blick auf die
nackten Zahlen des Haushaltes ist in der Tat
beeindruckend und natürlich auch Aus-
druck einer Prioritätensetzung: Schon tradi-
tionell verschlingen die Ausgaben für die
Sozialpolitik den größten Teil des Bundes-
haushaltes, daran wird sich auch im kom-
menden Jahr nichts ändern. Im Gegenteil,
erneut verzeichnet der Einzelplan von Mi-
nisterin Nahles eine kräftige Erhöhung.
Mehrausgaben von 8,72 Milliarden Euro
gegenüber dem Vorjahr sind bisher einge-
plant, was dazu führt, dass der Haushalt auf
138,61 Milliarden Euro ansteigt (2016:
129,89 Milliarden Euro). Den größten Pos-
ten machen Leistungen an die Rentenversi-
cherung aus (91,17 Milliarden Euro). Diese
steigen damit um 4,46 Milliarden Euro ge-
genüber dem Vorjahr und machen damit
rund die Hälfte der Etatsteigerung aus.
Für die Leistungen der Grundsicherung für
Arbeitsuchende sind 37,25 Milliarden
Euro (2016: 34.12 Milliarden Euro) einge-
plant. Davon entfallen 22,2 Milliarden
Euro auf das Arbeitslosengeld II (2016:
20,5 Milliarden) und 5,85 Milliarden Euro
auf die Beteiligung des Bundes an den Leis-
tungen für Unterkunft und Heizung (2016:
5,1 Milliarden Euro).

In der Debatte ging es jedoch nicht nur,
um Grundsatzfragen, sondern auch um die
Details des Haushaltes beziehungsweise
dessen, was das Bundesarbeitsministerium
in der Zeit bis zur Bundestagswahl noch
umsetzen will. So soll noch im Herbst ein
Gesamtkonzept zur Alterssicherung vorge-
legt werden. Dazu gehört, so Nahles, nicht
nur die Frage einer stabilen gesetzlichen
Rente, sondern auch die Angleichung der
Rentensysteme in Ost- und Westdeutsch-
land oder die Frage der Altersarmut. Verab-
schiedet werden sollen darüber hinaus
noch ein Gesetzentwurf zur Leiharbeit und
das Bundesteilhabegesetz.
Ebenfalls auf der Agenda steht der Ab-
schluss des Armuts- und Reichtumsberichts
dieser Bundesregierung. Reichtum komme
heute immer weniger aus eigener Arbeit,
sondern werde meist vererbt, stellte Nahles
schon vorab fest. Das sei zwar für den ein-
zelnen erfreulich, aber für die Gesellschaft
insgesamt sehr bedenklich. Denn es führe
zu Verfestigungen und fehlenden Aufstiegs-
chancen. „Wir haben einen heißen Herbst
vor uns“, kündigte die Ministerin an.

Forderungen der Opposition Darauf ist
natürlich auch die Opposition vorbereitet
und stellte schon mal klar, was aus ihrer
Sicht die Gebote der Stunde sind. Die Grü-
nen kritisierten die aus ihrer Sicht unzurei-
chende Armutsbekämpfung der Bundesre-
gierung. Natürlich gehe es dem Land insge-

samt gut, entgegnete Ekin Deligöz an die
Adresse der Union. Dennoch profitierten
sehr viele Menschen nicht davon und es
gebe Armut in erheblichem Umfang. Von
ihr seien vor allem junge, alleinerziehende
Frauen und ältere Menschen betroffen.
„Für diese Menschen müssen wir uns ein-
setzen. Gerade weil es uns so gut geht, wä-
re da mehr drin gewesen“, kritisierte sie.
Die Vorsitzende des Haushaltsausschusses,
Gesine Lötzsch (Die Linke), warnte davor,

eine einfache Angleichung der Rentensyste-
me berge neue Ungerechtigkeiten. „Glei-
ches Recht für alle bedeutet auch, besonde-
re Umstände zu berücksichtigen“, sagte sie
in Bezug auf die zur Debatte stehende bis-
herige Höherwertung der Ost-Einkommen
bei der Rentenberechnung. Sie forderte da-
rüber hinaus eine Anhebung des Rentenni-
veaus, eine solidarische Mindestrente und
die Abschaffung der Ausnahmen im Min-
destlohngesetz. Claudia Heine T

Bundesregierung und Politiker aller Fraktionen diskutieren in der Haushaltsdebatte darüber, warum der Sozialetat der größte Einzelposten des Bundeshaushaltes ist. © picture-alliance/MITO images RF

> STICHWORT
Der Etat des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales für 2017

> Rente Die Kosten für die Rentenversicherung belaufen sich auf
91,17 Milliarden Euro (2016: 86,71 Milliarden Euro). Für die
Beteiligung an den Kosten der Grundsicherung im Alter und
bei Erwerbsminderung will der Bund 7,17 Milliarden Euro aus-
geben (2016: 6,5 Milliarden Euro).

> Grundsicherung 37,25 Milliarden Euro sind für die Grundsi-
cherung für Arbeitssuchende eingeplant (2016: 34,12 Milliar-
den Euro). Davon entfallen 22,2 Milliarden Euro auf das Ar-
beitslosengeld II (2016: 20,5 Milliarden Euro).

> Flüchtlinge Die Mittel für berufsbezogene Sprachkurse sollen
verzehnfacht werden. Für die Sicherung des Lebensunterhalts
der Flüchtlinge sind 3,25 Milliarden Euro eingeplant und für
Maßnahmen zu deren aktiven Eingliederung in den Arbeits-
markt 1,9 Milliarden Euro. ©
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D
as Urteil fiel verheerend
aus: „Kein anderer Einzel-
plan im Bundeshaushalt
steht so für Verschwen-
dung wie der Verteidi-
gungsetat“, schimpfte To-

bias Lindner (Bündnis 90/Die Grünen)
während der ersten Lesung des Verteidi-
gungshaushaltes 2017 (18/9200, Einzel-
plan 14) in der vergangenen Woche. Nir-
gendwo anders werde in einer solch „laxen
Weise“ mit Steuergeldern umgegangen, er
sei ein „trauriger Schauplatz“ verteuerter
und verspäteter Rüstungsprojekte. „Ich
kann nicht verstehen, warum Wolfgang
Schäuble eine solch schlechte Haushalts-
führung belohnt“, kritisierte der Haus-
haltsexperte.
Diese „Belohnung“ von Bundesfinanzmi-
nister Schäuble (CDU) an Verteidigungs-
ministerin Ursula von der Leyen(CDU) be-
ziffert sich auf 2,3 Milliarden Euro, um die
der Wehretat im kommenden Jahr auf ins-
gesamt 36,6 Milliarden Euro anwachsen
soll. Dies entspricht einer Steigerung um
6,8 Prozent. Der Bundeshaushalt insge-
samt wächst nur um 3,7 Prozent. Und da-
mit nicht genug: Bis 2020 sieht der Finanz-
plan des Bundes (18/9201) einen Anstieg
der Verteidigungsausgaben auf 39,2 Milli-
arden Euro vor. „Das ist die größte Steige-
rung des Verteidigungsetats im letzten Vier-
teljahrhundert“, sagte von der Leyen und
fügte an: „Das ist eine gute Nachricht für
die Bundeswehr.“
Als Gründe für die steigenden Verteidi-
gungsausgaben führte von der Leyen unter
anderem die zusätzlichen Aufgaben der

Streitkräfte in den vergangenen zwölf Mo-
naten an: Die Beteiligung am Einsatz gegen
die Terrororganisation „Islamischer Staat“
mit „Tornado“-Aufklärungsflugzeugen, die
Entsendung von Schiffen ins östliche Mit-
telmeer zur Bekämpfung von Schleusern,
die Ausweitung der Mission in Mali und
die auf dem Nato-Gipfel in Warschau be-
schlossene Beteiligung an einem multina-
tionalen Bataillon. „Wir verlangen mehr
von der Bundeswehr. Wir geben ihr kom-
plexere Aufgaben“, sagte die Ministerin.
„Dafür braucht es Ressourcen und Investi-
tionen.“

Ausrüstung Mehr investieren will die Mi-
nisterin vor allem bei der Ausrüstung der
Bundeswehr. Für militärische Beschaffun-
gen sieht der Haushaltsentwurf Ausgaben
von 4,82 Milliarden Euro vor, für Material-
erhalt 2,81 Milliarden Euro und für Wehr-

forschung, Entwicklung und Erprobung
weitere 1,1 Milliarden Euro. Nach einer
langen Zeit der „Verwaltung des Mangels“
sei nun die „Trendwende“ eingeleitet wor-
den.

Zwei-Prozent-Ziel Unterstützung für ih-
ren Kurs erhielt Ministerin von der Leyen
aus den Reihen der Unionsfraktion. Der
CDU-Verteidigungspolitiker Ingo Gäde-
chens plädierte gar für einen deutlich hö-
heren Wehretat: Auch wenn der Wehretat
weiterhin aufwachse, „müssen wir noch ei-
ne Menge Überzeugungsarbeit aufbringen,
damit wir tatsächlich das Ziel, zwei Pro-
zent des Bruttoinlandproduktes für Vertei-
digung aufzuwenden, erreichen“. Darauf
hatten sich die Nato-Mitgliedsstaaten auf
ihrem Gipfeltreffen 2014 in Wales geeinigt.
Doch Deutschland wird dieses Ziel auch
im kommenden Jahr mit 1,2 Prozent nicht
erreichen. „Diese Mittel sind aber notwen-
dig, um die Bundeswehr in der Tiefe und
Breite zu modernisieren“, argumentierte
Gädechens.
Der Koalitionspartner wies diese Forderung
allerdings als „Traumtänzereien“ zurück.
Der verteidigungspolitische Sprecher der
SPD-Fraktion, Rainer Arnold, rechnete vor,
dass Deutschland im kommenden Jahr 64
statt 36 Milliarden Euro aufbringen müss-
te, wenn es das Zwei-Prozent-Ziel realisie-
ren wollte. „Das ist keine Vision. Das ist
Utopie.“ Darüber müsse auch in der Nato
eine ehrliche Debatte stattfinden. In Wirk-
lichkeit fehlten in der mittelfristigen Fi-
nanzplanung jährlich rund fünf Milliarden
Euro, um die Modernisierung der Truppe

und ihren personellen Aufwuchs zu reali-
sieren, führte Arnold weiter aus. Er forderte
Ministerin von der Leyen deshalb auf, die
Verteidigungs- und Sicherheitspolitik zu-
sammen mit Frankreich und Italien stärker
zu Europäisieren.

Auslandseinsätze Auf strikte Ablehnung
stieß die geplante Erhöhung des Wehretats
bei den Oppositionsfraktionen. Michael
Leutert, Haushaltsexperte der Linksfrakti-
on, monierte, dass das Verhältnis zwischen
ziviler Außenpolitik und Verteidigungsaus-
gaben „falsch justiert“ sei: „2,3 Milliarden
Euro ist exakt die Hälfte dessen, was der
Bundesaußenminister für alle zivilen Auf-
gaben zur Verfügung hat.“ Die weltweiten
Konflikte ließen sich aber nur politisch lö-
sen, argumentierte Leutert. Statt dessen, so
fügte die verteidigungspolitische Spreche-
rin der Linken, Christine Buchholz, hinzu,
würden die Mittel für Auslandseinsätze der
Bundeswehr auf mehr als das Doppelte
steigen. Gleichzeitig würden Milliarden-
summen in Rüstungsprojekten wie dem
Transportflugzeug A400M „verschleudert“,
dessen Sinn es sei, auf anderen Kontinen-
ten militärisch einzugreifen. Dies spiegele
„die Großmachtambitionen der Bundesre-
gierung“, schimpfte Buchholz.
Auch die Grünen warfen Verteidigungsmi-
nisterin von der Leyen eine verfehlte Rüs-
tungspolitik vor. Die Beschaffung von über
100 zusätzlichen Kampfpanzern sei eben
„keine kluge Antwort auf die veränderte Si-
cherheitslage in Europa“, kritisierte Tobias
Lindner. Dies sei ein „Rezept des Kalten
Krieges“. Alexander Weinlein T

Probefahrt der „Baden-Württemberg“: Vier dieser Fregatten der Klasse F-125 soll die Bundeswehr in den kommenden Jahren erhalten. © Bundeswehr/Carsten Vennemann

Streit um
den Kurs
VERTEIDIGUNG Der Wehretat soll in
den kommenden Jahren deutlich steigen.
Die Koalition feiert dies als Trendwende,
um die Bundeswehr zu modernisieren. Die
Opposition moniert Verschwendung
von Steuergeldern in Großprojekten

Krisendiplomatie im Dauermodus
AUSWÄRTIGES Die Bekämpfung von Fluchtursachen bleibt zentrale Aufgabe. Opposition fordert mehr Geld für humanitäre Hilfe und kritisiert die Zurückhaltung der Regierung gegenüber der Türkei

Humanitäre Hilfen und die Krisenpräventi-
on bleiben für Abgeordnete von Koalition
und Opposition absehbar vordringlichste
Aufgaben der Außenpolitik. Man werde je-
de geplante Ausgabe im Etat des Auswärti-
gen Amtes für das nächste Jahr daraufhin
prüfen, ob sie auf das zentrale Ziel – die Be-
kämpfung von Fluchtursachen – ausgerich-
tet sind, so formulierte es der CDU-Abge-
ordnete Jürgen Hardt vergangene Woche in
der Debatte über den Haushaltsentwurf
2017 (18/9200, Einzelplan 05).
Vertreter der Opposition kritisierten, dass
die Bundesregierung trotz der ungelösten
Konflikte im Nahen Osten die Mittel für
die humanitäre Hilfe im Etat kürzen wolle.

„Der Bedarf an humanitärer Hilfe wächst
international dramatisch an“, warnte Frith-
jof Schmidt (Bündnis 90/Die Grünen).
Laut Entwurf sind für das Auswärtige Amt
im kommenden Jahr Ausgaben in Höhe
von 4,6 Milliarden Euro vorgesehen, das
sind rund 205,98 Millionen Euro weniger
als 2016.
Außenminister Frank-Walter Steinmeier
(SPD) kündigte in der Debatte an, seine
Bemühungen um einen Waffenstillstand in
Syrien fortzusetzen. „Es wäre unverant-
wortlich, das nicht zu versuchen.“ Die
Konflikte im Nahen Osten aber auch in Li-
byen seien allerdings nicht ohne Ankara zu
lösen. „Die Türkei ist ein Schlüsselland für
uns“, sagte Steinmeier. Man müsse – wo
immer notwendig – Kritik üben an der tür-
kischen Führung, dürfe „aber nicht so tun,
als könnte man sich wegen der kritischen
Punkte Beziehungen mit der Türkei in ir-
gendeiner Weise ersparen oder wegwün-
schen“.

Michael Leutert (Die Linke) nannte es hin-
gegen eine völlig „absurde Situation“, dass
der Nato-Partner Türkei Bundestagsabge-
ordneten den Zugang zu Bundeswehrsol-
daten im türkischen Incirlik lange verwehrt
habe, die dort einen Beitrag im Kampf ge-
gen die Terrororganisation „Islamischer
Staat“ leisten. Dies sei genauso wie der EU-
Türkei-Flüchtlingspakt und wie die Distan-
zierung der Bundesregierung von der Ar-
menien-Resolution des Bundestages Folge
einer „Erpressungssituation“, in der die
Türkei am längeren Hebel sitze: „Wer sich
einmal erpressen lässt, lässt sich auch ein
weiteres Mal erpressen“, sagte Leutert. Die
Bundeswehr gehöre in diesem Fall aus der
Türkei abgezogen.
Als unverantwortlich bezeichnete Leutert
mit Blick auf den Etat, dass die Bundesre-
gierung angesichts der internationalen Kri-
sen beim Auswärtigen Amt 200 Millionen
Euro einsparen wolle. „Das passt nicht zu-
sammen, das geht so nicht.“ Es sei das Ge-

genteil vom Anspruch, außenpolitisch
mehr Verantwortung zu übernehmen.
Frithjof Schmidt (Grüne) kritisierte die Zu-
rückhaltung Steinmeiers gegenüber der
Türkei, die mit ihren Militäroperationen
gegen kurdische Kräfte die gesamte Strate-

gie der Anti-IS-Allianz „buchstäblich in
Stücke schießt“. Es sei überdies den einge-
kesselten Menschen in Aleppo nicht zu ver-
mitteln, dass die westliche Allianz in der
Lage sei, täglich Bomben über umkämpf-
ten Gebieten abzuwerfen, nicht aber Le-
bensmittel über der bedrängten Stadt.
Schmidt kritisierte, dass die Bundesregie-
rung angesichts solcher Krisen die Mittel
für humanitäre Hilfen von 1,1 Milliarden
im laufenden Jahr auf nur noch 730 Mil-
lionen Euro im kommenden Jahr zusam-
menstreichen und gleichzeitig den Vertei-
digungshaushalt um 2,3 Milliarden Euro
erhöhen wolle. „Wenn über Krisen und
Kämpfe in Afrika und im Nahen Osten so-
wie über Flucht und Migration gesprochen
wird, dann überbieten sich alle in der For-
derung, dass etwas gegen Fluchtursachen
getan werden muss. Aber die Schere zwi-
schen Ausgaben für humanitäre Hilfe und
Entwicklungszusammenarbeit einerseits
und Militärausgaben andererseits klafft im-

mer weiter auseinander; das Missverhältnis
wächst“, sagte Schmidt.
Jürgen Hardt argumentierte dagegen, dass
die „operativen Ausgaben“ des Auswärti-
gen Amtes gegenüber dem Vorjahr steigen
würden und das Minus von 200 Millionen
Euro im Gesamtetat vor allem den von
Jahr zu Jahr unterschiedlich ausfallenden
deutschen UN-Beiträgen geschuldet sei.
Hardt signalisierte aber zugleich für seine
Fraktion „Gesprächsbereitschaft“ mit Blick
auf die humanitäre Hilfe und „die Ertüch-
tigung unserer Partnernationen“.
Hardt warb dafür, der Türkei trotzt der „er-
heblichen Irritationen“ in Folge des Putsch-
versuches im Juli und trotz der Irritationen
wegen ihrer Rolle im syrischen Konflikt die
Fortsetzung der EU-Beitrittsgespräche nicht
zu verwehren – schon allein, um die proeu-
ropäischen Kräfte zu stärken. „Beitrittsver-
handlungen sind ein Weg, die Verhältnisse
in der Türkei zum Besseren zu befördern“,
sagte Hardt. Alexander Heinrich T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Mittelaufwuchs für
Minister Müller
ENTWICKLUNG 580 Millionen Euro mehr als 2016 geplant

Entwicklungszusammenarbeit ist die beste
Fluchtursachenbekämpfung. Dieser Satz in
der ein oder anderen Variation fand sich in
fast jeder Rede während der Einbringung
des Etats für das Bundesministerium für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung (BMZ) vergangenen Mittwoch.
Knapp acht Milliarden Euro soll Entwick-
lungsminister Gerd Müller (CSU) 2017
ausgeben dürfen – 580 Millionen Euro
mehr als 2016.
Die zusätzlichen Mittel sollen vor allem
für den Wiederaufbau in Krisengebieten
eingesetzt werden. So sind wie schon in
diesem Jahr 400 Millionen Euro für den
Bereich „Krisenbewältigung und Wieder-
aufbau, Infrastruktur“ eingeplant, weitere
400 Millionen Euro sind als Verpflich-
tungsermächtigung bis 2021 vorgesehen.
Die Sonderinitiative „Fluchtursachen be-
kämpfen, Flüchtlinge reintegrieren“ soll
von 300 Millionen Euro auf 345 Millionen
Euro aufgestockt werden, unter anderem
zur Finanzierung des „Cash-for-Work-Pro-
gramms“, das Flüchtlingen in der Region
rund um Syrien Arbeit verschaffen soll.
Auch die zweite Sonderinitiative des BMZ
„Eine Welt ohne Hunger“ kann sich über
ein Plus freuen. 245 Millionen Euro, und
damit 25 Millionen Euro mehr als 2016,
sollen vor allem in Projekte und Program-
me zur Bekämpfung von Hunger und
Mangelernährung fließen. Für die dritte
Sonderinitiative „Stabilisierung und Ent-
wicklung Nordafrika-Nahost“ bleibt es un-
verändert bei einem Budget von 70 Millio-
nen Euro.

Rekordhaushalt Für Minister Müller ist
der Mittelaufwuchs ein Beleg dafür, „dass
wir auf einem guten Weg sind, auch wenn
das 0,7 Prozent-Ziel noch nicht erreicht
ist“. Lob für den „Rekordhaushalt“ gab es
auch von Sabine Weiss (CDU) und Stefan
Rebmann (SPD), die gleichwohl Nachbes-
serungen im Verlauf der Haushaltsberatun-
gen anmahnten.
Aus Sicht der Opposition ist der Aufwuchs
von rund 580 Millionen Euro im Vergleich
zu 2016 deutlich zu wenig angesichts der
immensen Herausforderungen für die Ent-
wicklungspolitik. Dies werde vor allem
deutlich, wenn man dem entgegenstelle,
dass „in den vergangenen zwölf Monaten
beschlossen worden ist, in den Verteidi-
gungsbereich 3,5 Milliarden Euro mehr
einfließen zu lassen“, sagte Michael Leutert
(Die Linke). Anja Hajduk
(Grüne) forderte „eine
ganz andere Antwort von
der EU und auch von
Deutschland“, um den ak-
tuellen Problemen zu be-
gegnen.
Bis 2050 sei mit einer Ver-
dopplung der Bevölke-
rungszahlen in Afrika zu
rechnen, sagte der Entwick-
lungsminister zu Beginn
der Debatte. Dies bringe
gewaltige Herausforderun-
gen mit sich. „Es stellen
sich die Fragen: Wie sichern wir die Ernäh-
rung? Wie lösen wir das Energiethema?
Wie lösen wir das Gerechtigkeitsproblem?“
Das alles seien Fluchtursachen, betonte
Müller. Wenn weltweit 10 Prozent der
Menschen 90 Prozent des Vermögens besä-
ßen und zugleich 20 Prozent der Weltbe-
völkerung 80 Prozent der Ressourcen ver-
brauchten, sei das die Basis für Konflikte,
Spannungen, Kriege – und in Folge dessen
für die Flucht von Millionen von Men-
schen. Der Entwicklungsminister machte
aber zugleich deutlich, dass die Herausfor-
derungen aus seiner Sicht lösbar sind. Der
Weg dahin sei durch die Ziele einer nach-
haltigen Entwicklung (SDGs), den Klima-
vertrag von Paris und andere Abkommen
beschrieben. Deren Umsetzung sei gleich-
wohl aber schwierig.

Um das 0,7-Prozent Ziel zu erreichen – die
Industrieländer haben sich verpflichtet, 0,7
Prozent ihres Bruttonationaleinkommens
in die Entwicklungszusammenarbeit zu in-
vestieren –, würden fünf Milliarden Euro
zusätzlich benötigt, sagte Michael Leutert.
„Mit den 3,5 Milliarden Euro, die in den
Verteidigungsbereich gehen, wären wir
schon einen großen Schritt vorangekom-
men“, urteilte der Linken-Abgeordnete.
Das wäre ein wichtiger Beitrag zur Be-
kämpfung von Fluchtursachen gewesen.
„Das ist die wichtigste Aufgabe, vor der wir

in den nächsten Jahren stehen werden“,
betonte Leutert. Um dabei erfolgreich zu
sein, brauche es „mehr Entscheidungen ge-
gen Rüstungsexporte“ sowie einen fairen
statt einen freien Welthandel.
Kritik an der im Haushaltsentwurf geplan-
ten Fortschreibung der Sonderinitiativen
übte Stefan Rebmann. Benötigt würden
langfristig abgesicherte Finanzierungen
und keine jährlichen Vergaben aus den
Sonderinitiativen, die den Durchführungs-
organisationen eben keine ausreichende
Sicherheit geben würden. Ganz oben auf
seiner Liste der nötigen Nacharbeiten stehe
der Zivile Friedensdienst, sagte Rebmann
weiter. Hier müsse es in den Beratungen
gelingen, eine spürbare Mittelerhöhung
festzuschreiben. „Wenn wir Entwicklungs-
politik ernstnehmen, brauchen wir eine
langfristig abgesicherte Finanzierung“, be-
tonte der SPD-Abgeordnete.

Aufwuchsdynamik Anja Hajduk schloss
sich der Kritik ihres Vorredners in Bezug
auf die Sonderinitiativen an. Zwar habe

Minister Müller mit der
Fluchtursachenbekämp-
fung, der Armutsproblema-
tik und der schwierigen Si-
tuation in Afrika wichtige
Themen benannt, räumte
die Grünen-Abgeordnete
ein. Es könne aber doch
nicht sein, dass wirksame
langfristige Programme ge-
kürzt würden, um neue
Sonderinitiativen mit ho-
hem Verwaltungsaufwand
aufzulegen. Auch das ge-
plante Haushaltsplus ist

aus Sicht Hajduks nicht ausreichend. „Wir
brauchen eine Aufwuchsdynamik“, sagte
sie. Ihr Vorschlag: zusätzliche 1,2 Milliar-
den Euro für die Entwicklungszusammen-
arbeit und 800 Millionen Euro für den Kli-
maschutz. „Nur wenn wir zwei Milliarden
Euro jährlich draufpacken. halten wir 2020
das 0,7 Prozent-Versprechen ein.“
„Der Rekordhaushalt beweist: Deutschland
steht zu seiner internationalen Verantwor-
tung“, sagte die CDU-Abgeorddnete Sabi-
ne Weisse. Gleichwohl sei im Entwurf
nicht alles eitel Sonnenschein. „Besorgt bin
ich über den Rückgang der Verpflichtungs-
ermächtigungen um 700 Millionen Euro
für die Finanzielle und Technische Zusam-
menarbeit.“ Hier müsse etwas draufgelegt
werden, wolle man Fluchtursachen wirk-
sam bekämpfen. Götz Hausding T

»Wir
brauchen

eine
langfristig

abgesicherte
Finanzierung.«

Stefan Rebmann (SPD)
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Allianz in Auflösung
TÜRKEI Das Bündnis mit den USA galt lange als wichtiger Grundpfeiler der westlichen Sicherheitsarchitektur. Jetzt wankt es

N
ach dem Treffen des tür-
kischen Präsidenten mit
US-Präsident Barack Oba-
ma am Rande des
G20-Gipfels in China in
der vergangenen Woche

hätte man meinen können, in den Bezie-
hungen zwischen beiden Ländern sei alles
in Butter. Obama nannte Recep Tayyip Er-
dogan beim Vornamen und lobte ihn für
die Versorgung von 2,7 Millionen syri-
schen Bürgerkriegsflüchtlingen in der Tür-
kei. Erdogan sagte, unter Obamas Führung
sei die türkisch-amerikanische Verbunden-
heit zu einer „Partnerschaft mit Vorbild-
charakter“ geworden.
Doch die politische Wirklichkeit sieht an-
ders aus. Regierungsmitglieder und die re-
gierungsnahe Presse in der Türkei geben
den USA offen eine Mitschuld an dem
Putschversuch vom Juli. Ibrahim Karagül,
Chefredakteur von Erdogans Leib- und Ma-
genzeitung „Yeni Safak“, warf den Amerika-
nern nicht nur vor, bei dem Umsturzver-
such die Fäden gezogen zu haben. Mit Blick
auf den Vormarsch der mit den USA ver-
bündeten syrischen Kurden südlich der tür-
kischen Grenze schrieb er am
im August in einer Kolumne, die USA woll-
ten die Türkei „belagern“ und einkesseln.
In einer am 5. September veröffentlichten
Umfrage gaben 90 Prozent der türkischen
Befragten an, sie misstrauten den USA. Das
hat zum einen mit der Weigerung Washing-
tons zu tun, den in Pennsylvania lebenden
und von Erdogan als Putschführer bezeich-
neten islamischen Geistlichen Fethullah
Gülen ohne langwieriges Verfahren an An-
kara auszuliefern. In den USA könne man
nicht einfach jemanden einsperren, weil er
als „übler Bursche“ bezeichnet werde – man
brauche Beweise, sagte US-Vizepräsident Joe
Biden bei einem Besuch in Ankara Ende Au-
gust. Der neben ihm sitzende Erdogan
machte ein steinernes Gesicht.

Wut auf die USA Der Fall Gülen hat dem
ohnehin bereits starken Anti-Amerikanis-
mus in der Türkei weiteren Schub gegeben.
Der ehemalige US-Außenamtsbeamte Hen-
ry Barkey, der heute als Nahost-Experte bei
der Wilson-Denkfabrik in Washington ar-
beitet, sah sich nach dem 15. Juli in der
Türkei plötzlich als Führungsoffizier der
Putschisten beschimpft, weil er am Tag des
Umsturzversuches in der Nähe von Istan-
bul an einer Akademiker-Konferenz teilge-
nommen hatte. Anti-Amerikanismus habe
es in der Türkei schon immer gegeben,
schrieb Barkey vor wenigen Tagen in der
„New York Times“. Das Schlimme an der
derzeitigen Wut auf die USA sei aber, dass
die Vorwürfe offenbar von den Behörden
mitgetragen würden. So tauchten in der
türkischen Presse als angebliche Beweise
für Barkeys Mittäterschaft beim Putsch die
genauen Daten seiner Ein- und Ausreise in
Istanbul auf – hoheitliche Informationen,
über die nur die Grenzpolizei am Flugha-
fen verfügt.
Die Lage in Syrien ist ein weiterer Faktor,
der das Bündnis zwischen den Nato-Part-
nern Türkei und USA erschüttert. Ende Au-
gust schickte die Türkei ihre Panzer über

die Grenze nach Syrien, um gegen den „Is-
lamischen Staat“ (IS), aber auch gegen die
Kurden-Miliz YPG, vorzugehen. Ankara be-
fürchtet, dass die Expansion der Kurden in
Syrien einen künftigen Kurdenstaat vorbe-
reiten könnte. Die türkischen Truppen und
die mit ihnen verbündeten arabischen Mi-
lizen schoben sich wie ein Keil zwischen
zwei YPG-Herrschaftsgebiete in Syrien und
verhinderten so ihre Vereinigung.
Washington betrachtet die syrischen Kur-
den als wichtige Partner im Kampf gegen
den IS und unterstützt sie mit militärischer
Ausbildung und Waffenlieferungen, die
Türkei sieht die YPG hingegen als syrische
Vertretung der PKK-Rebellengruppe, die
seit 1984 gegen Ankara kämpft. Für Wa-
shington geht es in Syrien vor allem um
den Kampf gegen den IS; für Ankara vor al-
lem darum, die Kurden zu stoppen.
Zudem hat die Türkei selten zuvor ihre ei-
genen Interessen so rabiat gegen die Vorbe-
halte der USA durchgesetzt. Bisher stand
die Allianz mit den USA in der türkischen
Außenpolitik außerhalb jeder Diskussion.
Doch das ändert sich. Als Erdogans Bemü-
hungen um eine Annäherung an Russland
in den vergangenen Wochen neue Sorgen
über eine Achsenverschiebung in der Tür-
kei auslöste, reagierte die Regierung in An-
kara nicht etwa mit einem Dementi. Sie er-
klärte, die Türkei habe neben der Westbin-
dung eben auch andere Interessen. Ankara
sehe das Verhältnis zu Russland und ande-
ren Staaten nicht als Alternative zu den tür-
kischen Beziehungen zum Westen, schrieb
Außenminister Mevlüt Cavusoglu vor we-
nigen Tagen auf Twitter. Auf den ersten

Blick ist an dieser Feststellung nichts aus-
zusetzen; auch Deutschland bemüht sich
um gute Beziehungen zu Moskau, ohne
dass dadurch das Bekenntnis der Bundesre-
publik zur EU oder zur Nato in Frage ge-
stellt würde. Doch im Fall der Türkei spie-
len sich die Avancen gegenüber Russland
oder dem Iran im Rahmen einer außenpo-
litischen Selbsteinschätzung des Landes ab,
die sich in den vergangenen Jahren grund-
legend gewandelt hat. Erdogans Türkei be-
trachtet sich selbst als unabhängiges regio-
nales Machtzentrum, das sich weniger von
den Vorgaben westlicher Allianzen leiten
lässt als von den eigenen Interessen.

EU-Beitritt abgelehnt Erdogan-Berater
wie der Wirtschaftsexperte Yigit Bulut for-
dern offen die Abkehr von Europa. Die
Türkei solle sich nicht an der „griechisch-
christlichen“ Ordnung orientieren, son-
dern an den Maßgaben von „islamischer
Gemeinschaft und Nation“, schrieb Bulut
Ende August in einer Kolumne der Zeitung
„Star“. Einen Beitritt zur EU lehnt Bulut ab,
weil dieser seiner Ansicht nach wegen der
Aufgabe von Souveränitätsrechten die isla-
misch-nationale Identität der Türkei ver-
wässern würde.
In der Flüchtlingsfrage geht die türkische
Regierung deshalb immer wieder auf Dis-
tanz zu dem mit der EU ausgehandelten
Abkommen. Ankara werde keinerlei Verzö-
gerungen bei der versprochenen Visa-Libe-
ralisierung im Gegenzug für die Reduzie-
rung der Flüchtlingszahlen hinnehmen,
sagte Erdogans Sprecher Ibrahim Kalin
dem türkischen Nachrichtensender NTV. Es

ist zwar unwahrscheinlich, dass die Türkei
den Flüchtlingsdeal ohne weiteres aufkün-
digt. Schließlich nützt das Abkommen auch
türkischen Interessen, weil es abschreckend
auf Flüchtlinge und Schlepper wirkt und
den Flüchtlingsstrom aus Asien und Afrika
nach Europa auf andere Länder wie Libyen
umlenkt. Doch als Druckmittel eignet sich
das Thema allemal. „Die EU braucht die
Türkei mehr, als die Türkei die EU braucht“,
sagte Erdogan schon im Frühjahr.
Die Kritik aus Europa an den Massenfest-
nahmen nach dem Putschversuch vom Juli
lässt die türkische Regierung kalt. Monate-
lang verweigerte sie Bundestagsabgeordne-
ten zudem den Besuch des Luftwaffenstütz-
punktes in Incirlik – weil der Bundestag
die Verbrechen an den Armeniern 1915/16
in einer Resolution als Völkermord be-
zeichnet hatte (siehe Stichwort). Auch bei
den Bemühungen um ein Ende des Krieges
in Syrien sieht Erdogan keine Veranlas-
sung, sich eng mit dem Westen abzustim-
men. Gleichzeitig macht er sich für eine re-
gionale Initiative stark, um den Syrien-
Konflikt beizulegen. Als mögliche Teilneh-
mer der Friedensbemühungen nannte Er-
dogan im August in einem Interview mit
dem arabischen Fernsehsender Al-Jazeera
den Iran, den Irak, den Libanon sowie die
arabischen Golf-Staaten und Russland –
aber keinen einzigen westlichen Akteur.
Diese Entwicklung bleibt nicht ohne Fol-
gen. Von einer Krise in den Beziehungen
spricht Kemal Kirisci von der Denkfabrik
Brookings Institution in Washington. Aller-
dings sorge die 70-jährige Geschichte der
amerikanisch-türkischen Zusammenarbeit

dafür, dass die Partnerschaft nicht einfach
so über den Haufen geworden werde, ur-
teilte er im Gespräch mit dieser Zeitung.
Dagegen rät eine wachsende Zahl anderer
Experten der Regierung in Washington, sie
solle sich nach Alternativen zur Türkei in
Nahost umsehen. Einige sehen eine anhal-
tende Destabilisierung der Türkei durch Er-
dogans Machtanspruch, die Nähe des Isla-
mischen Staates und den neu aufgeflamm-
ten Kurdenkonflikt voraus.
Obwohl die Geschichte der amerikanisch-
türkischen Zusammenarbeit viele Jahr-
zehnte zurückreicht, ist die Position der
Türkei in der US-Außenpolitik nicht mehr

sakrosankt. Beziehungen könnten nicht
auf „Mythen“ aufgebaut werden, sagte Ste-
ven Cook von der Denkfabrik CFR am
11. August bei einer Diskussionsveranstal-
tung in Washington. „Wenn man sich die
Kosten-Nutzen-Analyse vor Augen führt,
könnte es für die Vereinigten Staaten an
der Zeit sein, sich nach Alternativen umzu-
schauen.“

Suche nach neuen Standorten Mit dieser
Meinung steht Cook nicht allein. CFR-Prä-
sident Richard Haass forderte bereits kurz
nach dem Putschversuch im Juli eine radi-
kale Neubewertung des Verhältnisses zur
Türkei im Lichte von Erdogans wachsen-
den autokratischen Tendenzen. Der wis-
senschaftliche Dienst des US-Kongresses
warf in einem Bericht Anfang August die
Frage auf, ob es aus amerikanischer Sicht
wirklich klug sei, Atomwaffen in der Türkei
stationiert zu haben.
Auch Jonathan Schanzer, Türkei-Experte
bei der konservativen Stiftung FDD in Wa-
shington, empfiehle der US-Außenpolitik,
sich über eine verminderte Rolle der Türkei
Gedanken zu machen. Über Nacht gehe so
etwas natürlich nicht, sagte Schanzer dem
Magazin „Politico“ Ende Juli. „Aber ich
glaube, es ist an der Zeit, sich Alternativen
anzuschauen.“ Als mögliche neue Standor-
te für die amerikanische Militärmacht in
der Region werden Jordanien oder die
Golf-Staaten genannt. Susanne Güsten T

Die Autorin arbeitete lange Zeit als
Korrespondentin in der Türkei und

berichtet jetzt aus Washington.

Schwierige Partner: der türkische Präsident Recep Tayyip Erdogan (3. von links) und US-Präsident Barack Obama (3. von rechts) beim G20-Gipfel in China © picture-alliance/abaca

»Müssen Differenzen umschiffen«
INTERVIEW Die Türkei bleibt von zentraler Bedeutung, meint Nahost-Expertin Andrea Taylor

Frau Taylor, zeigen die türkischen
Reaktionen in Richtung Washington
nach dem Putschversuch vom Juli,
dass sich beide Länder auseinanderge-
lebt haben?
Es ist nie klug, sich auf eine einzige Re-
gierung in einer Region zu verlassen.
Die Entwicklung zeigt, wie nötig es ist,
sich auch andere Akteure in der Region
anzuschauen. Die US-Regierung wurde
vom Ausmaß der Anschuldigungen aus
der Türkei überrascht. Doch unabhän-
gig davon, ob die USA damit einver-
standen sind, was die türkische Regie-
rung gerade tut, bleibt die Türkei von
zentraler Bedeutung. Natürlich gibt es
diverse Mächte in der Region, aber wir
können uns nicht von der Türkei ab-
wenden. Es bleibt wichtig für beide Sei-
ten, nach Gemeinsamkeiten Ausschau
zu halten und Differenzen zu umschif-
fen.

Warum setzen die USA beim
Kampf gegen den „Islamischen Staat“
(IS) in Nord-Syrien so sehr auf die
dortigen Kurden, obwohl die Türkei
diese als potenzielle Bedrohung an-
sieht?

Das Verhältnis zu den Kurden baut auf
gegenseitigen Nutzen auf. Die Zusam-
menarbeit zwischen den Vereinigten
Staaten und den Kurden reicht zurück
bis zur Belagerung der nordsyrischen
Stadt Kobani. Die Kurden waren zum
Kampf gegen den IS bereit, als die Tür-
kei dazu noch nicht bereit war. Aller-
dings haben die Kurden zuletzt den Bo-
gen etwas überspannt, indem sie den
Euphrates Richtung Westen überquer-
ten. Die USA sind auch nicht unbedingt
für die Entstehung eines Kurdenstaates
in Nord-Syrien, denn der Verbündete
Türkei will dies nicht.

Was bedeutet der türkische Ein-
marsch nach Syrien?
Zunächst einmal haben die Türken de-
monstriert, dass eine professionelle, gut
ausgerüstete und motivierte Armee in
Syrien einiges ausrichten kann. Die Tür-
ken haben den USA damit gezeigt, dass
es auch andere Optionen gibt. Nach
dem Putschversuch gab es Zweifel an
der Einatzfähigkeit der türkischen Ar-
mee. Nun sagt die Türkei mit dem Ein-
marsch: Ja, wir sind zu Militäroperatio-
nen in der Lage, wenn wir diese für an-

gebracht halten. Die USA wurden sehr
spät über die Intervention informiert.

Wie wird es weitergehen mit dem
türkischen Syrien-Einsatz?
Mögliche weitere Vorstöße ins Landesin-
nere dürften schwieriger werden. Wenn
man sich beispielsweise die Stadt Al Bab
(etwa 30 Kilometer südlich der türki-
schen Grenze, d.Red.) anschaut: Das ist
dicht besiedeltes Gebiet, da kann man
nicht einfach mit Panzern durchrollen.

Das Gespräch führte Susanne Güsten. T

Andrea Taylor ist Nahost-Expertin beim
Atlantic Council in Washington. Das
nach dem ehemaligen libanesischen

Ministerpräsidenten benannte Zentrum
befasst sich mit Nahost-Fragen und

dem politischen, wirtschaftlichen und
sozialen Wandel in der Region.

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

> STICHWORT
Streit um Stützpunkt Incirlik beendet

> Reise Der vom Verteidigungsausschuss
geplante, seit Wochen umstrittene Be-
such des Nato-Luftwaffenstützpunktes
Incirlik im Süden der Türkei kann vom 4.
bis 6. Oktober 2016 stattfinden.

> Bundeswehr In Incirlik sind derzeit
rund 250 deutsche Soldaten stationiert.
Sie unterstützen dort die Luftangriffe auf
die Terrormiliz „Islamischer Staat“ (IS).

> Disput Bislang hatte die türkische Re-
gierung den Parlamentariern den Besuch
aus Verärgerung über die im Mai 2016
vom Bundestag beschlossene Armenien-
Resolution (18/8613) verweigert.
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T
ransparent und legitim“ sol-
len die Duma- und die Regio-
nalwahlen am 18. September
ablaufen, so hat es das russi-
sche Präsidialamt selbstbe-
wusst verkündet. Für den be-

kannten russischen Politikwissenschaftler
Nikolaj Petrow heißt das nichts anderes
als: „Der Kreml wird den Wahlprozess ma-
nipulieren, aber dieses Mal auf eine Fäl-
schung der Wahlergebnisse verzichten.“
Präsident Wladimir Putin und sein Appa-
rat erinnern sich noch lebhaft an die De-
monstrationen in den Jahren 2011 und
2012. Nach dem letzten Urnengang hatten
die städtischen Bildungsbürger lautstark
gegen die offenkundigen Wahlmanipula-
tionen protestiert. Daraufhin verabschiede-
te die regierende Partei „Einiges Russland“
Änderungen am Wahlgesetz, um eine de-
mokratischere Abstimmung vorzutäu-
schen. Auch wurde der altgediente Leiter
der Zentralen Wahlkommission, Wladimir
Tschurow, entlassen. Im März 2016 erhielt
schließlich die frühere Menschenrechtsbe-
auftragte, Ella Panfilowa, den Auftrag,
transparente Wahlen zu organisieren. Der
Wähler sollte sich für mehrere Parteien
und Kandidaten entscheiden können, zu-
gleich sollten die Kandidaten bessere
Chancen erhalten, in die Duma und die re-
gionalen Parlamente einzuziehen. Parallel
zur Duma-Wahl finden am 18. September
in 39 Föderationssubjekten auch lokale
Wahlen statt.

Neues Wahlgesetz Abgesehen von der
Wiedereinführung der Direktwahl, die
2007 abgeschafft worden war, wurde die
Sperrklausel, die für den Einzug ins Parla-
ment nötig ist, von sieben auf fünf Prozent
gesenkt. Von den 450 Abgeordneten sollen
225 in Wahlkreisen direkt gewählt werden
und 225 über Parteilisten in die Duma ge-
langen. Ihre Teilnahme an der Wahl haben
laut Justizministerium 73 Parteien ange-
meldet, jedoch stehen davon nur 14 auf
den Wahlzetteln: die vier in der Duma ver-
tretenen Parteien, also „Einiges Russland“,
„Gerechtes Russland“, die „KP“ und die
„Liberal-Demokratische Partei“, zudem
zehn Parteien, die bei der Duma-Wahl
2011 mehr als drei Prozent der Stimmen
erhielten oder in einem der regionalen Par-
lamente der Bundesländer eine Fraktion
stellen. Die übrigen Parteien mussten
200.000 Unterschriften sammeln, um auf
den Stimmzetteln zu erscheinen. Damit
ein Kandidat in einem Wahlkreis direkt
aufgestellt werden konnte, mussten dies
mindestens drei Prozent der Wahlberech-
tigten des Wahlkreises mit ihrer Unter-
schrift unterstützen. Außer den 14 regis-
trierten Parteien konnte keine andere die
gesetzlichen Voraussetzungen für die Teil-
nahme an der Duma-Wahl erfüllen.
Nahezu 92 Prozent der unabhängigen
Kandidaten sei die Nominierung verwei-
gert worden, wie das „Komitee der Bürger-
initiativen“ ermittelte. Hauptgrund für die
Ablehnung der Kandidaten sei die Behaup-
tung gewesen, es handele sich um gefälsch-
te Unterschriften. Das Komittee weist in
seinem Bericht zudem nach, dass vor allem
denjenigen Kandidaten die Registrierung
verweigert wurde, „die besonders bekannt
sind und gute Chancen haben, gewählt zu
werden“.
Angesichts dessen überrasche es nicht wei-
ter, dass nur jene Kandidaten auf die
Stimmzettel gelangten, die über die Unter-
stützung der Machtorgane verfügten,
schreiben die Experten des Komitees. Als
bekanntestes Opfer dieser Staatswillkür gilt
die in Russland weit bekannte frühere Bür-
germeisterin von Petrosawodsk und „Jablo-
ko“-Politikerin, Galina Schirschina.
Der Ausschluss der einflussreichen Konkur-
renten gehöre zum bewährten Repertoire

der Machthaber, unterstreicht der Publizist
Andrej Perzow in „Kommersant“: Die Op-
positionspolitiker dürfen zwar in einige
Regional- und Kommunalparlamente ein-
ziehen. „Aber sie sollen ihren Platz im Sys-
tem kennen und nicht wirklich um die
Macht kämpfen dürfen.“
Angesichts dieser Manipulationen erwarten
Beobachter am kommenden Wochenende
eine niedrige Wahlbeteiligung von unter
50 Prozent. Dies wird vor allem der Partei
„Einiges Russland“ (EP) nützen – dank ih-

rer flächendeckenden Präsenz in den
Wahlkreisen wird sie wohl bis zu
60 Prozent der Direktmandate gewinnen
können. Laut Prognosen kann sie über die
Parteienliste zudem bis zu 50 Prozent der
Stimmen bekommen, wenn es auch in ei-
nigen Regionen mit bis zu 35 Prozent
deutlich weniger sein werden.
Das zweitbeste Ergebnis könnte entspre-
chend den Umfragen die Kommunistische
Partei mit bis zu 15 Prozent erreichen, ge-
folgt von den populistischen „Liberal-De-

mokraten“ unter Führung von Wladimir
Schirinowski (bis 14 Prozent). Als vierte
Partei wird wohl die ebenfalls Kreml treue
Partei „Gerechtes Russland“ mit bis zu
neun Prozent in die Duma einziehen. Die
oppositionelle PARNAS („Partei der Volks-
freiheit“) und die liberale „Jabloko“ von
Grigorij Jawlinski haben dagegen kaum
Chancen, ins Parlament zu gelangen. „Ja-
bloko“ wäre schon zufrieden, wenn sie
wieder mehr als drei Prozent der Stimmen
erhielte. In diesem Fall würde der Partei

die staatliche Parteienfinanzierung – 100
Rubel pro Wählerstimme – zugutekom-
men.
Präsident Wladimir Putin unterstützt zwar
den Wahlkampf von „Einiges Russland“,
indem er am Parteitag teilnimmt und de-
ren Duma-Kandidaten im Kreml empfängt,
fester Bestandteil der Wahl-Kampagne ist
er jedoch nicht. Schließlich ist er der
„Voschd“, der Anführer der Nation. Das
hat die Wähler aber nicht davon abgehal-
ten, seine Partei bei der letzten Duma-

Wahl abzustrafen: von 64,3 Prozent (2007)
war sie 2011 auf 49,3 Prozent abgerutscht.
Das Kalkül von „Einiges Russland“, sich
die Popularität des Präsidenten zunutze
zu machen, sieht der russische Politologe
Leonid Davydow kritisch. „Die Partei er-
wartet zu viel, wenn sie glaubt, von Putins
Zustimmungswerten zu profitieren“. Die
Parteiliste führt Ministerpräsident Dmitrij
Medwedew an, dessen Werte zuletzt von
55 auf 49 Prozent gefallen sind. Dies
zeigt, dass es selbst der massiven Kreml-
Propaganda nicht gelungen ist, die Krise
allein auf die äußeren Feinde zu schieben.
Medwedew wehrt sich mit Wahlgeschen-
ken, die aber erst im Januar 2017 verteilt
werden: So sollen die 43 Millionen Rent-
ner eine Einmalzahlung von 5.000 Rubel
(etwa 70 Euro) als Inflationsausgleich er-
halten.
Putin verfolgt eine andere Strategie: Vor
der Duma-Wahl feuerte oder inhaftierte er
Amtsleiter und Gouverneure, die er einst
selbst ernannt hatte. So entließ er seinen
Freund Sergej Iwanow als Leiter des Präsi-
dialamtes, um ihn auf den unbedeutenden
Posten eines Umweltbeauftragten abzu-
schieben. Gleichzeitig kletterten jüngere,
unverbrauchte Geheimdienstleute die Kar-
riereleiter hinauf und bilden nunmehr die
neue Machtelite. Moskauer Beobachter in-
terpretieren dies als gezielte Aktionen Pu-
tins zur Vorbereitung seiner Wiederwahl
im Jahr 2018. Der Präsident verheimlicht
nicht, dass seine Mannschaft an einer Wirt-
schaftsstrategie für die Zeit nach 2018 ar-
beitet, „egal wie sich die innenpolitischen
Prozesse entwickeln“, wie er am 1. Septem-
ber erklärte.
Damit ist die Parlamentswahl 2016 für ihn
nur ein Testlauf für die Präsidentschafts-
wahl 2018, vermutet Andrej Kolesnikow
vom Moskauer Carnegie Center. „Der aktu-
elle Wahlkampf soll nicht zu aktiv geführt
werden und die Beteiligung gering blei-
ben“. Deshalb findet die Parlamentswahl
auch nicht im Dezember statt, wie die vor-
herigen sechs Duma-Wahlen, sondern wur-
de auf den 18. September vorgezogen.

Feindbild Opposition Von den nicht in
der Duma vertretenen Oppositionsparteien
wird nur die liberale „Jabloko“ des Öfteren
in den Medien erwähnt. Sie verzichtete die-
ses Mal bewusst auf Kritik an Putins Politik
– die Oppositionspartei soll nicht als „Ver-
räter-Partei“ abgestempelt werden können
in einer Zeit, in der die Zustimmung zu
Präsident Putin stolze 80 Prozent beträgt.
Für den Publizisten Velimir Rasuwaew von
der „Nezavisimaja gazeta“ führt das Präsi-
dialamt seit 2011 den „längsten Wahl-
kampf der Geschichte“. Der Kreml habe
seine Lektionen gelernt „und wird sich für
das Wahlergebnis 2011 revanchieren“. Eine
repressive Gesetzgebung habe jegliche Op-
position unterdrückt, Kundgebungen seien
verboten und Nichtregierungsorganisatio-
nen als „ausländische Agenten“ diskredi-
tiert worden. „Jedes Niesen der Oppositi-
onspolitiker wird als erbärmlicher Versuch
einer Revolution auf Initiative des Westens
dargestellt, was in Post-Krim-Zeiten leicht
fällt.“ Hinzu komme, dass die schärfsten
Kritiker „medial und gerichtlich“ ausge-
schaltet seien, sagt Rasuwaew. Der bekann-
teste Oppositionelle – Boris Nemzow –
wurde im Februar 2015 in Moskau ermor-
det.
Angesichts der schweren Wirtschafts- und
Finanzkrise sowie der Konfrontation mit
dem Westen versuche der Kreml, die in-
nenpolitische Lage durch Wahlen zu stabi-
lisieren, meint der Politikwissenschaftler
Nikolaj Petrow. Für ihnsteht fest: „Die Du-
ma-Wahl soll die regionalen Eliten unter-
stützen und damit das Machtsystem stabi-
lisieren“. Aschot Manutscharjan T

Der Autor ist freier Journalist.

Angeführt wird die Regierungspartei „Einiges Russland“ zwar von Premierminister Dmitri Medwedew (links), das wichtigste Zugpferd dürfte für sie jedoch Präsident Wladimir Pu-
tin (rechts) sein, obwohl der nicht Mitglied ist. © picture-alliance/dpa
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Russland-Versteher unter Druck
MEINUNGSFORSCHUNG Das russische Justizministerium hat das renommierte Umfrage-Institut Lewada auf der Liste der »ausländischen Agenten« gesetzt

Wer etwas über die Menschen im heutigen
Russland erfahren will, wer etwa wissen
will, was ihnen wichtig ist, was sie kaufen,
wohin sie reisen, wie sie in die Zukunft
schauen – und natürlich: wen sie wählen
und wie zufrieden oder unzufrieden sie
mit ihren Politikern sind – der kommt an
den Umfragen dieses Instituts eigentlich
nicht vorbei. Das Lewada-Zentrum, ge-
gründet noch in den Tagen der Perestroika
und bis 2003 Teil des staatlichen Instituts
WZIOM, gilt als eines der renommiertes-
ten Meinungsforschungszentren Russ-
lands. Wenige Tage vor der Duma-Wahl
(siehe Beitrag oben) hat das russische Jus-
tizministerium das Zentrum nun auf die
Liste der „ausländischen Agenten“ gesetzt.
Als solche müssen sich seit einem 2012 in
Kraft getretenem und auch in Russland
damals höchst umstrittenen Gesetz Nicht-
regierungsorganisationen (NGO) betiteln
lassen, wenn sie politisch tätig sind und
(auch) Gelder aus dem Ausland erhalten.
Bisweilen stehen mehr als 140 Organisa-

tionen auf dieser Liste und damit unter
verschärfter Aufsicht der Behörden, darun-
ter zum Beispiel der russische Ableger von
„Transparency International“, das Mos-
kauer Sacharow-Zentrum und die Men-
schenrechtsorganisation „Memorial“.
Für Lewada könnte das Etikett „ausländi-
scher Agent“ das Aus bedeuten. „Mit so ei-
nem Stigma ist es unmöglich, Meinungs-
umfragen vorzunehmen. Das wäre das En-

de der unabhängigen soziologischen For-
schung im Land“, sagte Lewada-Direktor
Lew Gudkow der russischen Nachrichten-
agentur Interfax.
Seit 2003 ist Lewada unabhängig und fi-
nanziert sich nach eigener Darstellung
über kommerzielle Aufträge – die eben
auch aus dem Ausland kommen können.
Im Juli hatte die kremlnahe „Anti-Mai-
dan-Bewegung“ behauptet, Lewada habe

Auslandsmittel einer US-Universität erhal-
ten, die ihrerseits vom Pentagon in Wa-
shington Geld bekommen haben soll.
Der russischen Zeitung „RBK“ zufolge sol-
len die Zahlungen rund 95.000 Euro im
Jahr 2014 betragen haben. In den vergan-
genen zwei Jahren soll Lewada demnach
zudem rund 50.000 Euro aus dem Aus-
land verbucht haben.
„Wir erhalten Geld aus dem Ausland, aber
das sind kommerzielle Aufträge und keine
Fördergelder, die das Justizministerium
als politisch einstuft“, sagte Gudkow. Mit
dem Erlös finanziere Lewada seine eige-
nen Erhebungen über die politische und
soziale Stimmung in Russland. „Wenn das
jetzt nicht mehr möglich ist, wie sollen
wir dann unsere Umfragen bezahlen,
wenn wir das Etikett ‚ausländischer Agent‘
tragen?“
Bereits Ende Juli hatten russische Behör-
den die Wahlbeobachter-Organisation
„Golos“ geschlossen. Ihr wurden Verstöße
gegen das umstrittene NGO-Gesetz vorge-
worfen. „Golos“ hatte es abgelehnt, sich
öffentlich als „Agent“ bezeichnen zu las-
sen.
Der Sonderbeauftragte der Bundesregie-
rung für den deutschen OSZE-Vorsitz
und Russland-Beauftragter, Gernot Erler
(SPD), nimmt die Listung von Lewada

als „ausländischer Agent“ mit Sorge und
aufmerksam zur Kenntnis. „Dass das un-
abhängige und international renommier-
te Meinungsforschungsinstitut in dieser
Weise stigmatisiert wird, muss ein kriti-
sches Echo hervorrufen“, sagte Erler. Ge-
rade im Vorfeld der Duma-Wahlen sei es
unabdingbar, den Prozess der politischen
Willensbildung in Russland durch Mei-
nungs-, Versammlungs- und Pressefrei-
heit zu fördern, statt Pluralismus und
Transparenz einzuschränken. „Ich erwar-
te, dass die Vorbereitung und Durchfüh-
rung der Wahlen frei und fair verläuft
und auch kritische Stimmen Raum be-
kommen. Das ist von zentraler Bedeu-
tung für die Einhaltung von OSZE-Stan-
dards“, sagte Erler
Marieluise Beck, Sprecherin der Grünen
für Osteuropapolitik, warf dem Kreml vor,
mit der „Diffamierung“ des Lewada-Insti-
tuts gezielt gegen die unabhängige Mei-
nungsforschung vorzugehen. Dass diese
Stigmatisierung so kurz vor den russi-
schen Parlamentswahlen erfolge, verwun-
dere dabei kaum: „Einzig das unabhängi-
ge Lewada-Zentrum veröffentlichte die
seit Wochen sinkenden Umfragewerte der
Regierungspartei ‚Einiges Russland‘ und
war damit ein Dorn im Auge der Macht-
haber“, kritisierte Beck. ahe/dpa T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
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Banker mit Bombe
CUM/EX-AUSSCHUSS Netzwerke zur Steuervermeidung

Bei Zeugenbefragungen des 4. Untersu-
chungsausschuss (Cum/Ex) sind am Don-
nerstag erste Umrisse von Netzwerken in
der Finanzbranche deutlich geworden, die
mit großem Geschick Lücken im Steuer-
recht ausgenutzt und Milliardensummen
kassiert haben sollen. Der Ausschussvorsit-
zende Hans-Ulrich Krüger (SPD) betonte,
es gehe nicht darum, Schuldige zu finden,
sondern darum, Netzwerke, Verfahren und
Zusammenhänge zu erkennen. Darauf auf-
bauend sollte das Thema konstruktiv auf-
gearbeitet werden mit dem Ziel, rechtlich
fragwürdige Steuergeschäfte mit Aktien in
Zukunft zu verhindern.

Lückenhafte Umsetzung Der Frankfurter
Bankenbetriebsprüfer Stephan Rau erklär-
te, dass der Bundesfinanzhof (BFH) 1999
mit einem Urteil zum wirtschaftlichen Ei-
gentum bei Aktienkäufen die Grundlage
für das Entstehen der Mehrfach-Erstattung
gelegt habe. Das Urteil sei in das Jahres-
steuergesetz 2007 eingeflossen, mit dem er
nicht glücklich gewesen sei. Beratungsge-
sellschaften hätten dessen Auslandslücke
vermarktet – sozusagen die Bombe hinge-
legt – und die Investmentbanker hätten die
Bombe dann gezündet.
Bereits 2006 habe er zwei Vermerke bezüg-
lich des Jahressteuergesetzes 2007 an das
hessische Finanzministerium geschrieben,
sagte Rau. Dass es so lange bis zur endgül-
tigen Unterbindung der Cum/Ex-Geschäfte
durch das OGAW-IV-Gesetz ab 2012 ge-
dauert habe, liege in der Natur der Sache,
erklärte Rau. Eine vollständige Systemum-
stellung brauche Zeit und lasse sich nicht
aus dem Boden stampfen.

Gefragt nach wissenschaftlichen Aufsätzen,
mit denen die Steuersparmodelle offenbar
unterfüttert wurden, sagte Rau, bei vielen
habe man sehen können, dass es sich um
Auftragsaufsätze handelt. Als Berater hät-
ten sich dabei alle großen Wirtschaftskanz-
leien engagiert. Bei den Cum/Ex-Geschäf-
ten habe es „Riesennetzwerke“ gegeben, es
sei alles organisiert gewesen und nichts
dem Zufall überlassen worden. Die Gestal-
tungsmodelle seien 2009 und 2010 an die
aktuellen Gegebenheiten angepasst wor-
den, sagte Rau, der von einem eigenen Ge-
schäftsfeld sprach.
Als zweiten Zeugen befragte der Ausschuss
den pensionierten Referatsleiter im hessi-
schen Finanzministerium, Wolfgang
Schwarz. Das BMF-Schreiben von 2009 be-
zeichnete Schwarz auf eine Frage des Ob-
manns der CDU/CSU-Fraktion, Christian
Hirte, als Maßnahme, „um überhaupt mal
einen Fuß in die Tür zu bekommen“ und
Sand in das Getriebe der Leute zu streuen,
die diese Geschäfte betrieben haben. Die
ganze Problematik sei damit nicht gelöst
worden, sie habe aber einen starken psy-
chologischen Wert gehabt.
Klaus Poppenberg, Referatsleiter im Bun-
desfinanzministerium, berichtete, er habe
2008 erstmals von Cum/Ex-Geschäften ge-
hört. Es habe auch anonyme Anzeigen ge-
geben. Er erklärte, mit dem BMF-Schreiben
vom Mai 2009 habe das Ministerium in
Anbetracht der aktuellen Entwicklungen
ganz schnell eine Reaktion zeigen wollen.
Zu Schätzungen über den durch Cum/Ex
möglicherweise verursachten Schaden sag-
te Poppenberg: „Zwölf Milliarden sagen
mir nichts.“ Michael Wojtek T

Die unerklärliche DNA-Spur »P46«
NSU-AUSSCHUSS Zeugin berichtet über frühere Partys der rechten Szene in Zwickau

Ja, als junge Frau habe sie zu dieser – sie
tut sich schwer mit dem Wort – „rechtsex-
tremistischen“ Szene in Zwickau gehört.
Politisch? „Wir sind zu Konzerten gefah-
ren.“ Es wurde gemeinsam getrunken. „Wir
haben Partys gemacht.“ Wieso also poli-
tisch werden? „Wir waren immer lustig.“
Das wirkt schon ziemlich geschönt, was
die Zeugin vergangene Woche in breitem
Sächsisch vor dem Untersuchungsaus-
schuss zum Nationalsozialistischen Unter-
grund (NSU) erzählt. Das NSU-Trio Beate
Zschäpe, Uwe Mundlos und Uwe Böhn-
hardt habe sie damals nicht gekannt, versi-
chert sie. Ein Foto von einem Konzert wird
ihr vorgelegt – sie selbst ist zu sehen,
Zschäpe und Mundlos auch. Aber: Keine
Ahnung, wer die waren.
Geschenkt! Scheint die Miene des Aus-
schussvorsitzenden Clemens Binninger
(CDU) auszudrücken. Es geht ja auch nur
indirekt um die Zeugin, sondern darum,
was sie über die rechte Szene berichten
kann – wenn schon nicht über den NSU,
dann zumindest über Ralf Marschner, zu
dessen Clique sie mal gehörte. Der umtrie-
bige Mann war eine herausragende Figur
unter Rechtsextremen in Zwickau. Dass er
als V-Mann des Bundesamtes für Verfas-
sungsschutz enttarnt wurde, will die Zeu-
gin erst aus der Zeitung erfahren haben.

Da habe sie – inzwischen aus Zwickau ver-
zogen – ohnehin schon länger keinen Kon-
takt mehr mit ihm gehabt. Es ist ein sehr
mühsames und wenig ergiebiges Frage-
und-Antwort-Spiel.
Zuvor sind mit einem weiteren Zeugen
zwei wichtige Fragen ohne befriedigende
Antwort geblieben: Was verrät die DNA-
Spur „P46“? Und: Warum wurden an
27 NSU-Tatorten nicht ein einziges Mal

DNA-Spuren von Mundlos und Böhnhardt
gesichert – nicht nach den 15 Banküberfäl-
len, nicht nach den zwei Sprengstoffan-
schlägen, nicht nach den zehn Morden?
„Ungewöhnlich“ sei das, meint der Zeuge
Carsten Proff, DNA-Spezialist im Bundes-
kriminalamt (BKA) – für ihn als alten Ha-
sen aber auch nicht „super ungewöhnlich“.
Seine Mutmaßung: Die Taten seien wohl
„sehr gut vorbereitet“ gewesen. Man könne
ja durchaus aus dem Internet Tipps be-
kommen, wie DNA-Spuren zu vermeiden
seien – nicht nur mit Handschuhen, son-
dern etwa auch Sturmhauben. Die beiden
Männer seien gewiss „sehr planerisch“ tätig
gewesen.
Andererseits gesteht Proff ein, dass es
„schon nicht einfach“ sei, einen Tatort
DNA-frei zu halten oder wieder zu ma-
chen: „Da muss man sich sehr anstren-
gen.“ Dann „P46“. Es handelt sich um eine
DNA-Spur an der Innenseite einer Socke,
die im Wohnmobil gefunden worden war,
in dem sich Mundlos und Böhnhardt nach
ihrem Banküberfall in Eisenach umge-
bracht hatten. Es ist eine Mischspur, die ei-
nerseits Zschäpe zuzuordnen ist. Anderer-
seits geht es um eine anonyme Person. Der
Dateienvergleich ergab einen Bezug dieser
Spur zu drei Taten in Hessen, Berlin und
Nordrhein-Westfalen. Proff mutmaßt, dass

es sich um eine Kontamination handeln
könne – womöglich durch Verbrauchsma-
terial, das bei den Tatortuntersuchungen
verwandt und von derselben Firma gelie-
fert wurde. Schließlich lägen die fraglichen
Delikte – schwerer Diebstahl und schwerer
Bandendiebstahl – „inhaltlich weit ausei-
nander“ zum NSU-Komplex.
Proff macht die Ausschussrunde für eine
gute Stunde zum Hörsaal: Vorlesung über
DNA. In den NSU-Ermittlungen habe es
„viele Mischspuren von magerer Qualität“
gegeben: „Vieles lag an der Nachweisgren-
ze.“ So müsse man das Löschwasser be-
rücksichtigen, sowohl beim Wohnwagen,
der in Flammen aufging, als auch bei der
in Brand gesetzten Wohnung des Trios in
Zwickau. Zudem hätten die „Berechtigten“,
Ermittler vor Ort oder auch Feuerwehrleu-
te, Spuren verursacht. Von zunächst
72 DNA-Spuren, die nicht zugeordnet wer-
den konnten, blieben nach Ausschluss die-
ser Berechtigten 43 Muster über – eine da-
von „P 46“. Franz Ludwig Averdunk T

DNA-Spuren werden genau analysiert.

©
dp

a

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Untaugliche Testverfahren
VW-AUSSCHUSS Diesel-Probleme könnten gelöst werden

In einem waren sich vergangene Woche die
acht Experten im Abgas-Untersuchungsaus-
schuss einig: Von einer illegalen Software
zur Manipulation von Dieselabgaswerten,
wie sie der VW-Konzern nutzte, hatte nie-
mand Kenntnis. Zu Beginn der Sacharbeit
im Ausschuss hatten die Abgeordneten vier
Motorenexperten geladen, dazu einen Um-
weltphysiker, einen Toxikologen, eine Epi-
demiologin und einen Arbeitsmediziner.
Es ging um Prüfverfahren für Autos, techni-
sche Fragen zur Abgasbehandlung bis hin
zu möglichen Gesundheitsverfahren für
die Bürger durch Stickoxide.

Prüfstand Soll ein Auto neu zugelassen
werden, muss es auf den Prüfstand. Neuer
Europäischer Fahrzyklus (NEFZ) heißt das
Testverfahren im Labor, das es schon seit
Anfang der 90er Jahre gibt. Dass dieses mit
der Realität wenig gemein hat, war unter
Fachleuten hingegen seit der Jahrtausend-
wende klar, sagte Professor Stefan Hausber-
ger von der TU Graz. Der NEFZ soll 2017
durch ein realistischeres Verfahren World
Harmonized Light-Duty Vehicles Test Pro-
cedere (WLTP) ersetzt werden. Hinzu kom-
men Straßentests (Real Driving Emissions).
RDE sei noch nicht ausgereift, sagte Profes-
sor Christian Beidl von der TU Darmstadt.
Eilig hatten die EU-Staaten es nicht mit
den RDE-Regeln, immerhin wird seit 2010
verhandelt. Da säßen Vertreter dreier Län-
der, wenige Beamte der EU-Kommission
rund 20 Industrievertretern gegenüber, er-
läuterte Hausberger.
Er und der Leiter Technik des ADAC, Rein-
hard Kolke, plädierten dafür, die neuen
Testverfahren zu ergänzen. So sollte die

Einhaltung der Grenzwerte auch durch Un-
tersuchungen im Fahrzeugbetrieb von un-
abhängiger Stelle überwacht werden. Kolke
regte an, dass die Hersteller die Software
zur Motorsteuerung gegenüber den Behör-
den offenlegen. Aus Sicht von Hausberger
sind die Sanktionen bei Emissionsüber-
schreitungen zu schwach.
Der ADAC versucht mit seinem Ecotest
schon seit 2003, realitätsnähere Werte zu
erhalten. Allerdings seien die Abgase beim
Endverbraucher nur ein schwaches Kaufar-
gument gewesen, räumte Kolke ein. Aktuell
ist aus seiner Sicht die Technik vorhanden,
um die Emissionsprobleme beim Diesel-
Pkw in den Griff zu bekommen, insbeson-
dere durch ein System, bei dem mittels
Harnstoff Stickoxide neutralisiert werden
können. Der Autofahrer müsste laut Kolke
auf 1.000 Kilometer zwei bis drei Liter
Harnstoff zuführen, ein Liter koste derzeit
0,76 Euro. Für Professor Thomas Koch
vom Karlsruher Institut für Kolbenmaschi-
nen ist der Diesel der umweltfreundlichste
Antrieb, und er werde es noch lange blei-
ben.
Umstritten sind unter Experten Gesund-
heitsgefahren von Stickoxiden für die Men-
schen. Professor Annette Peters vom
Münchner Helmholtz Zentrum hält es für
statistisch belegt, dass dauerhaft hohe
Stickstoffdioxid-Werte für Atemwegs- sowie
Herz-Kreislauferkrankungen bis hin zu To-
desfällen verantwortlich sind. Der Umwelt-
physiker Denis Pöhler verwies darauf, dass
Volkswagen in den USA mit den erhöhten
Abgaswerten nicht aus Gesundheits-, son-
dern Umweltgründen – Stichwort Ozon –
ins Visier geriet. Stefan Uhlmann T

Obamas Versprechen
NSA-AUSSCHUSS US-Experten verweisen auf Bekenntnis zum Datenschutz

E
s war so etwas wie eine Stern-
stunde der deutsch-amerikani-
schen Freundschaft, als im
Sommer 2008 der Senator des
Bundesstaates Illinois, Barack
Obama, vor der Berliner Sie-

gessäule stand und eine neue Ära der US-
Außenpolitik verkündete. Die USA, gelobte
Obama, wollten ihren Verbündeten künf-
tig „zuhören“. Timothy Edgar hat drei Jahre
als Jurist und Fachmann
für den Schutz der Privat-
sphäre und Bürgerrechte in
Obamas Regierungsdiens-
ten verbracht, bevor er
2012 Professor an der re-
nommierten Brown Uni-
versity wurde. Mit der Erin-
nerung an den Auftritt vor
der Siegessäule leitete er
vergangene Woche seine
Ausführungen vor dem
NSA-Untersuchungsaus-
schuss ein. Es könne ja
sein, meinte Edgar, dass
nach all den Enthüllungen über Lauschan-
griffe der National Security Agency (NSA)
auf deutsche Ministerien, europäische In-
stitutionen und sogar das Mobiltelefon der
Kanzlerin das Wort „zuhören“ in europäi-
schen Ohren mittlerweile einen etwas selt-
samen Klang habe.
Edgar und vier weitere Fachleute aus den
USA waren eigens über den Atlantik ge-

kommen, um an der Anhörung des NSA-
Ausschusses teilzunehmen. Des weltweit
einzigen parlamentarischen Gremiums im-
merhin, wie der Vorsitzende Patrick Sens-
burg (CDU) eingangs betonte, das sich
noch immer an den Folgen der Snowden-
Affäre abarbeitet. Was ist drei Jahre nach
Snowden in den USA der Stand der Debat-
te und Gesetzgebung zu Themen wie Inter-
net-Sicherheit, Schutz der Privatsphäre und

Kontrolle der Geheim-
dienste? So lautete die Fra-
ge.

Neue Sicht Dass sich doch
einiges getan habe, war die
Antwort der Experten. Ed-
gar etwa sprach von der
größten Geheimdienstre-
form seit den 1970er Jah-
ren, die Edward Snowden
mit seinen Enthüllungen
über Schnüffelpraktiken
der NSA 2013 ausgelöst ha-
be. Er berichtete, wie er

2006 als Datenschutzbeauftragter beim
Geheimdienstkoordinator im Weißen
Haus angefangen habe und wie „scho-
ckiert“ er gewesen sei, das tatsächliche Aus-
maß der weltweiten Überwachungsaktivi-
täten der NSA erstmals zur Kenntnis zu
nehmen. Es sei nicht so gewesen, dass es
damals keine gesetzlichen Einschränkun-
gen geheimdienstlicher Tätigkeit gegeben

habe. Die Regelungen seien aber auf die
Bedingungen des digitalen Zeitalters über-
haupt nicht zugeschnitten gewesen.
Snowdens großes Verdienst sei es gewesen,
die „offene Debatte“ über diese Themen,
„die wir immer wollten“, angestoßen zu
haben. Edgar bescheinigte Obama, nicht
versucht zu haben, die Affäre auszusitzen,
sondern sich für Transparenz entschieden
habe. Obama habe „Tausende Seiten“ ge-
heimer Dokumente freigegeben. Vieles von
dem, was die Öffentlichkeit mittlerweile
über das Treiben der NSA wisse, entstam-
me nicht den Snowden-Papieren, sondern
diesen Unterlagen.
Im Januar 2014 unterzeichnete Obama die
Presidential Policy Directive 28 (PPD 28),
eine Richtlinie, die die Befugnis der Nach-
richtendienste zur weltweiten Überwa-
chung elektronischer Kommunikation neu
regelte. Sie enthielt erstmals ein Bekennt-
nis zum Datenschutz auch für Ausländer
in Drittstaaten. Die Dienste hatten deren
Privatsphäre künftig in gleicher Weise zu
berücksichtigen wie die von Inländern in
den USA.
Im Mai 2015 erklärte ein Berufungsgericht
die bis dahin mehr als zehn Jahre lang ge-
übte Praxis, den gesamten Telefonverkehr
in den USA zu überwachen, für illegal. Der
Kongress verabschiedete daraufhin den
USA Freedom Act, in dem das Verbot der
anlasslosen Massenausspähung im Inland
festgeschrieben war. Die PPD 28 sei eine

„gute Reform“ gewesen und ein Schritt in
die richtige Richtung, sagte Ashley Gorski,
Anwältin bei der American Civil Liberties
Union (ACLU), der größten und zweitäl-
testen Bürgerrechtsorganisation in den
USA. Die Richtlinie gehe aber „nicht annä-
hernd weit genug“. Die rechtliche Grundla-
ge, auf der die NSA operiere, sei intakt ge-
blieben. Unzureichend sei vor allem der
Rechtsschutz gegen Maßnahmen der Ge-
heimdienste. Ein Kläger müsse nachwei-
sen, dass er persönlich abgehört werde, um
vor Gericht Gehör zu finden. Gorski selbst
war im Oktober 2015 mit einer Klage ge-
gen anlasslose Massenüberwachung ge-
scheitert. Das Gericht bescheinigte ihrem
Mandanten, lediglich „subjektive Befürch-
tungen“ zu hegen.
Zweifel am Reformwillen Obamas äußerte
auch Amie Stepanovich, die als Juristin für
Access Now, eine Organisation von Netz-
aktivisten, die US-Politik beobachtet. Die
PPD 28 sei rein symbolisch. Sie habe zu-
dem keine Gesetzeskraft und könne vom
nächsten Präsidenten widerrufen werden.
Für den „Cheftechniker“ der ACLU, Chris-
topher Soghoian, liegt die Antwort ohne-
hin nicht so sehr in schärferen Gesetzen als
in einer effizienten Verschlüsselungssoft-
ware. Der Skandal sei nicht gewesen, dass
die NSA elektronische Kommunikations-
wege ausgespäht habe, sondern dass diese
Kanäle so unzureichend gesichert gewesen
seien. Winfried Dolderer T

Im US-Präsidentschaftswahlkampf hatte Barack Obama 2008 bei einem Auftritt in Berlin für eine enge Partnerschaft geworben. Dann kam der NSA-Skandal. © picture-alliance/dpa

Auch
US-Experten

waren
schockiert

vom Ausmaß
der NSA-Über-

wachung
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FÜNF FRAGEN ZUM: WAHLERFOLG DER AFD

»Die AfD ist
Symptom
der Skepsis
gegenüber der
Demokratie.«

Herr Müller, die AfD ist
nun in neun Landesparlamen-
ten vertreten, wie ist denn de-
ren parlamentarische Arbeit
einzuschätzen?
Aus dem Programm ergeben
sich nicht unbedingt konkrete
Gesetzesvorhaben. Viele AfD-
Abgeordnete sind auch politi-
sche Neulinge. Die parlamen-
tarischen Regeln müssen sie
erst lernen. Ich denke aber,
dass sie die parlamentarische
Arbeit ernst nehmen und sich
Gehör verschaffen wollen über
Reden und Anträge. So können
sie andere Parteien zwingen,
sich mit ihren Themen ausei-
nanderzusetzen.

Wie ist der Erfolg dieser
Partei zu erklären und wie
nachhaltig wird das sein?
Es greift zu kurz, wenn man
den Erfolg der AfD nur auf die
Flüchtlingskrise zurückführt.
Die Wähler der AfD sind in
vielen Bereichen klar anders als
Wähler anderer Parteien. Aktu-
elle Forschungen zeigen, dass
die Wähler der AfD generell
konservativer sind, etwa in der
Familien- oder Innenpolitik.
Diese Themen werden von der
AfD jedoch oft verbunden mit

der Flüchtlingsfrage, aber es
gibt auch andere Aspekte, wie
etwa die Haltung zur europäi-
schen Integration. Wir sehen
bei AfD-Wählern auch, dass sie
skeptisch sind gegenüber dem
Funktionieren der Demokratie.
Das schließt nicht nur die Par-
teien und das Parlament ein,
sondern etwa auch die Medien.
Selbst wenn das Flüchtlings-
oder Islam-Thema in einigen
Jahren weniger dominant im
Wahlkampf wäre, ist davon
auszugehen, dass diese Partei
über Wähler verfügt, die sich
auch aufgrund anderer politi-
scher Übereinstimmungen für
die AfD entscheiden.

Könnten die etablierten
Parteien mit der AfD koope-
rieren?
Es gibt bei der AfD große regio-
nale Unterschiede, das heißt,
eine Kooperation ist vielleicht
in anderen Teilen Deutsch-
lands eher möglich als im
Nordosten. Das bleibt aber ab-
zuwarten. In den CDU-Fraktio-
nen in den Landtagen besteht
aber einfach inhaltlich kaum
die Möglichkeit, mit der AfD
zusammenzuarbeiten, unab-
hängig davon, ob man die Par-

tei mag. Die AfD steht in vielen
Fragen so weit rechts, dass es
nicht dem entspricht, was die
CDU möchte. Es ist aber defi-
nitiv verkürzt, die AfD mit
rechtsextremen Parteien gleich-
zusetzen. Das verharmlost aus
meiner Sicht die NPD massiv.

Wie bewerten Sie die ge-
stiegene Wahlbeteiligung in
Mecklenburg-Vorpommern?
Interessant ist, dass die AfD
nicht nur eigene Wähler moti-
viert. Die Verdeutlichung klarer
Konflikte trägt dazu bei, dass
Menschen wählen gehen. In
vielen großen Fragen gibt es
derzeit Konsens, auch bei den
Parteien im Bundestag. Wenn
man die Fundamentalkritik der
AfD problematisch findet,
muss man sich bewusst ma-
chen, dass die Partei Symptom
dieser Skepsis gegenüber der
Demokratie ist.

Zieht die AfD 2017 auch
in den Bundestag ein?
Ich kann mir nicht vorstellen,
dass jemand dagegen wettet.

Das Gespräch führte
Claus Peter Kosfeld.

Jochen Müller ist Professor für
politische Soziologie an der
Universität Greifswald.
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Müller will aus Wowereits Schatten
BERLIN Wahlen zum Abgeordnetenhaus. Hohe Mieten sind ein wichtiges Thema

Spannung verspricht auch die Neuwahl
des Berliner Abgeordnetenhauses am
kommenden Sonntag. Mitten in der
Flüchtlings- und Flughafenkrise muss sich
der Regierende Bürgermeister Michael
Müller, der das Amt im Dezember 2014
von dem langjährigen Regierungschef
Klaus Wowereit (beide SPD) übernom-
men hatte, erstmals selbst den Wählern
stellen. Rund 2,5 Millionen Einwohner,
darunter 70.000 Erstwähler, sind aufgeru-
fen, die Zusammensetzung des Abgeord-
netenhauses sowie auch die zwölf Bezirks-
versammlungen neu zu bestimmen.
Laut einer aktuellen Umfrage von Infratest
dimap für die ARD liegen die Sozialde-
mokraten mit 21 Prozent knapp vor ih-
rem Bündnispartner CDU (19 Prozent)
mit Spitzenkandidat und Innensenator
Frank Henkel, den Grünen (16 Prozent),
und den Linken (15 Prozent). Allerdings
ist die künftige Zusammensetzung des
Landesparlaments noch mit Fragezeichen
zu versehen. Vor allem das Abschneiden
der Alternative für Deutschland (AfD)
wird nach dem fulminanten Erfolg jüngst
in Mecklenburg-Vorpommern mit Span-
nung verfolgt, könnte es doch auch in der
Hauptstadt das politische Farbenspektrum
deutlich verändern. Die AfD wird in dem

aktuellen Stimmungstest mit 15 Prozent
gehandelt, was die Regierungsbildung
nicht einfacher machen würde, weil die
rechtskonservative Partei weder für die
SPD noch für die CDU als Koalitionspart-
ner infrage käme. Die FDP ist wieder ein
politischer Wackelkandidat, verbessert
sich laut Umfrage aber auf fünf Prozent
und würde damit die Sperrmarke knapp
überwinden. Derzeit ist die FDP nicht im
Parlament vertreten. Die Piraten, die sich
vor allem dem digitalen Wandel in der In-
formationsgesellschaft verschrieben haben
und einst auf einem politischen Siegeszug

durch Deutschland zu sein schienen, sind
in Umfragen inzwischen völlig abgeschla-
gen. In einer INSA-Umfrage von Anfang
August kamen sie auf drei Prozent, aktuell
spielen sie gar keine Rolle mehr. Der Wie-
dereinzug der Partei in das Berliner Lan-
desparlament wäre eine Überraschung.
Das Abgeordnetenhaus wird alle fünf Jah-
re neu gewählt, zuletzt 2011. Das Parla-
ment umfasst mindestens 130 Abgeordne-
te, in der aktuellen Wahlperiode verteilen
sich 149 Sitze auf fünf Fraktionen, ein Ab-
geordneter ist fraktionslos. Auf die SPD
entfallen derzeit 46 Sitze, auf die CDU 39,
auf die Grünen 29 und auf die Linke 19.
Ferner ist die Piratenpartei mit 15 Parla-
mentariern vertreten.
Die rot-schwarze Regierungskoalition ist
zuletzt oft aneinander geraten und in der
Bevölkerung nicht sehr beliebt. Müller hat
eine rot-rot-grüne Koalition ins Spiel ge-
bracht, sollte es nach der Wahl für ein
Zwei-Parteien-Bündnis nicht reichen. Ein
rot-grünes Bündnis wäre dem SPD-Spit-
zenkandidaten lieber. Nach der aktuellen
ARD-Umfrage würde jedoch eine Zweier-
konstellation nicht für eine Mehrheit rei-
chen. Damit wäre auch eine Fortsetzung
der jetzigen Koalition nicht möglich.
Neben der Flüchtlingskrise mitsamt dem
lange überforderten Landesamt für Ge-
sundheit und Soziales (Lageso) sowie
dem Debakel um den Hauptstadtflugha-
fen BER sind im Wahlkampf auch die stei-
genden Mieten, die Bandenkriminalität,
die Straßeninfrastruktur und die Bildung
wichtige Themen. pk T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper Regierender Bürgermeister Müller (SPD)
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Der unbekannte Schlossgeist
MECKLENBURG-VORPOMMERN Die SPD lotet nach der Wahl neue Bündnismöglichkeiten aus

D
as war der schwerste
Wahlkampf, den die SPD
hier je zu führen hatte“,
bekannte Mecklenburg-
Vorpommerns Minister-
präsident Erwin Sellering,

als am 4. September kurz nach Schließung
der Wahllokale die erste Hochrechnung
veröffentlicht wurde. Zwei Monate vor der
Landtagswahl hatten die
Prognosen die SPD noch
um zehn Prozent tiefer und
hinter der CDU gesehen.
Gleichwohl war der SPD-
Politiker damals schon zu-
versichtlich, mit einem auf
seine Person und auf Lan-
desthemen zugeschnittenen
Wahlkampf sowie seinem
Amtsbonus für die Sozial-
demokraten das Ruder he-
rumreißen zu können –
was ihm dann auch gelun-
gen ist.
In den Sympathiewerten lag Sellering so-
wieso stets weit vor CDU-Spitzenkandidat
Lorenz Caffier. Caffier, Innenminister in
Sellerings Kabinett, beklagte, dass die sei-
ner Meinung nach gute Regierungspolitik
der Koalition von der Debatte über die
Flüchtlingspolitik der Bundesregierung
überlagert wurde, was zu den Einbußen für
die Christdemokraten geführt habe. Gegen
„Gefühle und Ängste“ der Wähler sei man

mit Argumenten über Sachthemen nicht
angekommen.
Obwohl die SPD Anteile verloren hat, ist
sie mit 30,6 Prozent der Stimmen erneut
als stärkste politische Kraft aus der Land-
tagswahl hervorgegangen. Die Sozialdemo-
kraten wollen nun mit den Christdemokra-
ten sondieren, ob sie die vor zehn Jahren
begonnene Koalition mit der CDU fortset-

zen können. Aber auch mit
der Linkspartei will die
SPD ausloten, ob eine
Neuauflage des Bündnisses
von 1998 bis 2006 eine
Chance hat.
„Es gibt für die SPD kei-
nerlei Vorfestlegung“, sagte
Sellering vergangene Wo-
che kurz vor Beginn der
vertraulichen Runden. „Es
sollen gleichberechtigte
Gespräche mit beiden
möglichen Partnern ge-
führt werden. Wir wollen

mit beiden sehr ernsthaft ausloten, wie wir
das Land in den kommenden Jahren ge-
meinsam weiter voranbringen können.“

Bundespolitische Themen Wie sich die
SPD letztlich entscheidet, war zunächst
noch nicht abzusehen. CDU und Linkspar-
tei fuhren bei der Abstimmung jeweils ihr
schlechtestes Wahlergebnis seit der Neu-
gründung des Bundeslandes im Jahre 1990

ein. Gleichwohl haben sich beide zu Ge-
sprächen mit der SPD bereit erklärt. Am
meisten Beachtung fand am Wahltag der
Erfolg der rechtskonservativen Alternative
für Deutschland (AfD), die mit 20,8 Pro-
zent der Stimmen auf Anhieb den Sprung
in den Landtag schaffte und nun die zweit-
stärkste Fraktion im Parlament stellt.
AfD-Spitzenkandidat Leif-Erik Holm freute
sich, dass es „wieder eine richtige Oppositi-
on im Landtag gibt“. Er machte kein Hehl
daraus, dass es bundespolitische Themen
waren, die der AfD zum Erfolg verhalfen.
Der Wahlsieg könnte der „Anfang vom En-
de der Kanzlerschaft Merkels“ gewesen
sein, mutmaßte Holm. Es war nicht zuletzt
Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU)
selbst, die die Bedeutung der Landtagswahl
für die Bundespolitik einräumte. Sie über-
nahm die Verantwortung für die Flücht-
lingspolitik, ohne sie allerdings – so wie
etwa die CSU und auch zum Teil die SPD –
in der jetzigen Form infrage zu stellen.
Die Linkspartei haderte derweil damit,
nicht mehr die führende Oppositionspartei
zu sein. Ihr stellvertretender Parteivorsit-
zender Peter Ritter sprach von einem „De-
mokratiedefizit“, wenn sämtliche im Land-
tag vertretenen Parteien derart hohe Verlus-
te hinnehmen müssten. Ähnlich äußerte
sich Silke Gajek, Spitzenkandidatin von
Bündnis90/Die Grünen.
Abzusehen ist, dass SPD, CDU und Links-
partei den sogenannten Schweriner Weg

gegenüber der AfD nicht fortsetzen wer-
den, auch wenn sie die Parlamentsneulin-
ge als zumindest „rechtspopulistisch“ arg-
wöhnisch beäugen. Schweriner Weg wurde
das Procedere genannt, mit dem die ande-
ren Fraktionen seit 2006 auf Anträge der
NPD reagierten, um den Neonazis nicht
mehr parlamentarische Öffentlichkeit als
unbedingt nötig zu ermöglichen. Das hieß
etwa, dass auf NPD-Anträge nur ein Redner

der anderen Fraktionen antwortete. Künf-
tig will jede Fraktion ihren Standpunkt zu
AfD-Anträgen darstellen.
Laut dem vorläufigen amtlichen Endergeb-
nis kam die CDU bei der Wahl auf 19,0
und die Linkspartei auf 13,2 Prozent. Die
Grünen schieden mit 4,8 Prozent nach ei-
ner, die NPD mit 3,0 Prozent nach zwei
Legislaturperioden aus dem Landtag aus.
Die FDP verpasste mit 3,0 Prozent der

Stimmen nach fünf Jahren Abstinenz die
Rückkehr ins Parlament (siehe Grafik). Die
Wahlbeteiligung lag mit 61,6 Prozent um
10,1 Prozentpunkte höher als 2011.
Im neuen Landtag erhält die SPD 26 der
insgesamt 71 Sitze. Die AfD ist mit 18 Ab-
geordneten vertreten, die CDU mit 16 und
die Linkspartei mit elf Sitzen. Neben den
AfD-Abgeordneten ziehen 14 weitere Par-
lamentsneulinge in das Schweriner Schloss.
Alle SPD-Abgeordneten gewannen in ihren
Wahlkreisen das Direktmandat.
Die CDU errang nur noch sieben der ins-
gesamt 36 Direktmandate. Sie musste un-
ter anderem drei Wahlkreise im bislang
christdemokratisch dominierten Osten des
Landes an die AfD abgeben. Ein weiteres
Direktmandat verlor die CDU in Vorpom-
mern an die SPD. Das beste Direktwahler-
gebnis holte Sellering mit 47,1 Prozent in
Schwerin.
Der neue Landtag wird sich am 4. Oktober
im Schweriner Staatstheater konstituieren.
Er muss in das Theater ausweichen, weil
im Schloss derzeit für 27 Millionen Euro
ein neuer Plenarsaal eingebaut wird.
Das Konzertfoyer des Theaters hinter dem
Theatersaal hat eine „politische“ Geschich-
te. Zwischen 1919 und 1934 kam hier der
Landtag von Mecklenburg-Schwerin zu-
sammen, bis er von den Nationalsozialis-
ten aufgelöst wurde. Andreas Frost T

Der Autor ist freier Journalist in Schwerin.

In dem malerischen Schweriner Schloss hat der Landtag von Mecklenburg-Vorpommern seinen Sitz. Nach der Wahl ändert sich die Zusammensetzung des Parlaments erheblich, weil die AfD nun drin, die Grünen und die NPD aber draußen sind. © picture-alliance/dpa

»Es gibt
für die

SPD
keinerlei
Vorfestle-

gung.«
Ministerpräsident Erwin

Sellering (SPD)



Wir sind das Land der Sparerinnen und Sparer – weil wir uns auf sichere Gut-
haben verlassen können. Doch dieser Standard ist bedroht durch die geplante
zentrale Einlagensicherung der EU: In Zukunft sollen die Finanzmittel, die
deutsche Kreditinstitute heute zur Absicherung ihrer eigenen Kunden bereit-
stellen, auch die Risiken fremder Banken abdecken. Die deutsche Wirtschaft
stellt sich diesem Plan entgegen. Denn wer das Vertrauen der Sparer schwächt,
der setzt die Stabilität der gesamten Wirtschaft aufs Spiel.

damit-sicher-sicher-bleibt.de #sicherbleibtsicher

Vertrauen verträgt kein Fragezeichen.
Für Stabilität. Für Sicherheit.
Für die Zukunft unserer Wirtschaft.

Brauchen wir eine neue
Einlagensicherung, die riskantes

Handeln fördert?



Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

14 KEHRSEITE Das Parlament - Nr. 37-38 - 12. September 2016

AUFGEKEHRT

Die Mass
bleibt leer

Nicht eine blickdichte Burka,
sondern ein Hauch von
Nichts verhüllt dieser Tage
die Spannungen zwischen

der bayrischen CSU-Spitze und der Spit-
ze der Rest-Union. Nach der Wahlklat-
sche für die Union in Mecklenburg-Vor-
pommern muss sich Bundeskanzlerin
Angela Merkel (CDU) ob der Kritik von
CSU-Parteichef Horst Seehofer und Kon-
sorten ein dickes Fell – besser vielleicht
gleich einen Burkini – zulegen.
Und nun auch noch das: Bisher, so be-
richten es zumindest Medien, hat die
Kanzlerin noch keine Einladung zum
CSU-Parteitag Anfang November erhal-
ten. Gibt es etwa eine Obergrenze für
die Bestuhlung am Veranstaltungsort?
Streikt der Drucker? Haben die Christso-
zialen keine aktuelle Adresse der Kanzle-
rin? Oder ist es eher das Prinzip „Kin-
dergeburtstag in der Trotzphase: Die
mag ich nicht, die lade ich nicht ein“?
Man weiß es ja nicht, aber man hört,
dass Parteichef Seehofer – so wird er zi-
tiert – ein „Theater wie im letzten Jahr“
vermeiden wolle. Dabei fand das im ver-
gangenen Jahr auf dem CSU-Parteitag
uraufgeführte Zwei-Personen-Stück
„Standpauke für die Kanzlerin, oder:
Das Horst’sche Gericht“ bundesweit Be-
achtung. Am Münchener Residenzthea-
ter erblassten sie vor Neid.
Wenn kein Gruppenbild mit Dame in
der Landeshauptstadt, kommt dann See-
hofers One-Man-Show? Die Lage scheint
ernst. So ernst gar, dass der bajuwarische
Regionalfürst nicht nur kurzfristig eine
Reise in Putins Zarenreich absagte, nein,
Bayerns oberster besorgter Bürger ver-
zichtete gar darauf, dass Oktoberfest in
der Bayrischen Landesvertretung in Ber-
lin zu eröffnen. Die Mass bleibt leer,
denn das Maß ist voll, soll das wohl hei-
ßen. Sören Christian Reimer T

VOR 30 JAHREN...

Embargo gegen
Apartheid
16.9.1986: Streit um Wirksamkeit
Wirtschaftssanktionen sind ein beliebtes
Mittel, um Druck auf Regime auszu-
üben, deren Politik das Völkerrecht ver-
letzt, den Frieden bedroht oder Men-
schenrechte mit Füßen tritt. Dennoch
gibt es immer wieder Streit über die
Wirksamkeit von Sanktionen. Das ist
heute bei den Maßnahmen gegen Russ-
land wegen der Krim-Krise so. Und so

war es schon 1986, als sich die EG-Au-
ßenminister am 16. September auf Wirt-
schaftssanktionen gegen das Apartheid-
Regime in Südafrika verständigten: Im
Bundeskabinett stießen die Beschlüsse
nicht auf ungeteilte Zustimmung.
In Brüssel einigten sich die Außenminis-
ter auf Einfuhrverbote für Eisen, Stahl
und Goldmünzen. Neuinvestitionen in
dem Land wurden untersagt. Noch am
selben Abend bezweifelte Kanzler Hel-
mut Kohl (CDU) die Wirksamkeit der
Beschlüsse. Die Bundesregierung habe
den Maßnahmen lediglich zugestimmt,
weil die Bundesrepublik Teil der Ge-
meinschaft sei, was eine „Pflicht zum
Miteinander“ bedinge, erklärte er. Das
Embargo auf Kohle auszuweiten – wie
von einigen gefordert – erteilte er eine
Absage. Zehntausende Arbeitsplätze von
schwarzen Südafrikanern würden so ge-
fährdet. Am 17. September billigte das
Kabinett zwar die Sanktionen. Aller-
dings nicht einstimmig. Und Wirt-
schaftsminister Martin Bangemann
(FDP) ließ wissen: „Wirtschaftliche
Sanktionen sind Unsinn.“ Die Oppositi-
on befürwortete Sanktionen dagegen –
und wollten sie sogar verschärfen. Doch
entsprechende Anträge von SPD und
Grünen fielen eine Woche später im
Bundestag durch. Benjamin Stahl T

Der ehemalige Bundeswirtschafts-
minister Martin Bangemann (FDP) 1986
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LESERPOST

Zur Ausgabe 35-36 vom 29. August
2016, Sonderthema „Vertrauen“:
Das in der letzten Ausgabe diskutierte
Vertrauensproblem liegt meiner Mei-
nung nach auch an der politischen Bil-
dung. In der Schule wird der kritische
Umgang mit Medien und der Politik ge-
lehrt. Dadurch kann es dazu kommen,
dass junge Menschen der Politik und den
Medien mit geringem Vertrauen gegen-
übertreten.
Zwar soll der Unterricht die Schüler dazu
motivieren, eine demokratische und kri-
tische Grundeinstellung zu entwickeln.
Jedoch schafft er zugleich nur ein gerin-
ges Vertrauen in die Institutionen unserer
Demokratie. Die Bedeutung dieser Insti-
tutionen und der Medien geht leider
häufig verloren.

Julius Schölkopf
per Mail

Sehr klug haben Sie gezielt zur Landtags-
wahl in Mecklenburg-Vorpommern die
Zeitung dem Thema Vertrauen gewidmet.
Eben das Vertrauen in die Politik fehlte den
Wählern bei dieser Wahl. Die Wähler wan-
derten von den etablierten Parteien, denen
sie so lange vertrauten, ab zur AfD. Das ge-
schah offensichtlich nicht, weil sie das Pro-
gramm der AfD so überzeugend fanden,
sondern aus Enttäuschung über die ver-
trauten Parteien. Man fragt sich vergeblich,
welche politischen Alternativen die Wähler
bei der AfD erwarten. In die Politik der Re-
gierungsparteien und ebenso in die Me-
dien („Lügenpresse“) haben sie jedenfalls
das Vertrauen verloren. Damit fehlt unserer
Demokratie eine entscheidende Grundla-
ge. Als Christ möchte ich mit Paulus sagen:
Werdet wie die Kinder – aber nicht kin-
disch, sondern habt Vertrauen (dazu der
gute Artikel in derselben Ausgabe „Glaube

als Geschenk“). Die Schicksalsfrage lautet
daher: Wie gewinnen die Parteien das Ver-
trauen zurück?

Dieter Scheven
per Mail

Zur Ausgabe 36-36 vom 29. August
2016, Beilage „Leicht erklärt!“:
Zunächst danke ich Ihnen für die Beilage
„Leicht erklärt!“. Zur Ausgabe „Vertrauen-
wichtig für die Demokratie“ habe ich je-
doch eine Anmerkung. Darin werden
zwei Ansätze genannt, mit denen man
einer Vertrauenskrise begegnen kann:
Volksbefragungen und „mehr mit Men-
schen reden“. Ein wesentliches Argument
fehlt aus meiner Sicht: eine selbstkriti-
sche Einstellung von Politikern. Psycho-
logen sagen, dass das Eingeständnis von
Fehlern beziehungsweise Fehlentschei-
dungen in der Regel mehr Vertrauen

schafft als das Beharren auf Fehlentschei-
dungen und deren Folgen.

Dietrich Schneider
per Mail

SEITENBLICKE

Haben Sie Anregungen, Fragen oder
Kritik?
Schreiben Sie uns:

Das Parlament
Platz der Republik 1
11011 Berlin
redaktion.das-parlament@bundestag.de

Leserbriefe geben nicht die Meinung
der Redaktion wieder. Die Redaktion
behält sich vor, Leserbriefe zu kürzen.

Die nächste Ausgabe von „Das
Parlament“ erscheint am 26. September.

BUNDESTAG LIVE

Topthemen vom 19. –23.9.2016

Bundesverkehrswegeplan 2030 (Do),
CETA-Abkommen (Fr)

Phoenix überträgt live ab 9 Uhr

Auf www.bundestag.de:
Die aktuelle Tagesordnung sowie die
Debatten im Livestream

PANNENMELDER

Im Beitrag „Mehr als eine Episode“ in
der Ausgabe 33-34 vom 15. August wird
Dirk Seifert irrtümlich die falsche Funk-
tion zugeordnet. Er war ehemals Ener-
giereferent von „Robin Wood“, ist es
jetzt aber nicht mehr.

Im Beitrag „Profiteure des Misstrauens“
in der Ausgabe 35-36 vom 29. August
heißt es im Stichwort-Kasten, dass die
meisten AfD-Abgeordneten im Europäi-
schen Parlament der Fraktion „Europäi-
sche Konservative und Reformer“ ange-
hören. Tatsächlich sind keine AfD-Vertre-
ter mehr Mitglied der EKR-Fraktion.

PERSONALIA

>Josef Hofmann †
Bundestagsabgeordneter 1965-1969,
CDU
Am 13. August starb Josef Hofmann im Al-
ter von 89 Jahren. Der Mainzer Rechtsan-
walt, CDU-Mitglied seit 1952, amtierte von
1961 bis 1985 als 1. Bürgermeister seiner
Heimatstadt. Hofmann gehörte dem Haus-
haltsausschuss an.

>Manfred Schmidt †
Bundestagsabgeordneter 1969-1990,
SPD
Manfred Schmidt starb am 21. August im
Alter von 80 Jahren. Der Rechtsanwalt aus
München trat 1957 in die SPD ein. Im Bun-
destag engagierte er sich vorwiegend im
Rechtsausschuss. Von 1973 bis 1979 war
Schmidt zugleich Mitglied des Europäischen
Parlaments.

>Peter Zumkley
Bundestagsabgeordneter 1987-1991,
1994-2002, SPD
Peter Zumkley vollendet am 17. September
sein 80. Lebensjahr. Der Oberst der Bundes-
wehr wurde 1969 SPD-Mitglied und war
von 1991 bis 1993 Senator und Bevoll-
mächtigter Hamburgs beim Bund. Der Di-
rektkandidat des Wahlkreises Hamburg-
Wandsbek arbeitete vorwiegend im Vertei-
digungsausschuss mit.

>Barbara Weiler
Bundestagsabgeordnete 1987-1994,
SPD
Barbara Weiler wird am 17. September
70 Jahre alt. Die kaufmännische Angestellte
aus Fulda schloss sich 1970 der SPD an und
gehörte von 1991 bis 1995 dem hessischen
Landesvorstand an. Sie wirkte im Ausschuss
für Arbeit und Sozialordnung mit. Von 1994
bis 2013 war Weiler Mitglied des Europäi-
schen Parlaments.

>Ludolf-Georg von Wartenberg
Bundestagsabgeordneter 1976-1990,
CDU
Am 22. September wird Ludolf-Georg von
Wartenberg 75 Jahre alt. Der promovierte
Volkswirt trat 1967 der CDU bei und gehör-
te von 1970 bis 1976 dem niedersächsi-
schen Landtag an. Von 1987 bis 1989 war
er Parlamentarischer Staatssekretär beim
Bundesminister für Wirtschaft. Wartenberg
arbeitete im Finanzausschuss mit.

>Dieter Wiefelspütz
Bundestagsabgeordneter 1987-2013,
SPD
Dieter Wiefelspütz wird am 22. September
70 Jahre alt. Der Richter aus Lünen schloss
sich 1972 der SPD an. Von 1990 bis 1998
stand der Direktkandidat des Wahlkreises
Hamm – Unna II an der Spitze des Wahlprü-
fungsausschusses. Der langjährige innenpo-
litische Sprecher seiner Fraktion gehörte
seit 1998 dem Innenausschuss an.

>Margitta Terborg
Bundestagsabgeordnete 1980-1998,
SPD
Margitta Terborg begeht am 23. September
ihren 75. Geburtstag. Die Sozialpädagogin,
SPD-Mitglied seit 1965, war von 1967 bis
1981 Stadträtin in Nordenham und von
1976 bis 1980 Bürgermeisterin. Die Direkt-
kandidatin des Wahlkreises Delmen-
horst–Wesermarsch–Oldenburg-Land arbei-
tete im Ausschuss für innerdeutsche Bezie-
hungen und im Auswärtigen Ausschuss mit.

>Alwin Brück
Bundestagsabgeordneter 1965-1990,
SPD
Alwin Brück vollendet am 23. September
sein 85. Lebensjahr. Der Journalist aus
Heusweiler b. Saarbrücken trat 1952 der
SPD bei und gehörte von 1960 bis 1989
dem Landesvorstand Saar an. Der Parla-
mentarische Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Wirtschaftliche Zusammenarbeit
von 1974 bis 1982 engagierte sich überwie-
gend im gleichnamigen Ausschuss, dessen
Vorsitz er von 1969 bis 1974 inne hatte.

>Roswitha Wisniewski
Bundestagsabgeordnete 1976-1994,
CDU
Roswitha Wisniewski begeht am 23. Sep-
tember ihren 90. Geburtstag. Die Universi-
tätsprofessorin aus Heidelberg schloss sich
1972 der CDU an, gehörte von 1986 bis
1990 dem Bundesvorstand der Frauenunion
an und war Mitglied des CDU-Landesvor-
stands Baden-Württemberg. Wisniewski en-
gagierte sich zuletzt im Innenausschuss.

>Gisela Frick
Bundestagsabgeordnete 1994-2002,
FDP
Gisela Frick wird am 23. September 70 Jah-
re alt. Die Juristin und Professorin an der
Fachhochschule Ludwigsburg trat 1988 der
FDP bei. Im Bundestag saß sie im Finanz-
ausschuss sowie im Sonderausschuss
Maßstäbegesetz/Finanzausgleichsgesetz.

>Heidemarie Lüth
Bundestagsabgeordnete 1994-2002,
PDS
Heidemarie Lüth wird am 24. September
70 Jahre alt. Die Diplom-Lehrerin aus Leip-
zig trat 1975 der SED und 1990 der PDS bei.
Von 1990 bis 1994 war sie Stadtverordnete
in Leipzig. Lüth saß im Familienausschuss
sowie im Petitionsausschuss, dessen Vorsit-
zende sie von 1998 bis 2002 war. bmh T

ORTSTERMIN: »TAG DER EIN- UND AUSBLICKE« IM BUNDESTAG

Internationales Lob für die Offenheit
Auf dem Flur des Reichstagsgebäudes hat sich eine lange
Schlange gebildet. Es sind keine Abgeordneten, sondern
Besucher. Sie warten, bis sie an der Reihe sind, um hinter
das Rednerpult des Bundestages zu treten. Dort posiert ge-
rade eine Frau hinter den Mikrofonen und vor der aufge-
bauten Fotokamera. Ein junger Mann, der sein Foto
schon bekommen hat, präsentiert es stolz seiner Familie.
Es ist der ,,Tag der Ein- und Ausblicke“. Schon zum
13. Mal öffnet das Parlament seine Türen für die Öffent-
lichkeit. Jedes Jahr nutzen Zehntausende die Gelegenheit,
parlamentarische Abläufe genau unter die Lupe zu neh-
men: Was ist Ausschussarbeit? Wie wird der Bundeshaus-
halt aufgestellt? Wo kann man sich über die Arbeit des
Parlaments informieren?
Antworten auf diese Fragen gibt es an Ständen, in zahlrei-
chen Filmen, Kurzvorträgen und Führungen – oder auch
im direkten Gespräch mit den gewählten Abgeordneten
sowie Mitarbeitern der Fraktionen und der Bundestags-
verwaltung. Das kommt an: „Ich habe heute gelernt, was
eine Petition ist“, erzählt die zwölfjährige Melissa Czogal-
la. „Außerdem ist die Spielecke toll“, sagt die Berliner

Schülerin, die mit ihrer Mutter Christina schon das dritte
Mal dabei ist.
Besucher erkunden an diesem Tag nicht nur das Reichs-
tagsgebäude mit Plenarsaal, Fraktionsebene und Kuppel.
Sie strömen auch durch das Paul-Löbe-Haus, in dem die
Ausschüsse tagen. In luftiger Höhe gelangen sie über den
Verbindungssteg über der Spree weiter ins Marie-Elisa-
beth-Lüders-Haus. Dort präsentieren sich Parlamentsbi-
bliothek und -archiv sowie die Pressedokumentation.
„Das Programm ist richtig zum Anfassen gemacht“, meint
Studentin Anja Klaus (27) aus Leipzig. Besonders beein-
druckt habe sie, einmal im Plenarsaal zu stehen. „Sonst
kennt man den ja nur aus dem Fernsehen“, sagt sie. Auch
der Lehrer Klaus Röhrig (50) aus Berlin ist begeistert. Er
hat sich mit Informationsbroschüren für seine Willkom-
mensklasse eingedeckt. Gerade kommt er aus einer Archi-
tekturführung zum „Band des Bundes“. Sein Resümee:
„Sehr eindrucksvoll! Die moderne Architektur ist wirklich
repräsentativ für den Ort, an dem die Demokratie jeden
Tag gestaltet wird.“ Sein Begleiter schaltet sich ein: „Es ist
alles sehr schön, aber ein bisschen grau. Etwas mehr Far-

be dürfte es sein“, findet Harald Süßenbach (50), der aus
Nürnberg zu Besuch gekommen ist.
Gäste aus anderen Ländern heben die Offenheit des Bun-
destags hervor. „Für mich ist das etwas ganz Neues. In
meinem Heimatland kann man die Arbeit der Fraktionen
und Ausschüsse nicht auf diese Weise kennenlernen“, sagt
Zirahuén Villamar (36) aus Mexiko-Stadt. Der Doktorand
der Politikwissenschaft schwärmt von der Führung durch
das Parlamentsarchiv und freut sich darüber, dass es auch
reichlich Informationsmaterial in spanischer Sprache
gibt. Auch der 75-jährige Juan Carlos Romero-Abreu aus
Spanien ist angetan. „Dieser Tag trägt dazu bei, Klarheit
und Transparenz der Politik herzustellen“, findet der ehe-
malige Stadtrat aus Cádiz. Für Zhou (29) aus China ist es
der erste Besuch in einem Parlamentsgebäude. Sie ist für
einen einmonatigen Sprachaufenthalt in der Hauptstadt.
„Ich habe richtig Glück gehabt!“, sprudelt es aus ihr he-
raus. „Vor fünf Jahren habe ich in Deutschland studiert
und wollte damals auf die Reichstagskuppel, aber sie war
gesperrt. Da will ich jetzt unbedingt rauf!“, sagt sie und
hastet weiter. Eva Bräth T

Über den roten Teppich am Plenarsaal des Deutschen Bundestasg vorbei: Beim „Tag der Ein- und Ausblicke“ am 4. September 2016 nahmen zehntausende Besucher die parlamen-
tarischen Abläufe unter die Lupe. © Deutscher Bundestag/Marco Urban/ photohek.net
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Prof. Norbert Lammert, CDU, Bundestagspräsident:

Zum Gedenken
an Walter Scheel

Norbert Lammert (*1948)
Bundestagspräsident

Am 24. August verstarb in
Bad Krozingen Bundesprä-
sident Walter Scheel im

bemerkenswerten Alter von 97
Jahren. Wir gedenken mit großem
Respekt und mit Dankbarkeit des
überzeugten Liberalen, des ge-
schätzten Ministers und des be-
liebten Bundespräsidenten und
hier im Bundestag insbesondere
des überzeugten Parlamentariers.
Sein politischer Lebensweg führte
über alle parlamentarischen Ebe-
nen: von der Kommunalvertre-
tung und der Landesebene in den
Bundestag und als Abgeordneter
schließlich auch in das Europäi-
sche Parlament. In den Bundestag
zog er 1953 erstmals ein und ver-
ließ ihn erst 1974 wieder, um sein
Amt als Staatsoberhaupt in der
Villa Hammerschmidt anzutreten.
In den Jahren der ersten Großen
Koalition, in denen es naturge-
mäß auch darum ging, die parla-
mentarischen Rechte der Minder-
heit zu wahren, nicht zuletzt ange-
sichts einer damals lautstarken au-
ßerparlamentarischen Oppositi-
on, amtierte er als Vizepräsident
des Bundestages. In der Sitzungs-
leitung bewies Walter Scheel, was
später auch seine Präsidentschaft
auszeichnete: Liberalität, Ausge-
wogenheit und Durchsetzungsver-
mögen. Walter Scheel prägte die
zutiefst demokratische Maxime:
„Opposition ist das Salz in der
Suppe der Demokratie.“
Wer von Ihnen, von uns, alt genug
ist, sich Bilder von Begegnungen
mit Walter Scheel vor Augen zu
führen – soweit ich sehe, wird das
hier im Hause nur der Kollege
Schäuble können, der als Parla-

mentsneuling ab 1972 Walter
Scheel auf der Bonner Regierungs-
bank beobachten konnte –, wer
Fernsehbilder von Walter Scheel
vor Augen oder seine Stimme im
Ohr hat, wird sich der heiteren
Selbstgewissheit entsinnen, die
Walter Scheel auszustrahlen ver-
mochte.
Es verwundert indes nicht, dass
die von Hans-Dietrich Genscher
herausgegebenen Reden Scheels
sehr bewusst den Titel Heiterkeit
und Härte tragen. Denn die noch
junge Bundesrepublik war in den
Jahren, in denen Walter Scheel sie
als Vizekanzler und Außenminis-
ter entscheidend mit geprägt hat,
bemerkenswerten politischen
Richtungswechseln und Turbulen-
zen ausgesetzt, nicht zuletzt dem
Terror der sogenannten Roten-Ar-
mee-Fraktion.
Ausgesprochen harte Auseinander-
setzungen, auch und gerade im
Parlament, wurden um die neue,
auf eine Verständigung zwischen
Ost und West ausgerichtete Ostpo-
litik geführt, in denen Walter
Scheel eine bedeutende Rolle ein-
nahm – und die es ohne ihn und
seine als Parteivorsitzender der
FDP damals geradezu tollkühne
Entscheidung, nach einer spekta-
kulären Wahlniederlage seiner
Partei eine Koalition mit der SPD
unter Führung Willy Brandts ein-
zugehen, so gar nicht gegeben hät-
te.
Dem erbitterten wie sachgerech-
ten Streit zum Trotz strahlte die
Persönlichkeit Scheels – dank sei-
ner Prinzipienfestigkeit, seinem
Mut zur Modernisierung und sei-
ner Zielstrebigkeit – Zuversicht
und Lebensfreude aus: eine impo-
nierende Grundhaltung.
Der Deutsche Bundestag wird
Walter Scheel, der sich um unser
Land und unsere Demokratie ver-
dient gemacht hat, ein ehrendes
Andenken bewahren. Unsere Ge-
danken sind bei seiner Witwe und
seinen Kindern. Wir sprechen al-
len Angehörigen des ehemaligen
Bundespräsidenten unser tief
empfundenes Mitgefühl aus.
Ich danke Ihnen.

Die Anwesenden nehmen Platz.
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Dr. Dietmar Bartsch, DIE LINKE:

Die Fixierung auf das Dogma
der »Schwarzen Null« ist falsch

Dietmar Bartsch (*1958)
Landesliste Mecklenburg-Vorpommern

Wir behandeln heute den
letzten Haushalt in die-
ser Legislatur bzw. den

letzten Haushalt der Großen Ko-
alition, und wir haben, glaube
ich, in einer Frage einen ganz gro-
ßen Konsens: Jeder hier im Haus
will, dass diese Große Koalition
möglichst beendet wird. Ich finde,
das ist ein solider Ausgangspunkt.
Am Sonntag hat Mecklenburg-Vor-
pommern gewählt. Es gibt ein Sig-
nal: Berlin, wir haben ein Pro-
blem! Ich glaube, meine Damen
und Herren, wir alle hier im Haus
haben ein Problem, und niemand
sollte versuchen, das anderen zu-
zuschieben.
Wenn einer in besonderer Weise
hier Verantwortung hat, dann ist
das jemand, der nicht dem Parla-
ment angehört, nämlich Horst
Seehofer. Er hat zu diesem Ergeb-
nis in Mecklenburg-Vorpommern
wirklich sehr viel beigetragen.
Ich habe gestern viel darüber ge-
hört, wie gut es uns geht, und ich
habe viel von den tollen Taten der
Großen Koalition gehört.
Ja, uns geht es gut, gar keine Frage.
Aber eines ist auch klar: Die Ver-
unsicherung in unserem Land war
noch nie so groß. Jahrzehntelang
war es völlig normal, dass der Satz
galt: Unseren Kindern soll und
wird es einmal besser gehen. –
Jetzt haben wir eine andere Situa-
tion.
„Ganze Gruppen, ganze Regionen
interessieren euch nicht“, habe ich
in meinem Heimatland Mecklen-
burg-Vorpommern gehört. Und:
„Ihr hört uns nicht mehr zu.“ Der
soziale Zusammenhalt in unserem
Land ist gefährdet. Das hat auch

mit Ihrer Politik zu tun. Sie haben
den sozialen Zusammenhalt eben
nicht im Blick. Sie regieren hier vi-
sionslos. Wenn ich mir nur das
anschaue, was im letzten Sommer-
kino abgelaufen ist, könnte ich
die gesamte Redezeit damit ver-
bringen, darüber zu berichten.
Und es geht ja aktuell weiter. Herr
Gabriel sagt, dass TTIP gescheitert
ist. Die Kanzlerin sagt, dass TTIP
wunderbar ist. Minister Schäuble
fordert den Rücktritt eines ande-
ren Ministers, nämlich den von
Herrn Maas.
Was ist denn das für eine Koaliti-
on? Frau Merkel, mich würde ein-
mal interessieren, ob Sie wirklich
diese Koalition zu Ende bringen
wollen. Das können Sie hier als
nächste Rednerin nach mir ja sa-
gen. Sie haben die Verunsicherung
verstärkt. Auf der anderen Seite sa-
gen viele Menschen: Es ändert sich
ja nichts. – Deutschland wird
nicht von Zuversicht, sondern von
Angst regiert.
Es gibt kein einziges wirkliches Re-
formvorhaben für das nächste
Jahr. Sie verwalten und gestalten
nicht, meine Damen und Herren.
Aber demokratische Politik muss
Chancen erhöhen. Diese Koalition
schafft genau das nicht.
Es ist zweifelsfrei so, dass wir gro-
ße Herausforderungen haben: das
Drama des Syrien-Krieges, die
Flüchtlinge, den Terror des IS, zer-
fallende Staaten im Nahen Osten,
den Brexit, die Euro-Krise, die
Ukraine-Krise, die Attentate des
Sommers, Globalisierung und Di-
gitalisierung, die ungeheuer
schnellen Veränderungen. Das
sind Riesenherausforderungen.
Wir haben auf der anderen Seite
aber auch das Engagement von
ganz vielen in unserem Land. Und
diese brüskieren Sie mit einer Po-
litik, die Ängstlichkeit ausstrahlt.
Wo Geradlinigkeit, Besonnenheit
und Sachlichkeit notwendig sind,
herrscht bei Ihnen Panikmache
und teilweise eben Hetze. Wo ist
denn der Unterschied, wenn Herr
Gauland Herrn Boateng nicht als
Nachbarn haben will und Herr
Söder sagt, Özil solle keinen Elf-
meter mehr schießen? Erklären Sie
mir einmal den Unterschied.
Wir alle haben gesehen, dass die

Flüchtlinge das Thema waren.
Aber mit Ihrem Hin und Her auf
diesem Gebiet, wo Haltung gefragt
ist, verunsichern Sie die Men-
schen. Der Grundsatz muss doch
sein: Flüchtlinge sind die Bot-
schafter der Kriege und des Elends
dieser Welt. – Es darf einfach nicht
sein, dass die Überschrift „Flucht-
ursachen bekämpfen“ zu einer
Farce wird. Ich habe heute früh
gelesen, dass UNICEF sagt, 28 Mil-
lionen Kinder seien auf der
Flucht. Jeder zweite Flüchtling ist
ein Kind. Das muss uns doch alle
beunruhigen. Dies ist doch eine
Aufgabe für uns.
Und was machen Sie? Sie expor-
tieren weiter Waffen in hoher Grö-
ßenordnung. Die Rüstungsexporte
sind von 2014 bis 2015 auf 7,86
Milliarden Euro verdoppelt wor-
den. 2015 wurden mehr Geneh-
migungen erteilt. Das betraf auch
Länder wie Katar – dabei ging es
um Kampfpanzer –, Saudi-Ara-
bien und ähnliche. Deutschland
liefert sogar Waffen in akute Krie-
ge. Unter den größten Kunden be-
finden sich Golfstaaten, die seit
über einem Jahr einen blutigen
Krieg im Jemen führen. Sie ma-
chen sich damit mitschuldig. Sie
produzieren neue Flüchtlingsströ-
me. Es ist blutiges Geld, das da
verdient wird.
Ich nenne Ihnen zu Fluchtursa-
chen ein einfaches Beispiel: In
meinem Bundesland Mecklen-
burg-Vorpommern gibt es relativ
viele Bauern. Der Milchpreis wird
dort runtergepresst. Die Bauern
können dort kaum davon leben

Deutschland aber exportiert
Milchpulver nach Afrika. Wir ma-
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Fortsetzung auf nächster Seite

Dies ist eine gekürzte Version der Debatte.
Das Plenarprotokoll und die vorliegenden
Drucksachen sind im Volltext im Internet
abrufbar unter:
http://dip21.bundestag.de/dip21.web/bt

Der Deutsche Bundestag stellt online
die Übertragungen des

Parlamentfernsehens als Live-Video- und
Audio-Übertragung zur Verfügung.
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chen die Lebensgrundlagen der
Menschen dort kaputt und wun-
dern uns, dass sie dann ihre Län-
der verlassen. Wir müssen eine an-
dere Ordnung der Weltwirtschaft
erreichen.
Es ist ja gut, dass die Ausgaben im
Entwicklungsetat steigen. Ja, das
ist eine richtige Entscheidung. Es
ist aber zu spät, es ist zu wenig
und immer noch weit weg von
dem Ziel, 0,7 Prozent des Brutto-
inlandsproduktes für Entwick-
lungspolitik auszugeben.
Das Allerschlimmste auf diesem
Feld ist allerdings, dass Sie sich
mit dem Flüchtlingsdeal in Ab-
hängigkeit von Herrn Erdogan be-
geben haben. Spätestens nach
dem Militärputsch wurden in der
Türkei Demokratie und Rechts-
staat faktisch abgeschafft. Presse-
freiheit? In Redaktionen wurde re-
gelrecht einmarschiert. Journalis-
ten wurden willkürlich verhaftet.
Reaktion? Nahezu
null! Die Frauen-
rechte werden mit
Füßen getreten. Re-
aktion? Nahezu
null! Die Türkei
war über Jahre ein
Transitland des Ter-
rorismus, hat mit
dem IS Geschäfte
gemacht und tut
das vielleicht noch heute. Reakti-
on? Nahezu null!
Aktuell überschreiten türkische
Panzer die syrische Grenze und
agieren dort brutal gegen Kurdin-
nen und Kurden. Der IS hatte sich
im Übrigen zuvor zurückgezogen.
Seltsam, dass der IS das gewusst
hat. Dabei wird gegen die Kurden
von YPG vorgegangen, die den
Massenmord an den Jesiden ver-
hindert haben. Reaktion? Nahezu
null! Das kann doch nicht wahr
sein. Ein Wort der Kritik? Fehlan-
zeige! Das geht doch nicht, meine
Damen und Herren.
Nun gibt es einen handfesten
Skandal, bei dem auch um Men-
schenrechte geschachert wird. Wir
haben hier eine Armenien-Resolu-
tion verabschiedet – ich bedanke
mich ausdrücklich bei den muti-
gen elf türkischstämmigen Abge-
ordneten aus allen Fraktionen –,
und dann wird diese von der Bun-
desregierung relativiert.
Es gibt ein planmäßiges Herumei-
ern des Regierungssprechers. Die
Formulierungen sind mit der Tür-
kei abgestimmt. Das ist doch of-
fensichtlich ein Deal. Die Türkei
begrüßt das. Wir dürfen dann
noch einmal niederknien. Nun
dürfen sogar Abgeordnete nach
Incirlik fahren.
Das ist ein demokratischer Offen-
barungseid.
Im Kern geht es doch um etwas
ganz anderes. Es geht um ein neu-
es Bundeswehrmandat für
AWACS. Wir fordern: Ziehen Sie
die Soldaten aus der Türkei ab!
Das wäre eine richtige Maßnah-

me.
Mit dem Flüchtlingsdeal und den
Kniefällen vor Herrn Erdogan ha-
ben Sie sich erpressbar gemacht,
hat sich Deutschland erpressbar
gemacht, hat sich Europa erpress-
bar gemacht. Frau Merkel, Ihnen
ist der politische Kompass abhan-
dengekommen. Es kann doch
nicht sein, dass deutsche Außen-
politik Menschenrechte zur Ver-
handlung stellt. Das geht nicht.
Ich will Ihnen ein anderes Bei-
spiel, ein regelrechtes Paradebei-
spiel für Ihre Politik nennen. Das
ist Ihr Agieren beim Katastrophen-
schutz. Es ist völlig klar: Für den
Katastrophenfall müssen praktika-
ble und effektive Pläne griffbereit
sein. Für Cyberangriffe und Natur-
katastrophen ist ein Zivilschutz-
konzept richtig und notwendig.
Mehr Verantwortung beim Bund
und ein höheres Maß an Sicher-
heit, auch das ist richtig, gar keine

Frage. Wir stimmen
dem zu. Das ist üb-
rigens auf Drängen
des Parlaments ge-
schehen. Ich habe
damals an der ent-
sprechenden Sit-
zung des Haus-
haltsausschusses
teilgenommen, in
der wir das frakti-

onsübergreifend in Auftrag gege-
ben haben. Aber das Falscheste ist,
Hysterie an den Tag zu legen und
Horrorszenarien eines bevorste-
henden Krieges aufzuzeigen. Be-
sonnenheit und kühler Kopf sind
gefragt. Sie produzieren aber die
Überschrift: Bundesregierung for-
dert die Menschen zu Hamster-
käufen auf. – Das ist unverant-
wortlich.
Danach haben noch Fachkräfte
aus der Union die Wiedereinfüh-
rung der Wehrpflicht gefordert.
Dann wird permanent der Einsatz
der Bundeswehr im Inneren the-
matisiert. Es darf aber keine Mili-
tarisierung des Katastrophenschut-
zes geben. Sie verunsichern die
Menschen. Seit Jahren leisten eh-
renamtlich und hauptberuflich tä-
tige Kräfte bei Feuerwehren und
THW bewundernswerte Arbeit.
Wir sollten diese Menschen wür-
digen und unterstützen und ihnen
nicht in den Rücken fallen. Aber
genau das machen Sie.
Die Union betreibt Politik bei der
inneren Sicherheit nach dem Mot-
to: Verschärfung, Verschärfung
und noch einmal Verschärfung!
Dieses Motto entspricht genau
dem, was Herr de Maizière nach
den schrecklichen Anschlägen in
Paris gesagt hat, nämlich dass ein
Teil der Antworten die Bevölke-
rung verunsichern könne. Ja, Sie
haben im Sommerloch die Bevöl-
kerung verunsichert, genauso wie
Herr Caffier und Herr Henkel mit
Forderungen nach Abschaffung
des Doppelpasses, nach Burkaver-
bot, Rucksackverbot und mehr Vi-

deoüberwachung. Jede Woche
wurde eine neue Sau durchs Dorf
getrieben. Das ist eine Angstma-
cherkoalition. Wir brauchen aber
etwas völlig anderes. Es darf keine
Beschränkung unserer freiheitli-
chen Ordnung geben. Wir müssen
das Signal aussenden: Wir lassen
uns unser Leben von den Terroris-
ten nicht kaputtmachen. – Das ist
das richtige Signal.
Wir brauchen nicht mehr Video-
überwachung und keine schärfere
Vorratsdatenspeicherung – ob-
wohl es das alles in Frankreich
gibt, hat es nichts verhindert –,
sondern einen handlungsfähigen
Staat. Dazu gehört gut ausgebilde-
tes und ausgestattetes Personal im
öffentlichen Dienst, insbesondere
bei der Polizei.
Herr Schäuble hat gestern den
schönen Satz gesagt: „Es gab und
gibt keinen Sparkurs in der inne-
ren Sicherheit.“ Frau Merkel, Sie
haben gleich die Gelegenheit, das
wirklich klarzustellen. Seit 1998
wurden 17 000 Stellen bei der Po-
lizei abgebaut – und das bei mehr
und größeren Aufgaben. Sie ha-
ben eine verfehlte Personal- und
Sparpolitik zu verantworten, in
den Ländern und im Bund, meine
Damen und Herren.
Die Deutsche Polizeigewerkschaft
sagt: „Die Politik hat die Polizei
geschwächt, gedemütigt und ver-
nachlässigt.“ In den vergangenen
15 Jahren ist die Polizei zum Spar-
opfer geworden.
– Das ist die Wahrheit. – Sie ha-
ben den öffentlichen Dienst ka-
puttgespart. Ich habe doch den
Einzelplan 06 über viele Jahre
hinweg mitberaten. Es war doch
die Opposition, die mehr Polizis-
ten gefordert hat.
– So ist es. Das ist schlicht die
Wahrheit. – Herr de Maizière hat
das wegen des Diktats der schwar-
zen Null abgelehnt. Das ist die
Realität. Dafür gibt es Zeugen.
Heute stellt sich Herr Gabriel hin
und sagt: Wir haben das durchge-
setzt. – Auch das stimmt nicht.
Die Bundesregierung hat einen
Entwurf vorgelegt, und die Parla-
mentarier haben ihn verändert.
Das ist doch die Realität.
Das eigentliche Problem ist aber
doch ein anderes. Auch bei der in-
neren Sicherheit gilt das Diktat
der schwarzen Null. Die Fixierung
auf das Dogma der schwarzen
Null ist falsch. Ich will Hans-Hel-
mut Kotz zitieren – der war im-
merhin im Vorstand der Bundes-
bank und ist heute Wirtschafts-
professor an der Harvard-Universi-
tät –: Der Fetisch der schwarzen
Null schädigt Deutschland. – Der
Mann hat schlicht recht.
Ich will zwei Aspekte dazu sagen.
Der erste Aspekt ist: Sie reden von
Investitionen und haben wieder
vollmundig angekündigt, was Sie
alles machen werden. Ich meine,
das ist das Geld der Steuerzahle-
rinnen und Steuerzahler. Aber ich

will Ihre eigenen Zahlen noch ein-
mal vortragen.
Vor zwei Jahren lagen die Investi-
tionen bei 9,9 Prozent der Ge-
samtausgaben. In Ihrem Finanz-
plan für 2020 stehen 8,8 Prozent.
Der Anteil der Investitionen sinkt.
Sie streuen den Leuten Sand in die
Augen. Was ist das Ergebnis? Wir
hinken beim Ausbau des digitalen
Netzes hinterher. Da muss übri-
gens auch einmal auf dem Land
endlich etwas getan werden. Ich
weiß, wovon ich rede.
Wir haben marode Brücken, die
für große Lasten gesperrt werden
müssen. Wir haben ein Bildungs-
system, das unterfinanziert ist und
noch im 19. Jahrhundert fest-
steckt. Kluge öffentliche Investitio-
nen führen im Übrigen dazu, dass
das Wirtschaftswachstum steigt.
Wir haben ein Wirtschaftswachs-
tum von 1 Prozent. Das kann
doch nicht zufriedenstellen.
Hinzu kommt, dass wir aktuell ei-
nen Überschuss von 18,5 Milliar-
den Euro haben. Nun weiß ich,
dass dieser Überschuss von Bund,
Ländern, Kommunen und Sozial-
versicherungen erwirtschaftet
wird. Das ist mir schon klar. Aber
erklären Sie das einmal den Men-
schen in Vorpommern, wenn sie
von einem Überschuss von 18,5
Milliarden Euro lesen, aber bei ih-
nen kein Bus mehr fährt. Das ist
nicht erklärbar. Lösen Sie endlich
den Investitionsstau auf.
Wir fordern eine soziale Investiti-
onsoffensive. Machen Sie das
Land sozial und kulturell fit. Zei-
gen Sie, dass sich die Lebensquali-
tät der Menschen vor Ort verbes-
sert. Das ist Aufgabe von Politik.
Es müssen endlich wieder Busse
über die Dörfer fahren. Dann sind
die Menschen auch politischen
Problemen gegenüber aufge-
schlossener.
Sie spielen aktuell doch die
Schwachen gegen die Schwächsten
aus. Ich will nur ein Beispiel sa-
gen: der soziale Wohnungsbau.
Bezahlbarer Wohn-
raum für alle wäre
notwendig. Deswe-
gen müssten Sie in
dem Haushaltsplan
eine deutliche Erhö-
hung der Mittel für
den sozialen Woh-
nungsbau vorneh-
men. Sie müssten
die Städtebauför-
dermittel für zehn Jahre auf 2 Mil-
liarden Euro festschreiben und,
und, und. Es gibt doch Möglich-
keiten, und es gibt vor allem Not-
wendigkeiten.
Der zweite Aspekt. Wir brauchen
endlich eine große Steuerreform.
Die Schere zwischen Arm und
Reich bei Einkommen und Ver-
mögen geht immer weiter ausei-
nander. Sie zwingen die Südländer
zu Strukturreformen einschließ-
lich Steuerreformen, aber in
Deutschland: komplette Fehlan-

zeige. Die hohe Ungleichheit ist
schädlich für das soziale Gefüge.
Es ist doch nicht zu akzeptieren,
dass die 500 Reichsten in Deutsch-
land ein Vermögen von 723 Milli-
arden Euro haben. Das ist obszön.
Hinzu kommt, dass deren Vermö-
gen im letzten Jahr um 58 Milliar-
den Euro gestiegen ist. Das sind
8,7 Prozent. Sagen Sie das einmal
denjenigen, die unter großen Mü-
hen etwas Geld für die Ausbildung
ihrer Kinder abgeknapst haben,
die das Geld auf dem Sparbuch
haben und 0,01 Prozent Zinsen
bekommen. Da läuft doch etwas
schief, wenn bei den Vermögen-
den solche Summen hinzukom-
men. Ich sage es noch einmal: 58
Milliarden Euro. Der Landeshaus-
halt von Mecklenburg-Vorpom-
mern hat 7 Milliarden Euro. Da ist
doch etwas schief.
Die 14 reichsten Großfamilien
verfügen über ein Vermögen von
138 Milliarden Euro. Es gibt jedes
Jahr mehr Milliardäre, und Milli-
ardär zu sein, ist nicht normal. Sie
spielen auf der anderen Seite die
Schwachen gegen die Schwächsten
aus und erhöhen den Hartz-IV-Re-
gelsatz um 5 Euro. Da ist doch et-
was schief in unserer Gesellschaft.
Es ist Aufgabe des Staates, hier zu
steuern.
Es muss endlich das Kapital mehr
beteiligt werden. Schaffen Sie die
Abgeltungsteuer ab. Wir brauchen
die Wiedererhebung der Vermö-
gensteuer als Millionärssteuer. Was
ist eigentlich aus der in Ihrem Ko-
alitionsvertrag vereinbarten Ein-
führung einer Finanztransaktions-
teuer geworden?
Im Übrigen ist doch das, was bei
der Erbschaftsteuer passiert, ein
Stück aus dem Tollhaus. Ich will
daran erinnern: 2014 hat das Bun-
desverfassungsgericht die damals
geltende Regelung als verfassungs-
widrig erklärt – 2014! –, und es
hat Sie aufgefordert – und zwar
einstimmig –, bis Juni 2016 eine
veränderte Regelung vorzulegen.

Es gab dann ein
peinliches Gezerre,
insbesondere mit
Herrn Seehofer.
Jetzt haben Sie die
Frist verstreichen
lassen. Nun ist der
Vermittlungsaus-
schuss angerufen
worden. Jeder, der
zehn Minuten zu

lange im Halteverbot steht, be-
kommt ein Knöllchen, und Sie
lassen eine solche Frist, die das
Bundesverfassungsgericht gesetzt
hat, verstreichen. Sie verspielen
Vertrauen in den Rechtsstaat,
wenn Sie nicht einmal einen Be-
schluss des Bundesverfassungsge-
richts akzeptieren. Das geht so
nicht.
Zur Sache selbst will ich nur fest-
stellen: Das, was Sie da machen,
ist keine Reform; das ist maximal
ein Reförmchen. In den nächsten

Das ist die
Wahrheit: Sie

haben den
öffentlichen

Dienst kaputt-
gespart.

Sie spielen
aktuell doch

die Schwachen
gegen

die Schwächsten
aus.
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zehn Jahren werden 3,1 Billionen
Euro vererbt. Nehmen Sie doch
wegen meiner die Vereinigten
Staaten oder Großbritannien oder
Frankreich oder wen auch immer
zum Vorbild, was deren Regelung
zu Erbschaftsteuer angeht. Dann
hätten wir deutlich höhere Ein-
nahmen; sie lägen um das Fünffa-
che, das Sechsfache oder das
Zehnfache höher. Das ist die Rea-
lität.
Wenn Sie jetzt von Steuerrefor-
men reden, sagen wir als Linke: Ja,
Sie haben uns an Ihrer Seite. Auch
wir wollen die kleinen und mittle-
ren Einkommen entlasten. Ich
denke an Handwerker sowie klei-
ne und mittlere Unternehmen.
Vielleicht kann man die Freibeträ-
ge anheben. Die Arbeit zu entlas-
ten, das wäre wirklich einmal eine
gute Idee. Ich hoffe, dass Ihre
Worte nicht wieder nur Wahl-
kampfgetöse sind. Aber erst wenn
Sie vor allen Dingen die Steuerkri-
minellen aufspüren und bestrafen
– dazu will ich Sie dringend auf-
fordern –, dann ist auch bei höhe-
ren Investitionen ein ausgegliche-
ner Haushalt möglich.
Es ist im Übrigen grotesk: Apple
soll 13 Milliarden Euro nachzah-
len, und Irland wehrt sich dage-
gen. Das kann ja nicht sein. Dieses
Geschäftsmodell können wir doch
nicht akzeptieren. Gleichzeitig
spricht sich eine Fachkraft wie der
bayerische Finanzminister, Herr
Söder, gegen diese Nachzahlung
aus, nur weil Apple seinen Fir-
mensitz in München hat. Na, wo
leben wir denn? Das kann doch
wohl nicht wahr sein.
Ich bleibe dabei: Die teuersten
Flüchtlinge sind die Steuerflücht-
linge. Was ist eigentlich nach
Panama-Leaks passiert? Zunächst
gab es eine Ankündigungswelle,
und jetzt bremsen Sie, Herr Schäu-
ble, sogar beim Engagement der
OECD. Es muss endlich ein welt-
weiter Datenaustausch der Banken
und Steuerbehörden sichergestellt
werden, um diesen Kriminellen
das Handwerk zu legen; das wäre
notwendig. Da bremsen Sie. Sie
haben doch Druck auf die Krisen-
länder ausgeübt. Üben Sie doch
einmal da Druck aus, wo wirklich
Kriminelle am Werk sind.
Ein weiterer Punkt. Ihre Politik
hat in vielen Krisenländern das
System zum Wanken gebracht.
Schauen Sie sich doch einmal die
Lage in Spanien, in Italien an. Die
Jugendarbeitslosigkeit ist dort wei-
ter verheerend, auch in Griechen-
land. Vielen jungen Menschen
Europas werden die Lebensper-
spektiven geraubt. Aber gerade
diese Generation brauchen wir
doch, um die ursprünglichen Wer-
te Europas wieder mit Leben zu
erfüllen.
Ich will einmal die Frage stellen:
Was ist eigentlich aus den in Ih-
rem Koalitionsvertrag vereinbarten
Vorhaben geworden? Es gibt eine

lange Liste der Versäumnisse. Die
Finanztransaktionsteuer habe ich
schon erwähnt. Das Betreuungs-
geld hat sich als verfassungswidrig
herausgestellt. Stichwort „Bundes-
teilhabegesetz“: Im Koalitionsver-
trag steht, die Kommunen sollten
um 5 Milliarden Euro entlastet
werden. Die Entlastung, die jetzt
eintritt, liegt bei 11,5 Millionen
Euro.
Das entspricht
nicht dem, was in
Ihrem Koalitions-
vertrag steht. Was
Sie bei der Über-
prüfung von Leih-
arbeit und Werk-
verträgen vorgelegt
haben, entspricht
nicht einmal Ihren
dünnen Vorgaben
im Koalitionsver-
trag. Das führt sogar zu Ver-
schlechterungen für Leiharbeits-
kräfte und für Stammbeschäftigte.
Sie zementieren die Zweiklassen-
belegschaften.
Betriebs- und Personalräte müssen
doch wenigstens ein zwingendes
Mitspracherecht haben. Das ist
original sozialdemokratisch; mehr
ist das doch gar nicht.
Ein in Ihrem Koalitionsvertrag for-
muliertes Ziel haben Sie wirklich
erreicht; das ist gut. Frau Merkel
hat gesagt: Die Maut wird es mit
mir nicht geben. – Das haben Sie
zustande gebracht – wunderbar,
Glückwunsch!
Eine andere Sache will ich hier
dann auch noch benennen; das ist
die Rentenangleichung Ost.
Erst einmal ist festzuhalten, dass
es da keine Lösung gibt. 26 Jahre
nach der deutschen Einheit unter-
schiedliche Rentenwerte – erzäh-
len Sie das den Menschen; das ver-
steht niemand; das akzeptiert
auch niemand. Im Übrigen will
ich darauf hinweisen: Frau Merkel,
Sie haben 2005 gesagt: In dieser
Legislatur klären wir das. – 2005!
Das ist schon ein bisschen her.
Jetzt passiert im Wahlkampf Fol-
gendes: Frau Nahles und Herr Sel-
lering erklären in Schwerin: Wir
lösen das Problem. – Viele Men-
schen, ich auch, haben gedacht:
Oh, Mensch, das ist jetzt einmal
eine gute Maßnahme, das gucke
ich mir in der Sache an. – Da gibt
es manches zu kritisieren, vor al-
len Dingen dass die Höherwer-
tung wegfallen soll.
Das geht natürlich nicht, solange
die Löhne im Osten niedriger
sind. Aber das eigentliche Pro-
blem ist: Im Haushalt: Fehlanzei-
ge! Das, was Sie da gemacht ha-
ben, ist letztlich Folgendes: Sie ha-
ben den Menschen Sand in die
Augen gestreut.
Es wird nichts geben. Es war eine
reine Wahlkampfmaßnahme. Es
ist unfassbar, wie Sie die Leute
dort in Schwerin verklapst haben;
nichts anderes ist da passiert.
Wir brauchen eine solide Renten-

reform, die lebensstandardsi-
chernd im Alter ist, die Altersar-
mut verhindert. Die ist möglich,
und die ist auch notwendig. Aber
dazu muss das Rentenniveau an-
gehoben werden und darf nicht
weiter sinken.
Ich habe schon über das gewaltige
Vermögen in unserer Gesellschaft
geredet; immer noch unfassbar.
Ich habe schon über das Vermö-

gen der 500 Reichs-
ten berichtet:
723 Milliarden
Euro. Auf der ande-
ren Seite haben wir
– das sollte auch Sie
beunruhigen – 2
Millionen Kinder,
die in Armut leben.
Jedes siebte Kind
unter 15 Jahren ist
abhängig von Hartz

IV und vom Jobcenter. Kinderar-
mut, wie Sie wissen, bringt häufig
weitere gesellschaftliche Kosten.
Armut darf nicht vererbt werden;
da sind wir uns doch hoffentlich
einig. Sie trifft im Übrigen in be-
sonderer Weise Alleinerziehende,
90 Prozent davon Frauen, und
kinderreiche Familien und Famili-
en mit Migrationshintergrund.
Das alles hat dann Auswirkungen
auf die Gesundheit, auf die Mög-

lichkeiten gesellschaftlicher Teil-
habe und, und, und.
Ihr Bildungs- und Teilhabepaket
ist aber ein bürokratisches Mons-
ter, und Sie haben das Hartz-IV-
System jetzt noch einmal repressi-
ver gestaltet, meine Damen und
Herren. Was wir brauchen, ist ein
Aktionsplan gegen Kinderarmut –
mehrjährig, mehrdimensional
und finanziell gut ausgestattet.
In einer Demokratie darf Herkunft
kein Schicksal sein.
Ich stelle fest, dass die Koalition
ein Jahr vor der Wahl de facto am
Ende ist. Die drei Parteien arbei-
ten nicht mehr fürs Land und
nicht mehr für Europa, sondern
sie arbeiten allesamt zuerst auf ei-
gene Rechnung. Das ist angesichts
der komplizierten gesellschaftli-
chen Situation, angesichts der rie-
sigen Herausforderungen, vor de-
nen wir stehen, wirklich nicht zu
akzeptieren, und das sollte wirk-
lich zügig beendet werden. So,
kann es nicht weitergehen.
Wir brauchen in der zentralen In-
dustriemacht Europas einen Poli-
tikwechsel, damit das Land nicht
weiter gespalten wird, damit die
große Idee „Europa als Friedens-
projekt“ erhalten bleibt und aus-
gebaut wird. Dieses große, auch
kulturelle Projekt darf doch nicht

zerstört werden.
Nie war die Krise Europas größer
als heute. Es ist doch nicht nur der
Brexit. Schauen Sie sich an, wie
die Lage in den Ländern ist! Es ist,
glaube ich, die größte Krise, die
Europa jemals hatte. Deswegen
brauchen wir einen Politikwechsel
hier in Deutschland. Meine lieben
Sozialdemokraten, insbesondere
Herr Gabriel: Ja, die Linke will
diesen Politikwechsel auch in Re-
gierungsverantwortung überneh-
men. Dass das ein für alle Mal klar
ist!
Wenn es die Wiederherstellung
des Sozialstaats gibt, wenn es eine
friedliche Außenpolitik gibt und
wenn jedes Kind die gleichen
Möglichkeiten zur Entwicklung
hat, dann sind wir selbstverständ-
lich dazu bereit, und zwar wir alle.
Eines ist klar: Das, was Sie hier für
das letzte Jahr angeboten haben,
gefährdet den sozialen Zusam-
menhalt in unserem Land, das ge-
fährdet Europa, und das strahlt
vor allen Dingen keinerlei Zuver-
sicht aus, geschweige denn eine
Vision.

(Anhaltender Beifall bei der LINKEN)

Dr. Angela Merkel, CDU, Bundeskanzlerin:

Die Menschen haben Vertrauen
in die Wirtschaftsentwicklung

Angela Merkel (*1954)
Bundeskanzlerin

Erinnern wir uns an die Ge-
neraldebatte vor einem Jahr:
Sie stand damals ganz im

Zeichen einer großen Fluchtbewe-
gung nach Europa. Bis August des
letzten Jahres waren bereits über
400 000 Flüchtlinge in Deutsch-
land angekommen, und am 19.
August gab der Bundesinnenmi-
nister eine Prognose ab, dass bis
Ende des Jahres rund 800 000
Flüchtlinge kommen werden.
In meiner Rede vor einem Jahr ha-
be ich gesagt: Wir können nicht
einfach so weitermachen wie bis-
her. Wir müssen Regelungen über-
denken, Abläufe verbessern, Ent-

scheidungen schneller fällen, na-
tional, europäisch und internatio-
nal.
Hinter uns liegt ein Jahr, in dem
uns vieles abverlangt wurde, in
dem viele mit angepackt haben
und viele über sich hinausgewach-
sen sind. Deshalb möchte ich als
Erstes den vielen Haupt- und Eh-
renamtlichen danken, die sich so
eingesetzt haben, dass wir diese
Situation bewältigen.
Liebe Kolleginnen und Kollegen,
hinter uns liegt ein Jahr voller Ent-
scheidungen. Wir haben Regelun-
gen getroffen, um die Situation zu
steuern, zu ordnen und so die
Flüchtlingszahlen auf Dauer zu re-
duzieren. Wir haben grundlegen-
de Abläufe im Bundesamt für Mi-
gration und Flüchtlinge verändert,
Entscheidungen werden schneller
gefällt, wir haben eine bessere
Asylgesetzgebung, Stichworte sind:
Asylgesetzpakete I und II. Wir ha-
ben das Ganze als nationale Kraft-
anstrengung bezeichnet, und wir
haben mit Kommunen und Län-
dern gemeinsam Lösungen gefun-
den, bei denen der Bund die Kos-
ten der Unterkunft für Flüchtlinge
übernimmt, eine jährliche Integra-
tionspauschale von 2 Milliarden

Euro für drei Jahre zahlt. Wir ge-
ben mehr für den Wohnungsbau
aus, mehr für Kindertagesstätten –
im Übrigen für alle Menschen in
Deutschland, nicht nur für Flücht-
linge.
Wir haben zum ersten Mal ein
Bundesintegrationsgesetz. Dabei
geht es um das Erlernen der Spra-
che, um das Kennenlernen der
Rechtsordnung und der Kultur un-
seres Landes. Es gibt Integrations-
kurse für Asylbewerber mit guter
Bleibeperspektive. Es gibt Angebo-
te für alle, und es gibt auch Sank-
tionen, wenn diese Angebote
nicht genutzt werden.
Wir haben darüber hinaus für die
Aufrechterhaltung der inneren Si-
cherheit vieles verbessert und die
Sicherheitsstrukturen gestärkt. Da-
mit hatten wir schon vor den An-
schlägen von Ansbach und Würz-
burg begonnen. Terrorismus ist
kein neues Problem, das erst mit
den Flüchtlingen gekommen ist.
Weil aber auch nicht jeder Flücht-
ling in guter Absicht kommt, wer-
den wir weitere Maßnahmen er-
greifen, um die öffentliche Sicher-
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heit in Deutschland zu stärken.
Die Menschen dürfen von uns ver-
langen, dass wir das Menschen-
mögliche tun, um ihre Sicherheit
zu gewährleisten.
Wir werden bis 2018 rund 4 200
zusätzliche Stellen bei der Bundes-
polizei sowie 1 000 neue Stellen
für die Sicherheitsbehörden des
Bundes schaffen, zusätzliche Mit-
tel für eine vernünftige Ausstat-
tung, zeitgemäße Technik und ei-
ne moderne materielle Ausstat-
tung ausgeben, und wir werden
noch in diesem Herbst eine neue
Cybersicherheitsstrategie bis 2020
verabschieden.
Dies alles sind sehr wichtige
Schritte, und die Situation heute
ist um ein Vielfaches besser als vor
einem Jahr, und zwar für alle.
Aber es bleibt natürlich viel zu
tun. Ein großes Problem sind die
Rückführungen, der Vollzug der
Ausreisepflicht für Menschen, die
nicht hier bei uns bleiben kön-
nen. Und mit Recht erwarten die
Bürgerinnen und Bürger von uns,
dass wir denen helfen, die Hilfe
brauchen, dass wir aber auch de-
nen, die kein Bleiberecht haben,
sagen: Ihr müsst unser Land wie-
der verlassen, sonst können wir
die Aufgabe nicht bewältigen.
Und natürlich sind die Herausfor-
derungen der Integration noch
nicht abgeschlossen:
Integration, was Spra-
che anbelangt, aber
auch Integration in
den Arbeitsmarkt.
Hier ist vieles auf den
Weg gekommen, aber
hier bleibt auch noch
viel zu tun.
Wir haben uns bei
dem, was wir getan
haben, nicht nur auf
die nationale Ebene konzentriert,
sondern haben auch europäisch
und international viel bewegt. Ja,
es ist richtig: Die Solidarität inner-
halb Europas lässt zu wünschen
übrig. Hieran müssen wir weiter
arbeiten.
Aber es ist auch richtig, dass wir
heute einen sehr viel besseren
Schutz der EU-Außengrenzen ha-
ben als vor einem Jahr, indem wir
Frontex vollkommen neu aufge-
stellt haben; es ist jetzt wirklich ei-
ne europäische Grenzagentur.
Auch Deutschland hat hier seine
Position verändert. Wir haben ei-
ne NATO-Mission in der Ägäis,
und ja, wir haben ein Abkommen
mit der Türkei verabschiedet, ein
Abkommen zwischen der Euro-
päischen Union, also 28 Mitglied-
staaten, und der Türkei.
Ich will es noch einmal ganz deut-
lich sagen: Wenn die Türkei Men-
schenrechte verletzt, dann wird
das beim Namen genannt.
Wenn in der Türkei ein Militär-
putsch scheitert, dann sagen wir,
dass es gut ist, dass der gescheitert
ist, und dass es richtig war, dass
die Menschen auf die Straße ge-

gangen sind.
Aber ich plädiere hier dafür, dass
wir über die Frage, meine Damen
und Herren, liebe Kolleginnen
und Kollegen, wie wir den Schutz
unserer Außengrenzen und damit
die Freizügigkeit innerhalb der
Europäischen Union sicherstellen,
Einigkeit erreichen, wenn wir
auch die Menschen draußen über-
zeugen wollen. Bei maritimen
Grenzen, bei Seegrenzen, geht es
nicht anders, als dass man mit
dem Nachbarn spricht, wenn man
die Menschen nicht ertrinken las-
sen will und den Schleppern nicht
die Hoheit über die Geschäfte las-
sen will. Und das dürfen wir
nicht.
Das EU-Türkei-Abkommen ist in
beiderseitigem Interesse. Es ist gut
für viele Flüchtlinge, wenn sie in
der Nähe ihrer Heimat bleiben
können. Es ist richtig, dass wir
Geld für die Beschulung und das
Leben der Flüchtlinge an der tür-
kisch-syrischen Grenze ausgeben.
Und es ist richtig, dass wir auch
die Illegalität bekämpfen, weil
Schlepper und Schleuser mit den
Menschen ein unglaubliches Spiel
spielen. Und es ist, seitdem wir
dieses Abkommen haben, so gut
wie niemand mehr in der Ägäis er-
trunken, während das in den ers-
ten zwei Monaten noch Hunderte

Menschen waren,
Frauen und Kin-
der. Da kann
man doch nicht
zugucken, da
muss man doch
mit dem anderen
Land eine Rege-
lung finden.
Deshalb ist das
Abkommen mit
der Türkei ein

Modell für weitere solcher Ab-
kommen, mit Ägypten, mit Liby-
en, wenn es eines Tages einmal ei-
ne vernünftige Regierung haben
sollte, mit Tunesien und anderen
Ländern, wo immer das notwen-
dig ist, damit nicht Schlepper und
Schleuser sozusagen über uns be-
finden können.
Natürlich haben wir auch viel auf
den Weg gebracht – aber noch
längst nicht genug – in unserer
Kooperation mit Afrika. Der ge-
stiegene Entwicklungshaushalt
spricht dafür. Wir haben den Val-
letta-Aktionsplan. Jetzt heißt es
aber auch für die Europäische
Union, das Ganze umzusetzen.
Wenn wir über Europa sprechen,
müssen wir vielleicht sowieso
nicht so viel neu erfinden, son-
dern einfach das, was wir schon
einmal beschlossen haben, umset-
zen, und zwar schneller als bisher.
Dann ist schon viel gewonnen für
Akzeptanz für Europa.
Deutschland hat sich bereit er-
klärt, zusammen mit Frankreich
und Italien und der Europäischen
Kommission eine Migrationspart-
nerschaft für Niger und Mali zu

übernehmen. Durch Niger kom-
men 90 Prozent der Flüchtlinge,
die dann in Libyen in See stechen.
Deshalb ist das ein sehr sinnvoller
Schritt. Wir haben bei der Londo-
ner Konferenz endlich dafür ge-
sorgt, dass die Flüchtlinge in Jor-
danien, im Libanon besser ver-
pflegt werden, dass die Welternäh-
rungsorganisation ausreichende
Mittel für dieses Jahr hat, und wir
werden das für nächstes Jahr wie-
der sicherstellen.
Natürlich ist noch viel zu tun. In
Libyen ist die Lage absolut unzu-
friedenstellend. Der schreckliche
Bürgerkrieg und der Kampf gegen
den IS in Syrien fordern so viele
Opfer. Es ist eine grauenvolle La-
ge. Ich kann nur hoffen, dass
Russland und die Vereinigten Staa-
ten von Amerika vorankommen
bei der Einigung über einen Waf-
fenstillstand, dass es aufhört, dass
Krankenhäuser bombardiert wer-
den, Ärzte zu Schaden kommen
und die Menschen in Aleppo so
schrecklich leiden. Das ist ein un-
haltbarer Zustand.
Liebe Kolleginnen und Kollegen,
insgesamt haben wir heute eine
ganz andere Situation als zu der
Zeit der Debatte vor genau einem
Jahr. Sie ist geordneter, Regelun-
gen wurden überdacht, Abläufe
verbessert, Entscheidungen
schneller getroffen. Wir haben die
Ordnung und Steuerung der
Flüchtlingsbewegung in Deutsch-
land erreicht. Wir haben die Zahl
der bei uns ankommenden
Flüchtlinge deutlich reduziert. Wir
kommen gleichzeitig national
und international unserer huma-
nitären Verantwortung nach, und
das nicht nur in Sonntagsreden.
Wir haben heute im Übrigen auch
einen anderen Zustand, als wir
ihn Mitte März hatten, als in Ba-
den-Württemberg, Sachsen-Anhalt
und Rheinland-Pfalz gewählt wur-
de. Die Wahlen vor drei Tagen in
Mecklenburg-Vorpommern und
die Wahlen, die in zehn Tagen in
Berlin stattfinden, finden unter
anderen Voraussetzungen statt als
die Wahlen im März. Und den-
noch mussten wir vor drei Tagen
einen Wahlsonntag erleben, an
dem letztlich nur die AfD gewon-
nen hat, und zwar zweistellig. Sie
hat allen anderen Parteien Prozen-
te abgenommen, gar nicht so sehr
in absoluten Stimmzahlen, indem
sie vor allem auch Nichtwähler
mobilisiert hat. Das hat dazu ge-
führt, dass die Christlich Demo-
kratische Union im Landtag hinter
der AfD liegt. Uns alle treibt die
Frage um: Wie gehen wir mit einer
solchen Situation um?
Wählerbeschimpfungen bringen
gar nichts. Das ist auch nicht an-
gebracht. Ich habe das noch nie
richtig gefunden. Politiker, die wie
wir Verantwortung tragen, sollten
sich sowieso in ihrer Sprache mä-
ßigen.
Wenn auch wir anfangen, in unse-

rer Sprache zu eskalieren, gewin-
nen nur die, die es immer noch
einfacher und noch klarer ausdrü-
cken können.
Wenn wir anfangen, dabei mitzu-
machen, dass Fakten beiseitege-
wischt oder ignoriert werden kön-
nen, dann sind verantwortbare
und konstruktive Antworten in
der Sache nicht mehr möglich.
Wenn wir anfangen, uns sprach-
lich und tatsächlich an denen zu
orientieren, die an Lösungen nicht
interessiert sind, verlieren am En-
de wir die Orientierung.
Jeder von uns muss sich nach
Wahlabenden wie dem vom
Sonntag an die eigene Nase fas-
sen, selbstkritisch schauen, was in
Zukunft anders und
besser gemacht
werden kann. Das
versteht sich von
selbst, und es gibt
ja auch noch genug
Probleme zu lösen.
Es versteht sich
auch von selbst,
dass Sorgen, ob
nun begründet
oder unbegründet,
ernst zu nehmen sind, auch in-
dem wir zeigen, dass das Ernst-
nehmen von Sorgen und das Er-
läutern von Fakten zwei Seiten ein
und derselben Medaille sind, in-
dem wir alle gemeinsam gut daran
tun, zu erkennen, dass eine Partei
wie die AfD nicht nur eine He-
rausforderung für die Christlich
Demokratische Union ist – auch
wenn deren Protagonisten das
munter verbreiten und andere es
mehr oder weniger gerne aufgrei-
fen, zum Teil wider besseres Wis-
sen –, sie vielmehr eine Heraus-
forderung für uns alle in diesem
Hause ist.
Wenn wir untereinander nur den
kleinen Vorteil suchen, um zum
Beispiel irgendwie mit einem
blauen Auge über einen Wahl-
sonntag zu kommen, gewinnen
nur die, die auf Parolen und
scheinbar einfache Antworten set-
zen.
Ich bin ganz sicher: Wenn wir uns
das verkneifen und bei der Wahr-
heit bleiben, dann gewinnen wir.
Wir gewinnen dann so das Wich-
tigste zurück, was wir brauchen:
Vertrauen der Menschen, und
zwar indem wir uns über die eine
Frage – ich halte sie für die zentra-
le – klar werden, im besten Sinne
auch streiten und die besten Ant-
worten suchen. Sie lautet: Welches
Land wollen wir heute, im 21.
Jahrhundert, sein? Welches Land
wollen wir als größte Volkswirt-
schaft in der Europäischen Union
sein? Welche Rolle wollen wir in-
ternational spielen? Wie dienen
wir unserem Land in diesen Zeiten
der Globalisierung am besten?
Wie erhalten wir unseren Wohl-
stand und arbeiten an einer guten
Zukunft für Deutschland? Und
wie geben wir den Menschen Halt

und Orientierung und geben dem
Druck zu vermeintlich einfachen
Lösungen, die bestenfalls Schein-
lösungen sind, gleichzeitig nicht
nach? Und das in einer Zeit des
demografischen Wandels, in einer
Zeit, in der es so viele Flüchtlinge
gibt, wie es seit dem Zweiten Welt-
krieg noch nie der Fall war, in Zei-
ten der Bedrohung durch den in-
ternationalen Terrorismus, in Zei-
ten, in denen die territoriale Un-
versehrtheit auch in Europa keine
Selbstverständlichkeit mehr ist,
wie wir es im Fall der Ukraine er-
lebt haben, in Zeiten, in denen
das Austrittsreferendum Großbri-
tanniens ein tiefer Einschnitt für
die Europäische Union ist, in Zei-

ten, in denen einige
Kontinente ein Frei-
handelsabkommen
nach dem anderen
abschließen und
wir zögern, ob es
CETA oder TTIP ist,
in Zeiten, in denen
viele Länder gerade
von Deutschland
eine wichtige Rolle
erwarten, wie wir es

jetzt wieder bei G 20 mit Händen
greifen konnten.
Deutschland ist wirtschaftlich
stark und stabil. Deutschland hat
trotz aller Probleme einen großen
sozialen Zusammenhalt, und die-
ser soziale Zusammenhalt ist un-
ser größtes Pfund. Meine Antwort
auf die von mir gestellte Frage lau-
tet: Wir dienen unserem Land in
diesen Zeiten der Globalisierung
am besten, wenn wir uns an unse-
ren Werten orientieren, die uns zu
dem gemacht haben, was wir heu-
te sind – das ist Freiheit, das ist Si-
cherheit, das ist Gerechtigkeit und
das ist Solidarität –, wenn wir den
Menschen eine gute wirtschaftli-
che und soziale Perspektive geben,
wenn wir die wirtschaftliche und
soziale Stärke unseres Landes wei-
ter ausbauen. Es ist jede Mühe
wert, sich dafür mit ganzer Kraft
einzusetzen.
Die Ausgangslage dafür ist gut,
und der Haushalt für das Jahr
2017 spiegelt genau das wider. Es
ist ein Gestaltungshaushalt, in
dem die Schwerpunkte so gesetzt
sind, dass wir damit Antworten
auf die Probleme unserer Zeit ge-
ben können. Dazu gehört, dass es
zum dritten Mal ein Haushalt ist,
der ohne Neuverschuldung aus-
kommt. Und wir wissen: Es ist
nicht die schwarze Null, von der
immer geredet wird, sie hat nicht
die Bedeutung, sondern es geht
um die Tatsache, dass wir denen,
die nach uns Haushalte aufstellen
werden, Freiräume eröffnen und
nicht die Schulden ansteigen las-
sen.
Wir haben eine gute Wirtschaftsla-
ge. Der private Konsum ist im Üb-
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rigen der Treiber unseres Wachs-
tums. Das zeigt: Die Menschen ha-
ben Vertrauen in die wirtschaftli-
che Entwicklung. Der Arbeits-
markt ist in sehr guter Verfassung.
Die Zahl der Arbeitslosen ist im
August 2016 die geringste seit 25
Jahren. Die Zahl der Erwerbstäti-
gen entwickelt sich positiv; inzwi-
schen sind es 43,7 Millionen Men-
schen. Immer mehr Menschen fin-
den eine Arbeitsstelle und haben
teil am gesellschaftlichen Erfolg.
Die Kaufkraft der deutschen Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer ist 2016 genauso wie 2015 ge-
stiegen. Es gibt kräftige Reallohn-
zuwächse. Das spiegelt sich auch
in dem Anstieg der Renten wider:
Wir hatten die höchste Anpassung
der Renten seit 23 Jahren.
Das BAföG ist zum 1. August um
7 Prozent gestiegen, mit dem
Wohnzuschlag addiert sogar um
fast 10 Prozent. Wir haben die gu-
ten Einnahmen genutzt, um die
soziale Sicherheit zu stärken, und
die Sozialausgaben steigen erheb-
lich, von 171 Milliarden Euro im
Jahre 2017 auf 187 Milliarden
Euro im Jahre 2020. Das alles ist
keine Selbstverständlichkeit.
Das alles spiegelt sich in Maßnah-
men wider: Maßnahmen für Lang-
zeitarbeitslose, Verbesserungen im
Ärzte- und Krankenhausbereich,
in der Pflege, in der Rentenversi-
cherung. Wir werden im Herbst
noch weitere Schritte in der Koali-
tion diskutieren.
Aber eines geht nicht, Herr
Bartsch, nämlich dass man sagt:
Okay, wir gleichen die Renten der-
jenigen an, die in den neuen Bun-
desländern Renten beziehen, aber
wir nehmen keine Angleichung
bei denen vor, die heute Arbeit-

nehmerinnen und Arbeitnehmer
sind. – Wem wollen Sie eigentlich
in den alten Bundesländern erklä-
ren, dass die Arbeitsstunde in den
neuen Ländern höher bewertet
wird als in den alten Ländern,
aber die Rentner in den neuen
Ländern genau dieselbe Rente be-
kommen wie in den alten? Das
wird nicht klappen; das ist Spal-
tung. Damit zeigen Sie, dass Sie
eben nicht Gesamtdeutschland im
Blick haben. So kann man die
Einheit nicht gestalten. Im Osten
etwas versprechen und im Westen
dann damit nicht auftreten, das
geht auf gar keinen Fall.
Wir investieren in die Zukunft un-
seres Wirtschaftsstandorts, weil
wir wissen, dass der Rest der Welt
auch nicht schläft. Wir investieren
in Bildung und Forschung. Die
Ausgaben hierfür steigen von 21,1
Milliarden Euro auf 22,7 Milliar-
den Euro. Seit 2005 haben wir die
Forschungsausgaben nahezu ver-
doppelt. Wir haben die Exzellenz-
initiative neu aufgelegt. Wir inves-
tieren in Infrastruktur und Verkehr
jedes Jahr 2 Milliarden Euro mehr.
Wir treiben den Breitbandausbau
voran. Hier haben wir erhebliche
Mittel ausgegeben: 1,3 Milliarden
Euro für schnelles Internet. Wir
investieren in strategisch wichtige
Industriebereiche, zum Beispiel
gemeinsam mit anderen europäi-
schen Ländern in die Mikroelek-
tronik. Das ist eine ganz wichtige
strategische Investition für die Zu-
kunft.
Wir konzentrieren uns auf zwei
große Herausforderungen. Das ei-
ne ist die Digitalisierung, Indus-
trie 4.0, die Digitale Agenda der
Bundesregierung. Wo immer man
in Europa hinguckt, merkt man:

Das wird sehr genau verfolgt und
auch für absolut notwendig gehal-
ten. Wenn es darum geht: „Wo
muss Europa besser werden?“,
wird diese digitale Entwicklung
ein Kernbereich sein.
Die Bundesregierung wird ein
Open-Data-Gesetz vorlegen, mit
dem wir zeigen, dass der Rohstoff
der Zukunft Daten sind und daher
das 21. Jahrhundert entsprechend
gestaltet werden muss. Wir müs-
sen in den nächsten Jahren im
Übrigen die Digitalisierung unse-
rer gesamten staatlichen Aktivitä-
ten voranbringen. Wir haben heu-
te einen Zustand, dass wir es ge-
schafft haben, innerhalb eines
Jahres alle föderalen Ebenen zu
vernetzen, wenn es um das Kern-
datensystem für Flüchtlinge geht.
Aber von einem Kerndatensystem
für Bürgerinnen und Bürger in
Deutschland sind wir noch weit
entfernt. Das muss schnellstmög-
lich nachgeholt werden. E-Gover-
nance ist eine der ganz wichtigen
Aufgaben.
Ich würde gerne im Zusammen-
hang mit den Gesprächen über ei-
nen Bund-Länder-Finanzausgleich
auch darüber sprechen, wie viel
Kooperation wir brauchen; denn
der Bürger in Deutschland interes-
siert sich nicht dafür, welche Ebe-
ne gerade zuständig ist, sondern
er will einen Zugang für sich ha-
ben, um alles digital erledigen zu
können, was man früher eben
nicht konnte.Wir werden in die
zukünftigen Strukturen investieren
müssen, zum Beispiel in den
5G-Mobilfunkstandard, und das
nicht nur in Deutschland, son-
dern in ganz Europa; denn davon
wird abhängen, ob das autonome
Fahren und viele andere Anwen-

dungen wie die Telemedizin über-
haupt möglich sind.
Der zweite große Bereich, in dem
wir weiterarbeiten müssen, aber
auch vieles geschafft haben, ist das
Langfristprojekt der Energiewen-
de. Dazu gehört natürlich der Kli-
maschutzplan, an dem wir arbei-
ten. Aber es muss ein Klima-
schutzplan sein, bei dem wir es
schaffen, Arbeitsplätze und die
Sorge um das Klima in einen ver-
nünftigen Einklang zu bringen.
Wir haben eine gewaltige Novelle
zum Erneuerbare-Energien-Gesetz
auf den Weg gebracht, und wir
werden diesen Weg weiter be-
schreiten.
Wir haben natürlich noch einiges
zu tun: das Entgeltgleichheitsge-
setz, die Fragen der Rente – das
habe ich angesprochen –, die Re-
form der Erbschaftsteuer. Ich bitte
nur darum, dass man im Bundes-
rat nicht blockiert, meine Damen
und Herren. Die Verschonungsre-
gel bei der Erbschaftsteuer ist eine
Regel für die Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer und für die Zu-
kunft des Mittelstandes, für Fami-
lienunternehmen, die ein ganz
wichtiger Baustein deutschen Er-
folgs sind, die eben nicht von ei-
nem Tag auf den anderen denken,
sondern langfristig. Das ist genau
das, was der globalen Wirtschaft
heute fehlt. Deshalb müssen Fa-
milienunternehmer gestärkt wer-
den.
Wir haben also vieles zu tun und
vieles vor uns, sowohl in der Au-
ßenpolitik als auch in der Innen-
politik. Wir wissen, dass sich die
Welt in einem kritischen Zustand
befindet. Wir brauchen auch
nichts schöner zu malen, als es ist.
Aber wir dürfen den Menschen in

unserem Land auch sagen: Unsere
Finanzen sind geordnet, die Wirt-
schaft ist stark, wir haben einen
guten gesellschaftlichen Zusam-
menhalt, und wir zeigen Mensch-
lichkeit und Hilfsbereitschaft.
Das alles ist unverzichtbar, um un-
sere Interessen und Werte auch
angesichts der Globalisierung be-
haupten zu können und den Men-
schen in unserem Land Halt und
Perspektive zu geben, und das ge-
rade in Zeiten so gewaltiger und
schnell ablaufender Veränderun-
gen.
Deutschland hat sich seit der
Gründung der Bundesrepublik
immer wieder verändert. Verände-
rung ist nichts Schlechtes. Gerade
wir – wenn ich zum Beispiel mich
nehme –, die wir die deutsche
Einheit erlebt haben, haben gese-
hen, wie Veränderung zum Besse-
ren möglich ist. Veränderung ist
auch ein notwendiger Teil unseres
Lebens. Dass unser Land dabei im-
mer stark war und auch weiter
stark sein wird, das beruht auf Vo-
raussetzungen. Diese Vorausset-
zungen spiegeln sich wider in un-
serer Liberalität, in unserer Demo-
kratie, in unserem Rechtsstaat, in
unserem überwältigenden Grund-
bekenntnis zur sozialen Markt-
wirtschaft, einer Ordnung also,
die mit wirtschaftlicher Stärke die
Schwächsten in unserem Lande
auffängt. Das alles, das, was ich
gerade genannt habe, das wird
sich nicht ändern. Liebe Kollegin-
nen und Kollegen, Deutschland
wird Deutschland bleiben, mit al-
lem, was uns daran lieb und teuer
ist.

(Beifall bei der CDU/CSU – Beifall

bei der SPD)

Katrin Göring-Eckardt, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Die Offenheit und Vielfalt
unserer Demokratie verteidigen

Katrin Göring-Eckardt (*1966)
Landesliste Thüringen

Ja, das war ein bitteres Wochen-
ende für viele von uns. Der
Aufstieg der AfD nach Sachsen-

Anhalt nun auch in Mecklenburg-
Vorpommern kann uns nicht egal

sein. Er hat zu Verunsicherungen
geführt, auch bei den politischen
Parteien. Trotzdem muss man
vielleicht einmal das Gegenbild
aufmachen und auf die Stimmung
der Bevölkerung schauen: 90 Pro-
zent der Deutschen sind mit ih-
rem Leben zufrieden, knapp 80
Prozent mit unserer Demokratie.
Sowie unsere Gesellschaft bunter
geworden ist, durch Migration
und vielfältige Lebensformen, so
sind die Menschen mit diesem
Land zufrieden. Deswegen müssen
wir unsere Demokratie mit ihrer
Offenheit, mit ihrer Vielfalt vertei-
digen. Darauf kommt es jetzt an.
Es ist falsch und eine Verzerrung
der Wirklichkeit, davon zu spre-
chen, wir hätten ein von den
Flüchtlingen überfordertes Volk,

wie es CSU und AfD im Gleich-
klang tun. Nicht das Volk, nicht
die Menschen in unserem Land
sind überfordert, meine Damen
und Herren, sondern Sie mit Ihrer
chaotischen Regierung sind es.
Das ist das Problem, und darüber
muss geredet werden.
Ja, es gibt Menschen, die sich ab-
gehängt fühlen, obwohl ihre wirt-
schaftliche Situation gar nicht so
schlecht ist, und es gibt Men-
schen, die Gewalt akzeptieren, die
immer mehr extreme Einstellun-
gen akzeptieren. Das Niveau sinkt
genauso wie die Schwelle, solches
öffentlich zu sagen. Sie sind eine
Minderheit! – Das müssen wir ih-
nen sagen. Wir müssen der Mehr-
heit in diesem Land, die für De-
mokratie und Offenheit steht, ei-

ne Stimme geben. Darauf kommt
es an.
Da hilft es überhaupt nichts, wie
es einige von Ihnen in der Union
und auch der Linkspartei tun, ein
Schreckensbild von Deutschland
als Opfer der Globalisierung zu
zeichnen. Sie schaffen dadurch
erst die Angst, deren Linderung Ih-
re eigentliche Aufgabe wäre, frei
nach dem Motto: Erst ich, dann
die Partei und dann das Land. –
Diese Koalition ist eine Koalition
des Chaos: Jeder gegen jeden. Das
Vertrauen verspielen Sie doch
selbst. Sie sind gerade dabei, das
letzte bisschen Vertrauen zu ver-
spielen.
Frau Merkel, man fragt sich nach
Ihrer Rede über Werte, für die Sie
hier kämpfen wollen, über Klar-
heit und über Ansagen: Die Che-
fin welcher Regierung sind Sie ei-
gentlich? Ich kann die Regierung,
für die Sie hier scheinbar geredet
haben, jedenfalls nicht erkennen.
Gegen Populismus hilft nur Ver-
nunft. Frau Merkel, Sie haben ge-
rade etwas Ähnliches gesagt. Wis-
sen Sie, was ich an dieser Passage

Ihrer Rede spannend fand? Den
meisten Beifall dafür haben Sie
vom Bündnis 90/Die Grünen be-
kommen und den wenigsten von
der CSU. Das sollte Ihnen zu den-
ken geben.
Die Union legte innerhalb einer
Woche drei Papiere zur inneren
Sicherheit vor. In diesen ging es
vor allen Dingen um Burkas und
den Doppelpass. Als ob damit ir-
gendjemand in Deutschland si-
cherer leben würde. Richtig ist
doch: Gewalt gegen Flüchtlinge ist
ein Problem. Es gab 705 Angriffe
auf Flüchtlingsunterkünfte allein
in diesem Jahr. Das ist eine Schan-
de. Das ist ein Sicherheitspro-
blem, um das wir uns kümmern
müssen.
Seit elf Jahren sind Sie als Union
für die innere Sicherheit zustän-
dig. Es sind Ihre Behörden, die
beim NSU versagt haben, die die
Warnhinweise zur Terrorismusge-
fahr verstolpert haben und die
auch für das Personaldefizit bei
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der Bundespolizei verantwortlich
sind, das Sie jetzt mühsam wieder
schließen wollen. Sie selbst sind
dafür zuständig. Sie können nicht
noch mehr zur Verunsicherung
beitragen. Es wäre Zeit, endlich
einmal Sicherheitskonzepte vorzu-
legen.
Gibt es überhaupt steigende Kri-
minalitätsraten? Nicht bei Flücht-
lingen. Alle Kriminalitätsraten bis
auf eine sinken. Ja, die Zahl der
Einbrüche steigt massiv an. Reiche
Leute haben es da einfach. Sie le-
gen sich Zäune und Alarmanlagen
zu. Gelackmeiert sind die, die sich
das nicht leisten können. Das lie-
ße sich mit einem einfachen or-
dentlichen Programm beheben.
Das wäre gut für Handwerker, und
das wäre schlecht für Einbrecher.
Sie könnten einmal real für mehr
Sicherheit in diesem Land sorgen.
Sie sind getrieben von Stimmun-
gen, von Meinungsumfragen und
von Eilmeldungen. Sie führen
Symboldebatten um Hamsterkäu-
fe und Bekleidungsverbote, statt
zu tun, was zu tun ist. Zehn Do-
sen Ravioli statt Politik – Sie sind
doch auf den Hund gekommen.
Das erkennt man, wenn man sich
das anschaut.
Nehmen wir die Flüchtlingspoli-
tik. Alles verengte sich auf den ei-
nen Satz: Wir schaffen das. Im
Herbst 2015 hat dieser Satz uns al-
le hier geeint. In einem Interview
mit der Süddeutschen Zeitung er-
klären Sie, Frau Merkel, dieser Ta-
ge, warum Sie an diesem Satz
nichts ändern. Unter dem Strich
vollziehen Sie allerdings, und
zwar nicht erst seit Sie sich mit
dem Türkei-Deal Herrn Erdogan
ausgeliefert haben, nicht weniger
als eine fast vollständige Kurskor-
rektur in der Flüchtlingsfrage. Sie
nennen es nur nicht so. Sichere
Herkunftsländer, Einschränkung
des Familiennachzugs, Einführung
von Sachleistungen – es gibt fast
nichts, was Sie nicht schon abge-
räumt hätten.
Herr Gabriel saß hier in diesem
Haus mit dem großen Refugees-
Welcome-Button der Bild-Zeitung.
Heute fordert er Obergrenzen.
Heute setzt Herr Gabriel ein kor-
ruptes Bankensystem gleich mit
Flüchtlingen, die aus Kriegs- und
Krisengebieten kommen, um eine
neue Neiddebatte anzuzetteln. So
geht Zusammenhalt in diesem
Land nicht. Das spaltet, und das
können wir uns nicht leisten.
Dabei ist es so, dass viele Men-
schen tatsächlich viel geschafft ha-
ben. Etwa 1 Million Geflüchtete,
die Deutschland in kurzer Zeit
aufgenommen hat, sind hier. Das
war anstrengend. Das ging nicht
ohne Reibungen. Es gab überstei-
gerte Erwartungen einiger, es gab
Fehlverhalten, und ja, es gab Köln.
Aber am Ende gibt es heute kaum
noch eine Unterbringung in Turn-
hallen. Im Gegenteil: Etliche Auf-
nahmeeinrichtungen stehen leer,

und etliche kommunalpolitisch
Verantwortliche sagen schon heu-
te: Wir haben doch die Kapazitä-
ten. Warum holen Sie nicht end-
lich die Familienangehörigen her?
Die jungen Männer, die hier sind,
werden verrückt, wenn sie wissen,
dass ihre Kinder und ihre Frauen
noch in Aleppo oder anderen
Kriegsregionen sind. – Das ist eine
der schändlichsten Entscheidun-
gen, die Sie getroffen haben. Jetzt
können wir es. Dann tun Sie es
endlich. Der Familiennachzug
muss wieder möglich sein.
Die Sprach- und Integrationskurse
sind gefragt wie nie. Zehntausen-
de Menschen engagieren sich. Die
Arbeit allerdings wird in den Län-
dern und Kommunen erledigt, üb-
rigens auch von sehr vielen enga-
gierten Kommunalpolitikerinnen
und Kommunalpolitikern in Bay-
ern. Ich verstehe bis heute nicht,
warum Herr Seehofer und Herr
Söder nicht einfach stolz auf sie
sind und in diesem Land stattdes-
sen mit Dauerrepression und De-
fätismus agieren.
Aber natürlich gab es vor allem
die Hilfsbereitschaft in der Zivil-
gesellschaft. Es waren Menschen
da, die gesagt haben: Wir machen
das jetzt. – Ihnen muss man dan-
ken. Ihnen danke ich auch heute
noch einmal; denn sie haben
durchgehalten und haben sich
nicht verunsichern lassen. Sie tun
einfach, was zu tun ist. Anders als
Sie wollen sie nicht Abschottung
und Ausgrenzung, sondern, dass
Menschen hier wirklich ankom-
men,
Es gibt deutlich mehr Leute, die
helfen und anpacken, als solche,
die auf meiner oder anderen Face-
book-Seiten Hasskommentare
hinschmieren. Deswegen sollte
sich unsere Politik an genau diese
Menschen richten: an die Mehr-
heit, die dieses Land liebt, die ihre
Heimat nicht nur verteidigt, son-
dern auch selbstverständlich teilt
und offen ist.
An der Stimmung im Hinblick auf
die Hilfsbereitschaft in unserem
Land hat sich seit dem letzten Jahr
übrigens wenig geändert. Ich finde
ganz interessant, dass es die Evan-
gelische Kirche in Deutschland
sein musste, die die Menschen seit
August letzten Jahres immer wie-
der befragt hat, wie sie die Auf-
nahmebereitschaft und die Flücht-
lingssituation beurteilen. Das Er-
gebnis ist positiv geblieben. Viel-
leicht hätten auch Sie einmal eine
solche Umfrage in Auftrag geben
und weniger auf Herrn Seehofer
oder andere hören sollen. Dann
wüssten Sie nämlich, wie die Lage
im Land wirklich ist.
Ihre Bilanz ist: Die Asylverfahren
dauern mittlerweile im Schnitt
wieder 7,3 Monate; das sind fast
zwei Monate mehr als Anfang des
Jahres. Das liegt nicht etwa daran,
dass wieder mehr Leute gekom-
men sind – es sind ja weniger ge-

kommen –, sondern das liegt ganz
einfach an Ihrer Politik. Inzwi-
schen muss nämlich jeder syrische
Flüchtling wieder zu einem Anhö-
rungsverfahren kommen.
Außerdem haben Sie die Altfälle
immer noch nicht geregelt. Daran
liegt das. Das ist Ihr eigenes Versa-
gen. Damit schieben Sie weiterhin
einen Berg vor sich her und sor-
gen dafür, dass die Leute nicht in-
tegriert werden können, dass sie
weiter herumsitzen, dass sie war-
ten, warten und warten, dass die
Kinder nicht zur Schule gehen
können und dass die Menschen
nicht in Arbeit kommen. Das ist
ein Versagen, ein Verstolpern und
ein Hinauszögern einer Situation,
was wir uns nicht leisten können.
Deswegen: Ändern Sie das end-
lich!
Sie haben ein Integrationsgesetz
auf den Weg gebracht, für das Sie
sich immer noch feiern. Mir wird
ganz schwummerig, wenn ich lese,
was da drinsteht, und wenn ich
mir vor Augen führe, was Sie da-
mit bezwecken wollen.
Es ist nicht von dem Gedanken
getrieben, dass Sie Integration und
Zusammenleben verbessern wol-
len. Es ist davon getrieben, dass
Sie so tun, als ob die Geflüchteten
gar nicht integriert werden wollen.
Das Gegenteil ist der Fall: Sie wol-
len, und zwar in ihrer ganz gro-
ßen Mehrheit. Dafür muss man
auch sorgen. Diese Chance müs-
sen wir ergreifen. Wir dürfen den
Menschen nicht mit Argwohn und
Misstrauen begegnen.
Das alles ist nicht einfach. Deswe-
gen haben wir mit unserem Vor-
schlag „Fast and fair“ ein Modell
vorgelegt, wie man schnelle Ver-
fahren und, ja, auch schnelle
Rückführungen organisieren
kann. Das tut auch uns weh. Da
mussten wir umdenken; aber das
gehört dazu. Man kann das aller-
dings machen, und zwar schnell,
rechtsstaatlich und so, dass es
funktioniert. Was Sie wollen, ist,
Algerien, Marokko und Tunesien
zu sicheren Herkunftsländern zu
erklären, trotz Folter und trotz
Verfolgung der Minderheiten in
diesen Staaten. Man kann sich ja
darüber streiten, wie man das fin-
det. Wenn uns die Einhaltung der
Menschenrechte dort wichtiger ist
als Ihnen – bitte schön. Aber es
fehlt doch nicht an der Regelung,
dass diese Länder sichere Her-
kunftsstaaten sind, sondern es
fehlt vor allem an Rückkehrmög-
lichkeiten, weil diese Staaten die
Leute nicht zurücknehmen.
Daran zu arbeiten, das wäre Ihr
Job. Sie sollten aber keine Sym-
boldebatten führen, meine Da-
men und Herren.
Frau Bundeskanzlerin, Sie haben
sich im fernen China gefragt, wel-
chen Anteil Sie an dem Wahler-
gebnis in Mecklenburg-Vorpom-
mern haben, sicher auch nach den
Wahlergebnissen Ihrer Partei in

Baden-Württemberg und Rhein-
land-Pfalz. Ich bin sicher, dass es
nicht an Ihrem Satz: „Wir schaffen
das“ von damals lag, sondern an
dem Eindruck, den Ihre eigenen
Spitzenleute immer wieder erwe-
cken, die nach dem Motto verfah-
ren: Wir können das nicht schaf-
fen. – Dieses Hin und Her, diese
Unklarheit führt zu Verunsiche-
rung und dazu, dass die AfD ihr
Geschäft gar nicht mehr selbst be-
treiben muss, weil Ihre eigenen
Leute das schon machen.
Wer jeden Blödsinn der Populis-
ten nachplappert, der muss sich
nicht wundern, wenn sie dann ge-
wählt werden. Und an die CSU
und Herrn Seehofer der einfache
Satz: Wer die AfD stärken will,
macht es einfach weiter wie Herr
Seehofer. Das geht eins zu eins. –
Ich kann es Ihnen jedoch nicht
empfehlen.
Aber es gibt noch etwas, was mit
Sicherheit zu dem Wahlergebnis
beigetragen hat: Ihr Kriechen vor
Herrn Erdogan und die Willfährig-
keit, mit der Sie versucht haben,
eine Entscheidung dieses Parla-
ments zu relativieren. Ich hoffe
sehr, dass dieses ganze Haus nicht
nur zu der Resolution steht, son-
dern dass wir klar und deutlich
weiterhin sagen: Ja, das war ein
Völkermord. Und ja, Deutschland
hat hier eine Mitverantwortung.
Daran gibt es nichts zu deuteln,
nichts zu relativieren, und daraus
gibt es keine falschen Schlussfol-
gerungen zu ziehen.
Die Voraussetzungen, um Großes
zu erreichen, können eigentlich
nicht besser sein: Wir haben eine
niedrige Arbeitslosenquote. Wir
haben ein stabiles Wachstum.
Allein im letzten Halbjahr wurde
in Deutschland ein Steuerplus von
18 Milliarden Euro erwirtschaftet.
Ich finde, angesichts der Einnah-
men und der Dringlichkeit von
Investitionen, deren Fehlen wir ja
hoch und runter alle beklagt ha-
ben, was die Infrastruktur angeht,
kann man gerne auch von Entlas-
tungen reden, aber, Herr Schäuble,
bitte nicht wieder nach dem Mot-
to „alles für alle“, sondern bitte
genau dort, wo es notwendig ist,
bei den Geringverdienern, bei den
Familien, bei den Rentnern mit
kleinen Einkommen, nicht nach
dem Motto: Wir verteilen wieder
Wahlgeschenke.
Wenn man die Menschen draußen
fragt, hier in Berlin zum Beispiel,
was sie vom Staat erwarten, der ge-
rade einen solchen Überschuss
hat, dann sagen die wenigsten: ein
paar Euro weniger Steuern im
Jahr. Die meisten sagen: Tun Sie
endlich etwas gegen die steigende
Miete und gegen die Verdrängung
im Kiez! – Und das ist nicht allein
in Berlin so. Es gibt zig Städte in
Deutschland, wo man heute ein
Drittel des Nettoeinkommens nur
für die Miete aufbringen muss.
Sie haben eine Mietpreisbremse

eingeführt, die überhaupt nichts
bringt. Jetzt, kurz von den Wahlen
in Berlin, wundern Sie sich, dass
es sogar dem Regierenden Bürger-
meister von Berlin auffällt, dass
die Maßnahme nicht wirkt, und
sagen: Oh, jetzt machen wir aber
eine richtige Mietpreisbremse. –
Was glauben Sie, wie viel Vertrau-
en Sie da verspielt haben?
Wer ist eigentlich zuständig für
den Wohnungsbau? Das sind ei-
nerseits in der Tat die Länder; an-
dererseits ist es inzwischen aber
eine nationale Aufgabe. Es ist
eben nicht der Job, hier Konkur-
renzen zu formulieren und die ei-
nen gegen die anderen auszuspie-
len, wenn es um Wohnungen
geht.
Wer ist eigentlich zuständig für
den Wohnungsbau in diesem Ka-
binett? Wenn ich es richtig weiß,
ist es Frau Hendricks.
Frau Hendricks ergeht sich in fal-
schen Mietpreisbremsen und in
Ankündigungen. Sie könnten
längst etwas tun. Stellen Sie doch
die Wohngemeinnützigkeit wieder
her! Dann bräuchten Sie keine
Grundgesetzänderung.
Dann könnten wir in den Woh-
nungsbau investieren. Hören Sie
doch auf, so verdruckst zu tun.
Der Schwarze Peter liegt doch bei
Ihnen. 1 Million Wohnungen in
zehn Jahren, das wäre einmal eine
Ansage. Das könnten wir finanzie-
ren, und damit könnten wir auch
zeigen, dass wir wissen, wo der
Schuh drückt.
Wenn man nach Berlin schaut,
dann freut man sich besonders
über die wichtigste Baustelle der
Hauptstadt, den BER. Sie hat jetzt
gerade ihr zehnjähriges Jubiläum,
die kaputte Visitenkarte einer
Weltstadt, die auf Kreisniveau re-
giert wird. – Nein, das ist eigent-
lich nicht richtig; denn in vielen
Kreisen wird wirklich gut regiert.
Sie wird unter diesem Niveau re-
giert. – Wowereit und Platzeck
sind längst von Bord gegangen.
Der Bund ist immer noch in der
Verantwortung. Der BER ist ein
Symbol geworden für Planlosig-
keit, Überheblichkeit und Ver-
schwendung einer Großen Koaliti-
on hier in Berlin. Meine Damen
und Herren, das muss ein Ende
haben, und zwar sehr schnell.
Wer so unverantwortlich mit Mit-
teln und Planungen umgeht, der
hat es nicht verdient, weiter zu re-
gieren.
Vor einem Jahr – Frau Merkel, Sie
haben darauf hingewiesen – hat
die Welt in Paris beschlossen, sich
selbst retten zu wollen, und beim
G 7-Gipfel in Elmau haben Sie so-
gar die totale Dekarbonisierung
unserer Wirtschaft versprochen.
Das ist eine Ankündigung zur Re-
volution, die komplett verpufft ist.
Der Verkehr ist das große Sorgen-
kind. Sie beschäftigen in Ihrem
Kabinett seit Jahren immer wieder
Verkehrsminister, die anscheinend
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vor allen Dingen nach einem Kri-
terium ausgesucht werden, näm-
lich danach, welchem Underper-
former Sie das Ministerium geben,
die man nur braucht, weil man ei-
ne Quote erfüllen muss. Sie pla-
nen eine Maut, die niemand will
und die niemals kommt, während
der Abgasskandal der deutschen
Automobilindustrie richtig ins
Herz trifft. Sie wollten Deutsch-
land zum Vorreiter der Elektromo-
bilität machen. Ihre Kaufprämie
für Elektroautos ist aber ein tota-
ler Rohrkrepierer. Bis 2020 woll-
ten Sie die Zahl von 1 Million
Elektroautos erreichen, gerade ein-
mal 3 000 Anträge wurden ge-
stellt. Aber was machen Sie? Sie
verändern einfach das Ziel. So
kann man das natürlich auch ma-
chen. Im Sozialismus hat man das
übrigens auch so gemacht. Man
hat das Ziel verändert, damit man
es erreichen kann. So weit sind
wir jetzt schon.
Nur zum Vergleich: Norwegen
und die Niederlande steigen bis
2025 aus der Technologie Ver-
brennungsmotor aus, und in an-
deren Ländern entstehen Batterie-
fabriken. Wir subventionieren
weiterhin fossile Kraftstoffe und
Spritschlucker. Wenn Sie bei die-

sem Kurs bleiben, dann wird die
Aktie von VW nicht die einzige
bleiben, die einbricht. Unser Koh-
leausstiegsplan liegt auf dem
Tisch. Bedienen Sie sich gerne.
Dann würde es nämlich nach vor-
ne gehen und nicht weiter nach
hinten in die schwarze Vergangen-
heit.
Gestern hat die Umweltministerin
eine komplette Bankrotterklärung
abgegeben. Die Überschrift ist fast
das Einzige, was geblieben ist;
„Klimaschutzplan“ soll es heißen.
Die Klimaziele in den Bereichen
Industrie, Gebäude, Verkehr,
Landwirtschaft und Kohle wurden
schon von Gabriel gestrichen; den
Rest hat das Kanzleramt gekippt –
ganz nach dem Motto: Die Welt
sollen jetzt einmal die anderen
retten, wir schützen unsere Klien-
tel. – Das hilft dem Klimaschutz
und den kommenden Generatio-
nen nicht, und das wird uns auch
wirtschaftlich zurückwerfen; denn
wenn man in die Zukunft investie-
ren will, dann geht das nicht ohne
Klimaschutz und ohne klare Vor-
gaben.
Ich habe vor einem Jahr einen
Satz gesagt, der mir gerne vorge-
worfen wird. Ich habe gesagt: Un-
ser Land wird sich ändern, und

zwar drastisch. Und ich freue
mich drauf!
Diese Aussage steht. Der Wandel
ist so sicher wie der nächste Win-
ter. Wir können uns entscheiden,
ihn zu gestalten oder uns auszu-
liefern. Frau Merkel hat es heute
gesagt, gestern hat es auch Herr
Schäuble gesagt: Es hilft alles
nichts; unser Land verändert sich.
– Das Dümmste, was wir tun
könnten, wäre aber, aus Angst vor
Veränderung das infrage zu stel-
len, was uns ausmacht und was
übrigens auch der Grund ist, wes-
wegen die Menschen zu uns kom-
men. Sie kommen zu uns, weil wir
ein Land der Freiheit, der Demo-
kratie und des Zusammenhalts
sind.Unsere Antworten sind nicht
Mauern, Abschottung und Aus-
grenzung. Die Vorstellung,
Deutschland in der Mitte Europas
mit seiner Geschichte und seiner
wirtschaftlichen Verflochtenheit in
der Globalisierung habe die
Chance, alle Vorteile zu genießen
und die Nachteile auszublenden,
ist naiv und gefährlich. Genau das
müssen Sie sehr schnell ändern.
Wir leben in einer permanenten
Umbruchsituation, und ich kann
die Unsicherheit, die dies nach
sich zieht, nachvollziehen: die

Furcht vor Jobverlust, sozialem
Abstieg, fehlenden Aufstiegschan-
cen für Kinder, Terroranschlägen
usw. Aber waren wir in der Ver-
gangenheit eigentlich jemals si-
cher? Haben wir nicht über Jahr-
zehnte gelernt, auf eigenen Füßen
zu stehen und Verantwortung zu
übernehmen? Das geteilte
Deutschland in Zeiten der nuklea-
ren Bedrohung mitten im gesell-
schaftlichen und sozialen Wandel
der 68er, herausgefordert durch
Waldsterben und sauren Regen,
umgeben von einem Europa, in
dem es mehrere Diktaturen gab,
das war doch kein idyllischer Ort.
Dass die Schwierigkeiten erfolg-
reich überwunden wurden, lag
nicht daran, dass die Bedingungen
damals besser waren, sondern da-
ran, dass wir alle Willfährigkeiten
und Widrigkeiten in einer Demo-
kratie gemeinsam bestanden ha-
ben. Wenn die ostdeutsche Bevöl-
kerung nicht den Mut aufgebracht
hätte, ihre Debatten in den Kü-
chen und Kirchen in den Protest
auf Plätzen und Straßen zu ver-
wandeln, wo wären wir dann heu-
te? War das einfach? Nein, es war
nicht einfach. Es war eine der
schwierigsten Zeiten.
Es gibt ein Erfolgsrezept, das wir

mitnehmen müssen, wenn wir die
anstehenden Veränderungen ge-
stalten wollen: Wir sind eine offe-
ne, eine plurale Gesellschaft mit-
ten in Europa. Wir streiten uns
sachlich und finden auch Kom-
promisse. Wenn es bei einer Insti-
tution kriselt, dann fangen die an-
deren sie auf. Wir machen das ein-
fach. Das ist unser Land, und das
ist auch das Land, in der 80 Pro-
zent der Bevölkerung unsere De-
mokratie und unsere freie Gesell-
schaft gut finden.
Das ist unser Land, und wir haben
es zu verteidigen. Es ist ein Land,
das es verdient hat, gut regiert zu
werden, nicht chaotisch, nicht in-
dem jemand, der nicht am Kabi-
nettstisch sitzt, aber Teil der Regie-
rung ist, Herr Seehofer, das Ge-
schäft der Rechtspopulisten
macht, nicht in Verantwortungslo-
sigkeit, sondern in Planbarkeit.
Der Satz „Wir schaffen das“ war
nicht falsch; aber es hat gefehlt, zu
sagen, wie wir das schaffen, zu sa-
gen: Wir machen das jetzt, weil
wir es können und weil wir das
Land zusammenhalten wollen.

Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Thomas Oppermann, SPD:

Mehr für Prävention und den
sozialen Zusammenhalt tun

Thomas Oppermann (*1954)
Wahlkreis Göttingen

Mir ist aufgefallen, dass so-
wohl Frau Göring-Eck-
ardt als auch Herr Bartsch

in drastischen Worten über unser
Verhältnis zur Türkei geredet haben
und dabei auch immer wieder For-
mulierungen wie „Die Große Koali-
tion kniet nieder vor Herrn Erdo-
gan“ und „Sie handelt ausschließ-
lich opportunistisch“ benutzt ha-
ben. Ich finde, Sie müssen aufpas-
sen, dass Sie mit solchen Formulie-
rungen – ganz ungewollt, da bin ich
sicher – nicht antitürkische Ressenti-
ments in diesem Lande mobilisie-
ren, die von ganz rechts und manch-
mal auch von ganz links vertreten
werden. Das halte ich für falsch.

Ich glaube, wir sollten mit der Tür-
kei sehr differenziert umgehen.
Ich bin Cem Özdemir dankbar, dass
er klargestellt hat – da sind wir alle
einer Meinung –: Die Resolution zu
Armenien, die wir hier verfasst ha-
ben, gilt ohne Wenn und Aber. Da
gibt es keine Relativierungen, und
da gibt es schon gar nichts zurückzu-
nehmen.
Wenn Präsident Erdogan jetzt einen
Weg sucht, gesichtswahrend aus dem
unmöglichen Verbot für uns Abge-
ordnete herauszukommen, unsere
Soldaten zu besuchen, dann ist das
die eine Sicht. Wie man das poli-
tisch interpretiert, ist die andere
Sicht. Ich finde, wir sollten die Din-
ge auseinanderhalten.
Dazu gehört auch das Flüchtlingsab-
kommen mit der Türkei. Viele sa-
gen: Das muss wegen des Putsches
gekündigt werden. – Ich finde, die
Dinge haben erst einmal nichts mit-
einander zu tun. Der Putsch in der
Türkei war nicht nur ein Angriff auf
Erdogan und die AKP. Das war ein
Angriff auf die Demokratie insge-
samt. Ich bin froh darüber, dass die
Türken diesen Putsch mutig abge-
wehrt haben.
Aber was jetzt gemacht wird, ist
nicht die Verteidigung der Demokra-
tie; das geht weit darüber hinaus.

Wenn Zehntausende Beamte, Lehrer
und Richter festgenommen werden,
die erkennbar nichts mit dem
Putsch zu tun haben, dann ist das
ein Angriff auf den Rechtsstaat. Da-
zu dürfen wir nicht schweigen.
Auch Sie, Frau Wagenknecht, haben
gesagt: Wir verkaufen unsere Werte,
wenn wir mit der Türkei ein solches
Flüchtlingsabkommen machen. –
Dazu kann ich nur sagen: Was ist
das denn für ein Abkommen? Das
Abkommen hilft den Flüchtlingen
in der Türkei. Da sind 2,5 Millionen
Flüchtlinge, die jahrelang keinen Zu-
gang zu Gesundheitsleistungen oder
zu Bildungseinrichtungen hatten
und die nicht arbeiten durften. All
das wird jetzt geändert. Wir können
doch nicht, nur weil Herr Erdogan
eine falsche Politik macht, ein Ab-
kommen kündigen, das allen nützt:
den Flüchtlingen, der Türkei und
Europa. Es nützt am Ende auch
Deutschland. Ich bin dafür, dass die-
ses Abkommen Bestand haben
muss.
Ich möchte gerne zur Situation im
Lande kommen. Wir haben am
Sonntag einen Wahltag erlebt, an
dem alle in diesem Haus vertretenen
Parteien verloren haben. Ich bin
froh, dass wir in der jetzigen Debatte
nicht den üblichen Streit darüber

führen, wer am meisten oder am we-
nigsten verloren hat. Denn Verlierer
dieser Entwicklung werden nicht
einzelne demokratische Parteien
sein, sondern allenfalls die Demo-
kratie insgesamt.
Eine Demokratie kann nur funktio-
nieren, wenn die Menschen mit Res-
pekt zueinander zusammenleben
und der Staat den inneren Frieden
garantiert. Wenn eine Partei wie die
AfD, die gezielt Stimmung gegen
Flüchtlinge und Einwanderer bzw.
gegen Ausländer macht, nunmehr
schon zum zweiten Mal mit über 20
Prozent bei einer Landtagswahl in
ein Parlament einzieht, dann ist das
eine Gefahr für das friedliche Zu-
sammenleben der Menschen in un-
serem Land.
Ich sage ganz klar: Wir wollen eine
offene, hilfsbereite und tolerante
Gesellschaft. Aber das geht nur in ei-
nem Staat, der verbindliche Regeln
setzt, die für alle gelten und die er
auch durchsetzt. Ich finde, wir kön-
nen den Rechtspopulisten das Was-
ser am schnellsten und am besten
dadurch abgraben, dass wir mit ei-
nem handlungsfähigen starken Staat
für soziale Sicherheit und für öffent-
liche Sicherheit sorgen.
Das Sicherheitsgefühl der Bürger hat
sich in diesem Sommer grundlegend
geändert. Die Anschläge von Würz-
burg, München und Ansbach haben
uns im deutschen Alltag getroffen.
Diese Anschläge, egal ob sie von is-
lamistischen oder rechtsextremen
Ideologien motiviert waren, haben
uns alle tief erschüttert. Aber die
Antworten auf diese sehr unter-
schiedlichen Ereignisse haben ge-

zeigt, dass wir in der Lage sind, rich-
tig zu handeln. In einer Situation, in
der Panik und Chaos erzeugt werden
sollten, haben unsere Sicherheits-
kräfte mit Ruhe und Gewissenhaftig-
keit reagiert. Dafür möchte ich den
Polizistinnen und Polizisten in un-
serem Land von dieser Seite aus
ganz herzlich danken.
Bei Dank aber darf es nicht bleiben.
Bereits bei der Beratung des vergan-
genen Haushaltes haben wir uns er-
folgreich für die Aufstockung der
Bundespolizei um 3 000 Stellen ein-
gesetzt. Das war ein richtiger erster
Schritt. Jetzt wollen wir weitere 3
000 Stellen im Haushalt verankern.
Mehr Polizeipräsenz im öffentlichen
Raum stärkt nicht nur das Sicher-
heitsgefühl der Bürgerinnen und
Bürger, sondern sie verbessert auch
entschieden die Möglichkeit, Gefah-
ren abzuwehren, Straftaten aufzuklä-
ren und Verbrecher dingfest zu ma-
chen. Die Bekämpfung von Krimina-
lität, Gewalt und Terror gehört in die
Hände einer professionell ausgebil-
deten und gut ausgestatteten Polizei.
Auch wenn asymmetrische Kriege
innere und äußere Sicherheit immer
stärker miteinander verweben, sollte
man daraus keine falschen Schlüsse
ziehen. Wir haben in Deutschland
eine klare Aufgabenteilung. Die Po-
lizei ist zuständig für die innere Si-
cherheit, die Bundeswehr für die äu-
ßere Sicherheit. Schon deshalb, weil
die Soldaten ganz anders ausgebil-
det werden, ist die Bundeswehr kei-
ne polizeiliche Reservearmee.
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Das Grundgesetz lässt bereits heute
zu, dass die Bundeswehr bei beson-
ders schweren Unglücksfällen und ter-
roristischen Großlagen eingesetzt wer-
den kann. Diese Möglichkeit in be-
sonderen Ausnahmefällen ist sinn-
voll. Darüber gibt es auch gar keinen
Dissens. Dazu brauchen wir aber
nicht die Ausweitung der Befugnisse
der Bundeswehr und auch keine Än-
derung der Verfassung.
Die Aufgaben, die vor uns liegen, sind
wahrhaftig groß. Deshalb habe ich die
herzliche Bitte, dass wir uns voll da-
rauf konzentrieren und dass nicht im-
mer wieder Ablenkungsdebatten ge-
führt werden. Wenn wir eine starke
Gesellschaft wollen, dann dürfen wir
keine schwachen Diskussionen füh-
ren, die an den realen Problemen vor-
beigehen.
Ich bin Ihnen, Herr Bundesinnenmi-
nister de Maizière, dankbar dafür, dass
Sie eine weitere Phantomdiskussion
gestoppt haben und vor allem den
Berliner Innensenator Henkel bei der
unseligen Debatte über das Burkaver-
bot in die Schranken gewiesen haben.
Wir können in der Tat nicht alles, was
wir ablehnen, auch verbieten. Natür-
lich muss man dazu eine Position ha-
ben. Und natürlich lehnen wir alle
hier die Burka ab. Das ist nicht verein-
bar mit den Werten einer offenen Ge-
sellschaft und mit der Gleichberechti-
gung von Männern und Frauen. Aber
auch wenn es gute Gründe gibt, die
Burka abzulehnen, so spüren die
Menschen doch ganz genau: Mit inne-
rer Sicherheit hat das weiß Gott
nichts, aber auch gar nichts zu tun.
Und deshalb sollte man das auch
nicht in solche Zusammenhänge stel-
len. Wer solche Diskussionen hoch-
zieht, die Angst machen, und wer Pro-
bleme definiert, für die er anschlie-
ßend keine Lösungen bringen kann,
der trägt dazu bei, dass sich Angst und
Unsicherheit in dieser Gesellschaft
verstärken. Der arbeitet am Ende der
AfD direkt in die Hände. Das sollten
wir unterbinden.
Ich war letzte Woche hier in Berlin auf
dem Alexanderplatz. Von dort gibt es
ja immer wieder auch Beschwerden
bezüglich der inneren Sicherheit bzw.
über Übergriffe. Ich habe mit Gewer-
betreibenden dort gesprochen, die sel-
ber schon Opfer von Kriminalität ge-
worden sind. Die haben einen ganz
einfachen dringenden Wunsch, dass
nämlich nach dem Vorbild der David-
wache in Hamburg auf dem Alex eine
Kombiwache eingerichtet wird, in der
die Bundespolizei – die wegen des
Bahnhofs sowieso dort sein muss –
und die Landespolizei zusammenar-
beiten. Ich frage mich: Warum kön-
nen in diesem Land so einfache, ver-
ständliche und richtige Wünsche von
Gewerbetreibenden nicht schnell um-
gesetzt werden?
Ich fasse noch einmal zusammen: Es
darf keine Phantomdebatten mehr ge-
ben. Wir brauchen mehr Polizei auf
Deutschlands Straßen und Plätzen.
Wir brauchen eine bessere Ausstat-
tung der Polizei und der Nachrichten-
dienste sowie einen schnelleren und

gezielteren Informationsaustausch
zwischen den Sicherheitsbehörden;
daran sollten wir gemeinsam arbeiten.
Auch wenn es keine absolute Sicher-
heit und keinen perfekten Schutz vor
Terroranschlägen und Amokläufen
gibt, müssen wir sehr viel mehr für
Prävention und den sozialen Zusam-
menhalt unserer Gesellschaft tun.
Denn wahr ist – auch wenn Ausnah-
men die Regel bestätigen –: Men-
schen, die eine Zukunft für ihr Leben
und das Leben ihrer Kinder sehen,
sind weniger anfällig für Extremismus
sowie für Hass und Gewalt. Ein guter
Schulabschluss, echte Aufstiegschan-
cen und eine Perspektive in der Mitte
der Gesellschaft gehören deshalb
ebenfalls zu einer richtig verstande-
nen Sicherheitspolitik.
Auch deshalb sind Ausstiegsprogram-
me und Projekte zur Reintegration in
die Gesellschaft so wichtig. Manuela
Schwesig hat im vergangenen Jahr mit
dem Programm „Demokratie leben!“
einen Ansatz gegen Rechtsextremis-
mus, Gewalt und Menschenfeindlich-
keit geschaffen. Wir
werden nun die Mittel
auf 100 Millionen
Euro verdoppeln. Das
ist eine gute Investiti-
on in die Sicherheit
unserer Gesellschaft.
Ich bin davon über-
zeugt, dass weniger
Menschen für Hass-
botschaften empfäng-
lich werden, wenn es
uns gelingt, die Aufnahme von Flücht-
lingen in geordnete Bahnen zu lenken
und die Flüchtlinge mit Bleiberecht
möglichst schnell und gut zu integrie-
ren. Wir haben mit unserem Integrati-
onsgesetz einen großen Schritt nach
vorn gemacht. Wir haben erstmals ver-
bindliche Regeln für die Integration in
Deutschland geschaffen. Deren Ein-
haltung müssen wir aber auch einfor-
dern. Fördern und Fordern gehören
zusammen. Nur wenn beides zusam-
mengeht, kann Integration funktionie-
ren. Bei Förderprogrammen betreffend
Wohnraum, Kinderbetreuung und Ar-
beitsplätzen müssen wir genau darauf
achten, dass Flüchtlinge und Deutsche
gleichermaßen davon profitieren, dass
Flüchtlinge und Deutsche nicht gegen-
einander ausgespielt werden.
Wir sind eines der wenigen Länder
mit enormen Steuerüberschüssen; der
Bundesfinanzminister hat gestern da-
rüber gesprochen. Aber gleichzeitig
haben wir einen riesigen Nachholbe-
darf in unserem Bildungssystem.
Wenn wir nun für die Bildung von
Flüchtlingen viel tun, müssen wir die
Gelegenheit nutzen, auch gezielt die
Mängel unseres Bildungssystems an-
zugehen, Mängel, die dazu führen,
dass viele Menschen in unserem Land
Nachteile haben. Auf jede Schule, die
gut in Schuss ist, kommt eine, die
dringend sanierungsbedürftig ist. Hier
bröckelt wortwörtlich das Fundament.
Ich kann nur sagen: Haushaltsüber-
schüsse auf der einen Seite und sanie-
rungsbedürftige Schulen auf der ande-
ren Seite, das passt nicht zusammen.

Die Bildungschancen sind ebenfalls
sehr unterschiedlich verteilt. Während
drei von vier Akademikerkindern stu-
dieren, schafft nur jedes vierte Arbei-
terkind eine Hochschulzulassung. Es
geht nicht darum, dass alle studieren.
Wir brauchen noch dringender gut
ausgebildete Fachkräfte im Rahmen
des dualen Systems. Aber für viele Be-
rufe ist heute das Abitur die Ausbil-
dungsvoraussetzung. Wenn es für So-
zialdemokraten eine Grundüberzeu-
gung gibt, dann ist es diese: Wenn je-
mand Bildung sucht, wenn jemand
Chancen nutzen will, wenn jemand
einen Abschluss erreichen will, dann
darf es keine Rolle spielen, woher er
kommt.
Einen Bildungs- oder Ausbildungsab-
schluss gibt es nicht ohne eigene An-
strengungen. Aber jeder, der sich an-
strengt, muss eine Chance haben.
Dies muss der Staat garantieren. Des-
halb: Lassen Sie uns endlich das Ko-
operationsverbot im Grundgesetz auf-
heben und gemeinsam anfangen. Wir
haben in der Großen Koalition vieles

für die Menschen in
unserem Lande er-
reicht. Der Mindest-
lohn hat zur größten
Lohnsteigerung in der
jüngeren Geschichte
geführt. Mit dem Inte-
grationsgesetz haben
wir die Gesellschaft in
schwierigen Zeiten
zusammengehalten.
Wir haben die Frau-

enquote und das Elterngeld Plus ein-
geführt. Mit einer Pflegereform haben
wir enorme Leistungsverbesserungen
auf den Weg gebracht. Wir haben Mil-
liardenentlastungen für Städte und
Gemeinden durchgesetzt.
Übrigens, Kollege Bartsch, im Haus-
halt stehen nicht Entlastungen in Hö-
he von 600 oder 700 Millionen Euro,
sondern von 2,5 Milliarden Euro für
2017. In der mittelfristigen Planung
für 2018 sind es Gesamtentlastungen
in Höhe von 5 Milliarden Euro. Da
haben Sie, glaube ich, den Haushalts-
entwurf nicht richtig gelesen. Ich muss
das an dieser Stelle richtigstellen.
Wir haben mit all diesen Maßnahmen
das Leben für viele Menschen in
Deutschland spürbar verbessert. Wir
werden auch in den letzten zwölf Mo-
naten dieser Koalition daran arbeiten,
dass wir in Deutschland eine starke
Wirtschaft und dass wir ein soziales
Land haben werden.
Gestern hat Bundesfinanzminister
Schäuble erfreulicherweise die Fest-
stellung treffen können, dass die er-
heblichen Haushaltsüberschüsse, die
wir haben, Raum für eine Steuerent-
lastung geben. Ich habe noch nicht
überprüfen können, ob es tatsächlich
15 Milliarden Euro sind, die zur Ver-
fügung stehen. Wir wissen noch nicht,
wie es mit dem Soli weitergeht. Wir
wissen auch noch nicht, welche Belas-
tungen auf den Bund im Rahmen der
Bund-Länder-Finanzbeziehungen
noch zukommen. Aber es wird Spiel-
raum geben. Ich denke, das ist eine Si-
tuation, die wir nutzen können und

nutzen wollen, um kleine und mittle-
re Einkommen in diesem Lande zu
entlasten.
Ich bin nicht dafür, dass wir das in
dem üblichen Verfahren machen, mit
einer großen Gießkanne, unabhängig
davon, wie groß die Einkommen oder
die Vermögen sind. Wir wollen Ar-
beitnehmer entlasten. Dann darf man
nicht nur auf die Steuern schauen;
denn viele im unteren und mittleren
Einkommensbereich zahlen relativ
wenig Steuern, aber sie sind durch die
Sozialabgaben hoch belastet. Schon
vom ersten Euro an müssen sie 20
Prozent Sozialabgaben zahlen. Also
müssen wir schauen, ob wir eine ef-
fektive, zielgenaue Entlastung für Ar-
beitnehmer im unteren und mittleren
Einkommensbereich über Abgaben
hinbekommen. Das wäre der richtige
Weg für die SPD.
Wir haben uns jetzt noch einiges sehr
konkret vorgenommen. Wir haben ei-
ne erste Rentenreform mit der Verbes-
serung der Erwerbsminderungsrente,
der Mütterrente und der abschlagsfrei-
en Rente nach 45 Beschäftigungsjah-
ren gemacht. Jetzt kommt der zweite
Teil der Rentenreform. Die Betriebs-
rente wollen wir stärken. 40 Prozent
der Arbeitnehmer bekommen keine
betriebliche Altersversorgung. Des-
halb freue ich mich, dass Andrea Nah-
les und auch Finanzminister Schäuble
ein Konzept erarbeiten, mit dem die
Betriebsrente auch für kleine und mit-
telständische Unternehmen attraktiv
gemacht wird.
Wir sind uns im Grundsatz einig, dass
mehr als 25 Jahre nach der deutschen
Einheit auch die Angleichung der
Renten überfällig ist. Mein lieber Kol-
lege Bartsch, was Sie da zum Besten
gegeben haben, zeigt mir doch, dass
Sie trotz Ihrer am Ende Ihrer Rede
zum Ausdruck gebrachten Bereit-
schaft, Regierungsverantwortung zu
übernehmen, davon noch ein Stück
weit entfernt sind. Das betrifft nicht
nur die Außenpolitik.
Das ist ein klassisches Beispiel. Wir
wollen die Angleichung der Ostrente
an die Westrente bei der Rentenhöhe.
Da sind wir hundertprozentig einer
Meinung. Aber eine Angleichung be-
deutet auch, dass die rentenrechtliche
Aufwertung von Arbeitnehmerein-
kommen zu Ende gehen muss.
– „Warum?“ Weil es überall in
Deutschland Arbeitnehmer gibt, die
diese Aufwertung auch gerne hätten.
Sie hingegen wollen, dass dies das Pri-
vileg einer bestimmten Gruppe bleibt.
Damit bringen Sie eben keine Ge-
samtverantwortung für Deutschland
zum Ausdruck. Andererseits bin ich
entschieden der Auffassung, dass die
Rentenangleichung nicht von den Ar-
beitnehmern und den Beitragszahlern
finanziert werden darf, sondern sie
muss selbstverständlich aus Steuer-
mitteln finanziert werden.
Herr Schäuble, diese Mittel sind ja
nach dem, was Sie gestern vorgetragen
haben, offenkundig auch vorhanden.
Ich verstehe nicht, warum eine solche
Finanzierung noch ein Problem ist.
Zur Lebensleistungsrente. Für mich ist

klar, dass, wer jahrzehntelang gearbei-
tet und Rentenversicherungsbeiträge
gezahlt hat, im Alter mehr haben
muss als jemand, der gar nicht gear-
beitet hat. So haben wir es im Koaliti-
onsvertrag vereinbart. Deshalb gehe
ich davon aus, dass sich alle Regie-
rungsparteien daran halten.
Zu sozialer Sicherheit gehört für mich
auch, dass wir Menschen mit Behin-
derungen stärken. Das Bundesteilha-
begesetz ist eine der großen sozialpo-
litischen Reformen in dieser Legisla-
turperiode. Behinderung darf keine
Armutsfalle sein, nicht für die Men-
schen mit Behinderungen, aber auch
nicht für ihre Familien.
Auch wenn es nicht im Koalitionsver-
trag vereinbart ist, kann ich mir vor-
stellen, dass wir uns noch einmal vor-
nehmen, die Situation von 1,6 Millio-
nen Alleinerziehenden, von denen
viele nur für einen kurzen Zeitraum
Unterhaltszahlungen bekommen, zu
verbessern. Ich finde, dass sich Allein-
erziehende in Deutschland, von de-
nen übrigens die meisten erwerbstätig
sind, darauf verlassen können müs-
sen, dass sie jeden Monat bis zur Voll-
jährigkeit tatsächlich einen Unter-
haltsvorschuss bekommen. Wenn der
Staat ihn leistet, muss er ihn hinterher
bei den Zahlungspflichtigen wieder
eintreiben.
Nachdem wir schon erhebliche Mittel
in den sozialen Wohnungsbau ge-
steckt haben, nachdem wir die Mittel
dafür mehr als verdoppelt haben,
müssen wir uns trotzdem noch ein-
mal mit dem Thema „Mieten und
Wohnen“ beschäftigen. Wir haben ei-
nen übergroßen Wohnungsbedarf in
Deutschlands Ballungszentren. Viele
Menschen in unseren Großstädten ha-
ben Angst davor, dass sie durch explo-
dierende Mieten aus ihren Vierteln
und Kiezen verdrängt werden. In einer
sozialen Marktwirtschaft ist es die
Aufgabe des Staates, dafür zu sorgen,
dass es bezahlbaren Wohnraum gibt
und dass Mieter und Mieterinnen Si-
cherheit haben und sich nicht solche
Sorgen machen müssen.
Wir unterstützen Städte wie Hamburg
und Berlin nach Kräften. Gerade hier
in Berlin haben wir mit dem Drago-
ner-Areal ein Gelände, das von der BI-
mA nach dem Prinzip „Wer den
höchsten Preis zahlt, der bekommt
auch diese innerstädtischen Filetstü-
cke“ bebaut wird. Ein Investor hat das
Doppelte des Verkehrswertes von 18
Millionen Euro gezahlt. Das ist der
falsche Weg. Die BImA muss end-
lich vom Prinzip des Verkaufs
zum höchsten Preis abkehren, da-
mit kommunale Wohnungsbau-
projekte nicht jedes Mal gegen
Spekulanten den Kürzeren ziehen.
Meine Damen und Herren, auch
ich möchte, dass in Zukunft alle
gesellschaftlichen Gruppen in un-
seren Städten einen Platz haben
und dass die Mittelschichten nicht
durch Luxussanierungen aus den
Innenstädten verdrängt werden.

(Beifall bei der SPD – Beifall bei Abge-

ordneten der CDU/CSU)

Ich sage ganz
klar: Wir wollen

eine offene,
hilfsbereite und

tolerante
Gesellschaft.
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Volker Kauder, CDU/CSU:

Selbstbewusst formulieren,
wie unser Land aussehen soll

Volker Kauder (*1949)
Wahlkreis Rottweil – Tuttlingen

Die Haushaltsdebatte am
Mittwoch einer Haus-
haltswoche ist der Ort,

wo über grundsätzliche politische
Aufgaben, Herausforderungen,
unterschiedliche Auffassungen dis-
kutiert und im besten Sinne des
Wortes auch gestritten wird. Aber
natürlich sollte sich die Debatte in
der Haushaltswoche von anderen
Debatten dadurch unterscheiden,
dass immer wieder auch der Blick
auf den Haushalt geworfen wird
und die Frage gestellt wird: Reicht
das, was wir im Haushaltsentwurf
vorlegen, um die zentralen großen
Aufgaben auch lösen zu können?
Wolfgang Schäuble hat dazu ges-
tern in seiner Einbringungsrede ei-
nige wirklich bedeutende Hinwei-
se gegeben. Ich möchte weiter an
dieser Linie nachvollziehen: Wel-
che Herausforderungen haben
wir? Welche Instrumente stellen
wir dafür zur Verfügung? Reicht
das Ganze auch? Welchen Beitrag
muss der Deutsche Bundestag und
– darüber wurde bisher gar nicht
gesprochen – welchen Beitrag
muss dazu auch der Bundesrat
leisten.
Denn an der Bundesgesetzgebung
wirkt der Bundesrat als Verfas-
sungsorgan mit. Dass wir die eine
oder andere Aufgabe nur deswe-
gen nicht lösen, weil wir es nicht
wollen, stimmt ja nicht; wir kön-
nen sie deswegen nicht lösen, weil
es im Bundesrat eine andere
Mehrheit gibt. Da, liebe Kollegin-
nen und Kollegen von den Grü-
nen, haben wir nachher noch ei-
niges miteinander zu besprechen;
darauf komme ich schon noch zu-
rück.
Wenn wir die Situation in unse-
rem Land anschauen, erkennen
wir: Sie ist natürlich geprägt durch
die Diskussion über Flüchtlinge,
über Zuwanderung und über Inte-
gration. Dies hat neben anderen
Punkten – ich betone dies aus-
drücklich – auch am vergangenen
Sonntag bei der Wahlentschei-

dung eine Rolle gespielt. Ich bin
sehr froh darüber, dass alle in die-
sem Hause erklärt haben, dass alle
im Deutschen Bundestag vertrete-
nen Parteien nachzudenken ha-
ben und sich ihre Gedanken darü-
ber zu machen haben: Was ist da
geschehen?
Aber es reicht nicht aus, sich darü-
ber nur Gedanken zu machen. Ich
habe eine Erfahrung als General-
sekretär der CDU in Baden-Würt-
temberg gemacht, als es darum
ging, auch nach hohen Zahlen
von Asylbewerbern, die Republi-
kaner wieder aus dem aktiven po-
litischen Geschehen herauszubrin-
gen. Es ist eine Erfahrung, die
mich, wenn ich die Wirklichkeit
jetzt anschaue, schon etwas be-
schäftigt: Es wird nur dann gelin-
gen, wenn wir in der Sache bei un-
terschiedlichen Auffassungen mit-
einander um den besten Weg rin-
gen; aber es wird nicht gelingen,
wenn wir uns gegenseitig Vorhal-
tungen machen, die nicht der
Wirklichkeit entsprechen.
Wenn man, nur um einen kleinen
Punktgewinn zu erzielen, dem an-
deren etwas unterstellt, von dem
man hundertprozentig weiß, dass
es nicht stimmt, ist dies nicht in
Ordnung, um das mal klar zu sa-
gen.
Wenn ich mir da den Wahlkampf
in Mecklenburg-Vorpommern an-
schaue, muss ich sagen: Da muss
sich mancher überlegen, ob da
nicht schon das Ergebnis sein
muss, so nicht weiterzumachen.
Herr Bartsch, zunächst einmal ha-
ben Sie in einem Punkt recht. Wir
beide stammen aus dem letzten
Jahrhundert. Sie sind 1958 gebo-
ren, ich bin 1949 geboren.
Das ist aber – das kann ich nach
Ihrer Rede feststellen – die einzige
Gemeinsamkeit, die wir haben.
Jetzt will ich sagen: Es ist nicht
redlich, einfach davon zu reden,
es sei bei der inneren Sicherheit
nichts geschehen, es sei bei der in-
neren Sicherheit gespart worden.
Es ist Fakt – ich habe die Zahlen
vorliegen –, dass es von 1998 an
sowohl beim BKA als auch bei der
Bundespolizei an Stellen einen
Zuwachs gegeben hat. Es ist nicht
so, dass dort gespart worden ist.
Von 1998 bis 2016 sind allein bei
der Bundespolizei 2 001 Stellen
neugeschaffen und besetzt, also
nicht nur ausgebracht worden,
und beim BKA sind 665 neue Stel-
len nicht nur ausgebracht, son-
dern besetzt worden.
Wenn man sich dann aber an die-
ses Pult stellt und sagt, dort sei
eingespart worden, dann wird

man dabei erwischt, dass man et-
was Unwahres sagt. Ich kann dazu
nur sagen: Ich habe den Verdacht,
dass vieles von dem, was Sie sa-
gen, nicht wahr ist, lieber Herr Dr.
Bartsch. Darauf muss ich großen
Wert legen.
Die Erkenntnis vom letzten Sonn-
tag ist: in der Sache hart streiten,
aber nicht mit Unterstellungen ar-
beiten.
Nun komme ich zum zweiten
Punkt, der die Menschen natürlich
bewegt hat. Wir wissen sehr wohl,
dass auch im Zusammenhang mit
der Diskussion um Flüchtlinge in
unserer Bevölkerung Fragen zur
Türkei gestellt werden, und wir
wissen sehr genau, dass es hier kri-
tische Nachfragen und auch Sor-
gen gibt. Dabei haben wir als Ab-
geordnete im Deutschen Bundes-
tag bei der Armenien-Resolution
völlig selbstbewusst nur auf uns
zu schauen. Ich habe, Herr Dr.
Bartsch und Frau Göring-Eckardt,
nirgendwo aus dem Deutschen
Bundestag gehört, dass wir unsere
Armenien-Resolution infrage stel-
len, überhaupt nicht. Auch die
Bundeskanzlerin hat erklärt, dass
sie ebenfalls zugestimmt hat und
sie ebenfalls nicht infrage stellt.
Was sollen dann solche Diskussio-
nen, die die Menschen nur irritie-
ren und nicht auf der Wahrheit
beruhen?
Dazu kann ich nur sagen: Mit
dem wahrheitsgemäßen Umgang
können wir auch jene isolieren,
die am letzten Wahlsonntag über
20 Prozent bekommen haben, die
aber mit den Dingen, wie sie wirk-
lich sind, nicht so umgehen wie
notwendig, sondern Behauptun-
gen aufstellen und Ängste schü-
ren, die nicht der Wirklichkeit ent-
sprechen. Das sollten wir in der
Auseinandersetzung in diesem
Hause nicht fortsetzen.
Meine sehr verehrten Damen und
Herren, ja, im letzten Jahr sind
viele Menschen gekommen. Aber
wir haben darauf reagiert. Im letz-
ten Monat, im August, sind 80
Prozent weniger Flüchtlinge nach
Deutschland gekommen als im
August des letzten Jahres.
Wir haben eine ganze Reihe von
Maßnahmen auf den Weg ge-
bracht. Es ist nicht so, als hätten
wir nichts getan und nur gewartet.
Auch aus unserer Koalition war
der eine oder andere Satz dazu zu
hören. Nein, wir haben miteinan-
der etwas getan, und das sollten
wir auch sagen. Wir haben ein In-
tegrationsgesetz auf den Weg ge-
bracht, das fordert und fördert.
Wir haben zwei Asylpakete be-

schlossen und damit dafür ge-
sorgt, dass sich in diesem Land et-
was verändert, und wir haben vor
allem mit der Einstufung der Bal-
kanstaaten als sichere Herkunfts-
länder dafür gesorgt, dass sich
Menschen vom Balkan – sie ha-
ben im letzten Jahr ein großes
Kontingent von Zuwanderern ge-
stellt –, nicht mehr auf den Weg
machen, weil sie sich sagen: Wir
kommen aus einem sicheren Her-
kunftsland, deshalb lohnt es sich
überhaupt nicht, dass wir Schlep-
pern Geld in die Hand geben. Wir
machen uns daher gar nicht erst
auf den Weg.
Was heißt „sicheres Herkunfts-
land“? Frau Göring-Eckardt, dabei
geht es nicht in erster Linie da-
rum, die Menschen dorthin zu-
rückzubringen, vielmehr geht es
darum – das ist eine zutiefst
menschliche Aktion –, Menschen
davor zu bewahren, sich Schlep-
pern in die Hand zu begeben, die
letzten Ersparnisse auszugeben,
um in ein Land zu kommen, in
dem ihnen nachher gesagt wird:
Es war alles umsonst, ihr könnt
hier nicht bleiben.
Deshalb ist es notwendig, die Bot-
schaft vom sicheren Herkunfts-
land auszugeben. Es ist notwen-
dig, damit sich die Menschen
nicht in eine Falle von anderen
begeben, die, wie mir inzwischen
gesagt wurde, durch den Handel
mit Menschen mehr Ertrag ma-
chen als durch den Handel mit
Drogen. Dies,dürfen wir auf kei-
nen Fall zulassen. Deswegen muss
Schlepperbanden aus Ländern, die
wir zu sicheren Herkunftsländern
erklären können, das Handwerk
gelegt werden.
Wie Sie wissen, bin ich ja mit ei-
ner ganzen Reihe von Kolleginnen
und Kollegen aus der Fraktion der
Grünen in Punkten, wo es um
Menschenrechte, Religionsfreiheit
und verfolgte Christen geht,
durchaus einig. Frau Roth und ich
kreuzen immer wieder einmal un-
sere Wege in solchen Regionen,
wo wir gemeinsame Ziele verfol-
gen.
– Ja, es ist doch nichts Schlechtes,
wenn viele aus dem Deutschen
Bundestag in den Regionen unter-
wegs sind, wo es wirklich um
Menschenrechte geht bzw. darum,
sich tatsächlich für Religionsfrei-
heit einzusetzen.
Aber dann muss auch die Konse-
quenz gezogen werden, dass wir
alles tun, um denen das Hand-
werk zu legen, die diesen Men-
schen, die uns besonders wichtig
sind, übel mitspielen. Deswegen
meine ich schon, dass Ihre Partei
jetzt im Bundesrat dem Minister-
präsidenten von Baden-Württem-
berg folgen sollte und ihre Zu-
stimmung geben sollte, dass die
Maghreb-Staaten zu sicheren Her-
kunftsländern erklärt werden.
Das würde sehr helfen, um noch
einen weiteren Schritt zu machen

auf dem Weg hin zu den Zielen,
die wir erreichen wollen.
Die Sozialdemokraten, unser Ko-
alitionspartner, mit dem wir, wie
ich finde, bei allen unterschiedli-
chen Auffassungen und manchem
Wahlkampfgeplänkel, das schon
stattfindet, dem Land eine gute
Regierung stellen – unter unserer
Führung – Herr Kahrs, Sie müssen
zugeben, dass ich Ihnen da in
nichts nachstehe. Von daher gese-
hen ist das auch in Ordnung. –
Ich meine also schon, dass man
sich als SPD-Führungsspitze da
nicht hinstellen und herumphilo-
sophieren kann, was noch alles
gemacht werden muss. Die SPD
trägt ja Verantwortung in Bundes-
ländern, die im Bundesrat dem
nicht zustimmen. Da würde ich
mir einmal wünschen, dass der
SPD-Parteivorsitzende mal in sei-
ner Partei darüber redet, was not-
wendig ist, um die Ziele zu errei-
chen, die auch er formuliert hat.
Das heißt in diesem Fall, im Bun-
desrat die Zustimmung dazu zu
geben, weitere Länder zu sicheren
Herkunftsländern zu erklären.
Herr Kollege Oppermann lächelt
mir zu, weil er weiß, dass ich recht
habe. Insofern wird das natürlich
auch vorangebracht werden.
Das heißt also: Wir haben doch
etwas erreicht. Darauf, was Men-
schen beunruhigt, was Menschen
verunsichert, geben wir die Ant-
wort: Ja, das wissen wir, und das
nehmen wir ernst. – Da sind wir
auf dem Weg und haben bereits
einige Erfolge erzielt. Die Zahl der
Abschiebungen ist deutlich erhöht
worden, die freiwilligen Rückfüh-
rungen funktionieren. Da ist noch
manches zu tun, aber wir sind auf
dem Weg.
Wir haben natürlich auch, wenn
wir an den Haushalt denken, da-
für die Voraussetzungen geschaf-
fen, sowohl für Integration als
auch für all das, was mit dem The-
ma Sicherheit zusammenhängt.
Wir haben aber im Zusammen-
hang mit dem Bundeshaushalt
auch eine Aufgabe vor uns, die für
die Bevölkerung jetzt keinen gro-
ßen Charme hat und die auch kei-
ne große Begeisterung oder Anteil-
nahme auslöst, die aber für die
Zukunft von entscheidender Be-
deutung ist. Das ist die Frage der
Bund-Länder-Finanzbeziehungen,
die wir ja in dieser Legislaturperi-
ode, wenn es irgend geht, auch
noch lösen wollen.
In diesem Zusammenhang will
ich einmal sagen: Ja, dazu sind
wir bereit. Aber zwei Dinge, finde
ich, müssen schon einmal klarge-
stellt werden:
Erst einmal muss klar sein, welche
Aufgaben jeder hat. Lieber Kollege
Oppermann, ich habe ja sehr viel
Verständnis für die Analyse, was in
den Schulen alles nicht stimmt,
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aber – das muss ich einmal sagen –
das ist nach der Verfassung in erster
Linie Aufgabe unserer Bundeslän-
der und nicht des Deutschen Bun-
destages und damit auch nicht des
Bundeshaushaltes.
Jetzt zu sagen, Schäuble, dieser
Wahnsinnstyp, kassiert Steuern ein
und nur er hat Überschüsse und
die Länder und Kommunen nicht,
entspricht doch nicht der Wahr-
heit. Mehr als die Hälfte dieser
Steuereinnahmen geht an die Län-
der und an die Kommunen. Sie
sollen ihre Hausaufgaben machen
und nicht immer nur beim Bund
antreten und sagen: Wir wollen
Geld.
Aber jetzt kommen die Bund-Län-
der-Finanzbeziehungen. Wir wer-
den darüber reden. Eines will ich
vorweg sagen: Ich will nicht, dass
jeder Wettbewerbsgedanke bei die-
sen Bund-Länder-Finanzverhand-
lungen untergeht. Der Wettbe-
werbsföderalismus hat auch seine
Bedeutung. Nur zu glauben, die
Lösung liege darin, dass der Bund
alles bezahlt und die Bundesländer
dann zufrieden sind, hat mit Wett-
bewerbsföderalismus nichts zu
tun. Diesen will ich erhalten, liebe
Kolleginnen und Kollegen.
Zweitens – hier komme ich auf
den richtigen Hinweis, lieber Kol-
lege Oppermann –: Ja, wir sind be-
reit, mit den Ländern darüber zu
reden, wo noch etwas getan wer-
den muss. Diese Bundesregierung
hat so viel Geld an die Kommunen
gegeben wie noch keine andere
Bundesregierung: Milliardenbeträ-
ge. Wir haben zum Teil etwas kor-
rigiert, was ihr unter Rot-Grün den
Kommunen aufs Auge gedrückt
habt: die Grundsicherung. Das ha-
ben wir korrigiert. Wir haben die
vollständige Finanzierung des
BAföG übernommen.
– Augenblick. Die Grundsicherung
haben Sie eingeführt. Die Hälfte
haben die Kommunen zahlen
müssen, und diese Hälfte haben
wir jetzt übernommen. Das ist die
Wahrheit und nichts anderes.
Wir haben auch beim BAföG den
Anteil übernommen, den die Län-
der bisher gezahlt haben: Milliar-
denbeträge. Dann haben wir uns
darauf verständigt, dass dieses Geld
wieder in die Hochschulen, aber
mindestens in die Bildungspolitik
zurückfließt. Einige Bundesländer
haben gesagt, dass es sie gar nicht
interessiere, was vereinbart wurde,
und haben das Geld für Kitas und
anderes zur Verfügung gestellt.
Deswegen sage ich: Es muss ein
Ziel bei den Bund-Länder-Finanz-
verhandlungen sein, dass wir auch
kontrollieren können, ob das Geld,
das wir vom Bund geben, so einge-
setzt wird, wie es vereinbart war. Es
darf nicht jeder einfach machen,
was er will. So können wir nicht
arbeiten.
Von der SPD wird verlangt: Schafft
das Kooperationsverbot in der Bil-
dung ab. Daraufhin sagen alle: Ja-

wohl, wunderbar. Dann kommt
der Ruf an den Bundesfinanzmi-
nister: Dafür wollen wir Mehrwert-
steuerpunkte. – Ich bin mir ganz
sicher, bei der nächsten Haushalts-
debatte kommen Sie und sagen:
Jetzt brauchen wir dringend noch
Geld für die Ausstattung der
Grundschulen, der Universitäten. –
Da das nicht geht, können wir die-
sen Weg nicht gehen. Wir sind be-
reit, zu reden. Aber dann muss klar
sein, dass die Vereinbarung, wofür
Geld eingesetzt wird, auch gilt, Das
ist eine Strukturveränderung, die
wir umsetzen müssen.
Natürlich bleibt die Integration das
große Thema. Hier machen Men-
schen Erfahrungen in ihrem engs-
ten Umfeld. Da mag das eine über-
trieben sein, und da mag das, was
erzählt wird – auch bei uns in den
Bürgersprechstunden –, nicht im-
mer repräsentativ sein, aber die
Menschen machen die Erfahrun-
gen, dass bei der Integration nicht
alles so richtig funktioniert. Ich
finde, dass wir nicht zuerst darauf
schauen müssen, was die anderen
zu erfüllen haben, vielmehr müs-
sen wir selbstbewusst formulieren,
was wir wollen, was in unserem
Land gelten soll, wie unser Land
aussehen soll. Dann sagen wir: Das
müssen auch diejenigen erfüllen,
die zu uns kommen. Hier höre ich
Gott sei Dank Töne, die früher,
wenn ich sie geäußert hätte, wahr-
scheinlich Anlass zu ernsten Dis-
kussionen gegeben hätten.
Mit Genehmigung der Präsidentin
bringe ich jetzt ein Zitat: Wir spre-
chen von einer Wertegemeinschaft,
nicht von einer Gesinnungsge-
meinschaft. Doch wenn man die-
ses Land verachtet oder für mora-
lisch minderwertig hält: Warum
sollte man dann hier leben wol-
len? Das Zusammenleben von
Menschen verschiedener Herkunft,
Religion und Kultur verlangt allen
Anpassungsleistungen ab … Wenn
wir erreichen wollen, dass proble-
matische Haltungen und Verhal-
tensweisen hinterfragt werden,
dann müssen wir unseren Stand-
punkt begründen und dies auch
den Kindern in Schule und Alltag
pädagogisch vermitteln. Dazu ge-
hört auch, die Grenzen der Religi-
onsfreiheit anzuerkennen, etwa
wenn es um den Vorrang des staat-
lichen Bildungsauftrags und die
Teilnahme aller Kinder am
Schwimmunterricht geht. Cem Öz-
demir im August in der Frankfurter
Allgemeinen Sonntagszeitung.
Genau dies verlangen wir immer
wieder. Nach diesem Beitrag erwar-
te ich Unterstützung für unsere
Auffassung, dass es in unseren
Schulen nur ein einziges Recht
gibt, und zwar für alle. Und das
muss nicht vom Deutschen Bun-
destag, sondern von den Schulbe-
hörden der Länder umgesetzt wer-
den, Es muss also klar sein, dass
Anpassungsleistungen notwendig
sind.

Es ist offenbar schon ein bisschen
hilfreich, in Regierungsverantwor-
tung zu stehen und zu merken,
was man tun muss. Ich erwarte,
dass dies in Baden-Württemberg
jetzt auch zügig vorangeht. Ich er-
warte auch ganz klar, dass Religi-
onsfreiheit in unserem Land gilt,
dass sie aber natürlich auch unter
dem Grundgesetz steht. Das gilt für
alle. Wir sind kein Gottesstaat und
wollen es auch nicht werden.
Deutschland – so hat es das Bun-
desverfassungsgericht formuliert –
ist ein weltanschaulich neutraler
Staat. Er ist nicht wertneutral – die
Werte kommen aus der christlich-
jüdischen Tradition und dem
Grundgesetz –, aber er ist weltan-
schaulich neutral. Weil er weltan-
schaulich neutral ist, werden Urtei-
le im Namen des Volkes verkündet.
Deswegen sind diejenigen, die die-
sen weltanschaulich neutralen
Staat vertreten – als Persönlichkei-
ten im Gerichtssaal, an Schulen –,
gehalten, diese Neutralität zu zei-
gen, deswegen haben in solchen
Funktionen Kopftuch und andere
Religionsbezeugungen keinen
Platz. Punkt, aus, Ende. Das hat
mit dem weltanschaulich – – Ja, ja,
Frau Roth, ich sehe schon, wie Sie
sich ob dieser Aussage schon wie-
der leicht erregen. Da kann ich nur
sagen: Reden Sie mit Ihrem Kolle-
gen Cem Özdemir, der recht hat,
wenn er sagt, Religionsfreiheit
muss sich dann, wenn es einen
staatlichen Grund gibt, unterord-
nen. Das ist ein wichtiger Punkt,
und deswegen sage ich, das muss
durchgesetzt werden.
Wir müssen nicht ständig darüber
reden, was alles gemacht werden

muss. Vielmehr müssen die Dinge,
über die man sich nach dem Bei-
trag von Cem Özdemir einig ist,
jetzt mal kommen – damit die
Menschen in ihrem Alltag erleben:
Da tut sich etwas, da lässt man
nicht einfach nur alles laufen.
Dafür, dass sich etwas tut, haben
wir in dieser Koalition gute Bei-
spiele gegeben; es wird weiterge-
hen. Ich erwarte nun, dass sich da
auch im Bundesrat etwas tut.
Ich komme noch ganz kurz zur
Erbschaftsteuer, weil sie für die
Wirtschaftskraft unseres Landes ein
ganz wichtiger Punkt ist. Herr
Bartsch, Sie haben hier erklärt, wir
sollten uns mal die Erbschaftsteuer
aus Amerika anschauen. Die Erb-
schaftsteuerregelung in den Verei-
nigten Staaten hat dazu geführt,
dass es dort keine familiengeführ-
ten mittelständischen Unterneh-
men mehr gibt. Das ist das Ergeb-
nis der dortigen Erbschaftsteuerre-
gelung; denn dort wird alles weg-
besteuert, was in einem Familien-
betrieb gebraucht wird.
Deswegen ist Ihr Hinweis völlig da-
neben. Nein, wir brauchen eine
Erbschaftsteuer – ich hoffe, dass
das die Grünen mittragen –, die ei-
nen Teil des Geldes in den Betrie-
ben lässt, damit sie Arbeitsplätze
schaffen und sich dem Wettbewerb
stellen können. Dieses Geld soll
anders behandelt werden als das,
was herausgenommen wird, um
sich beispielsweise eine Segelyacht
zu kaufen.
Das ist der Punkt. Darum muss es
gehen, und da sind wir uns doch
auch einig. Deshalb sollten wir
jetzt schnell eine Lösung finden.
Ich kann nur den Hinweis geben:

Ich mache mir große Sorgen, dass,
wenn wir jetzt im Bundesrat nichts
hinkriegen, sich dann das Bundes-
verfassungsgericht aufgerufen
fühlt, eine Lösung zu finden.
Das wäre allemal schlechter als
das, was wir hier machen können.
Es liegt doch nicht an uns!
Wir haben im Deutschen Bundes-
tag eine Lösung gefunden. Wir ha-
ben ein Gesetz beschlossen. Stim-
men Sie dem im Bundesrat doch
einfach zu, dann ist alles in Ord-
nung. So einfach ist die Sache. Sie
im Bundesrat sind das Problem,
nicht der Deutsche Bundestag.
Liebe Kolleginnen und Kollegen,
die Vorgänge vom vergangenen
Wochenende in Mecklenburg-Vor-
pommern haben uns alle bewegt.
Wenn wir daraus die richtigen
Schlüsse ziehen, werden wir auch
wieder andere Ergebnisse erzielen,
was gut für die Menschen in unse-
rem Land wäre.
Uns, der Großen Koalition, rate
ich, dass wir im letzten Jahr dieser
Großen Koalition den Beweis dafür
erbringen, dass wir in der Lage
sind, unserem Land eine gute Re-
gierung zu stellen, dass wir die Ar-
beit machen, die von uns verlangt
wird und die wir uns vorgenom-
men haben, dass wir nicht Anlass
geben, dass draußen in unserem
Land die Menschen sagen: Die leis-
ten sich nur noch Diskussionen. –
Denn dadurch geht unter, was wir
machen: eine gute Arbeit, um un-
ser Land voranzubringen.
Dieser Bundeshaushalt ist dafür
ein beredtes Beispiel.

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU

– Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Johannes Kahrs, SPD:

Wir haben eine saubere und
gute Sacharbeit abgeliefert

Johannes Kahrs (*1963)
Wahlkreis Hamburg-Mitte

Wir haben zwei Frakti-
onsvorsitzende der
Großen Koalition ge-

hört. Wir haben gesehen: Beide
kommen aus unterschiedlichen
Parteien. Ich finde das in Ord-
nung, so muss das sein. Wir ste-

hen ja nicht als Koalition auf dem
Wahlzettel. Gleichzeitig hat man
aber auch gehört, dass diese Koali-
tion viel geschafft hat und noch
viel schaffen wird. Herr Kauder,
Sie haben vollkommen recht: Kein
Mensch braucht ein Jahr Wahl-
kampf in diesem Land. Keiner von
uns hat das vor. Ich glaube, das,
was wir gezeigt haben, das, was
wir gemacht haben, spricht für
diese Große Koalition.
Ich habe mir angehört, was Herr
Bartsch und Frau Göring-Eckardt
hier so zum Besten gegeben ha-
ben. Sie haben gemahnt, diese Ko-
alition möge sich weniger streiten,
möge mehr arbeiten, möge nicht
so viel Randale machen.
Ehrlich gesagt: Ich kann mich
noch an die Zeit von Rot-Grün er-
innern. Das ist vielleicht der
Nachteil, wenn man länger dabei

ist. Ich habe mich auch daran er-
innert, wie wir mit den Grünen
zusammengearbeitet haben. Ehrli-
cherweise kann ich nicht behaup-
ten, dass es da weniger Streit gege-
ben hat.
Ich kann nicht behaupten, dass es
weniger unterhaltsam gewesen ist;
über Herrn Bartsch möchte ich da
nicht allzu viel sagen. Es ist doch
einfach so, dass Streit in einer Ko-
alition dazugehört. Wesentlich ist,
was am Ende an Sachpolitik he-
rauskommt.
Und wenn man sich das anguckt,
stellt man fest, dass das beachtlich
ist: Wir haben zusammen mit der
CDU/CSU einen Mindestlohn in
diesem Land beschlossen; ich
glaube, das ist eine gute Sache.
Wir haben das Elterngeld Plus, die
Familienpflegezeit, eine Frauen-
quote und mehr Geld für Bildung
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beschlossen. Wir haben mehr
Geld für BAföG ausgegeben. Wir
haben im Bereich Wohnen die
Mietpreisbremse durchgesetzt,
ein höheres Wohngeld und mehr
Mittel für die Städtebauförderung
beschlossen. Die Mittel für das
Programm „Soziale Stadt“ haben
wir verdoppelt und verdreifacht.
Wir haben ein Rentenpaket
durchgesetzt: Rente mit 63, Müt-
terrente und Verbesserungen bei
der Erwerbsminderungsrente. Wir
haben die Kommunen um viele
Milliarden entlastet – wir haben
das heute schon angesprochen –:
Für den Bau und Betrieb von Ki-
tas stellen wir 750 Millionen
Euro mehr zur Verfügung; es gibt
140 Millionen Euro für die Sanie-
rung kommunaler Einrichtungen
in den Bereichen Sport, Jugend
und Kultur; wir haben einen
kommunalen Investitionsfonds
aufgelegt. Im Bereich Flüchtlinge
haben wir zur Bekämpfung von
Fluchtursachen viel Geld ausgege-
ben, auch für Integrationskurse
und Sprachkurse, damit die
Sprachlehrer anständig bezahlt
werden. Wir haben 10 000 neue
Stellen im Bundesfreiwilligen-
dienst geschaffen. Wir haben
Geld ausgegeben für Krisenprä-
vention und humanitäre Hilfe.
Wir haben 3 000 neue Stellen für
die Bundespolizei beschlossen,
und wir haben ein 10-Milliarden-
Euro-Paket für Zukunftsinvestitio-
nen und 5 Milliarden Euro für
zusätzliche Investitionen in die
Verkehrsinfrastruktur beschlos-
sen.
Ernsthaft, nennen Sie mir eine
andere Koalition in den letzten
30 Jahren, die mehr beschlossen
hätte. Wir haben das hier als Gro-
ße Koalition hingekriegt. Es ist
immer so, dass es dann auch ein-
mal rumst, kracht und donnert –
ich bin da auch nicht schüchtern
–;aber dort, wo gearbeitet wird,
in den Ausschüssen und in den
Fraktionen – da kann ich den
Kollegen Eckhardt Rehberg nicht
genug loben; ich weiß nicht, ob
dir das in der CDU nützt oder
schadet; da bin ich mir nicht si-
cher –, arbeiten wir im Endeffekt
wunderbar zusammen. Es ist eine
helle Freude für Herrn Schäuble,
dass dieser Ausschuss so wunder-
bar mit ihm zusammenarbeitet.
Das heißt, wir haben drei Jahre
lang eine saubere, eine gute Sach-
arbeit abgeliefert. Das ist gut für
die Menschen in diesem Land.
Herr Kauder hat ja gesagt, wir sol-
len jetzt nicht ein Jahr lang Wahl-
kampf machen. Ehrlicherweise
muss ich sagen: Auch ich bin die-
ser Meinung. Wir haben zum Bei-
spiel noch das Bundesteilhabege-
setz: Die parlamentarischen Bera-
tungen stehen vor der Tür. In der
Ausbaustufe haben wir 700 Mil-
lionen Euro vorgesehen. Das ge-
fällt nicht allen, weil das nicht
reicht. Ich finde, wir können da

noch eine Schippe drauflegen.
Wir haben ja gerade gehört, wie
die finanzielle Lage aussieht. Ich
würde es gut finden, wenn wir
dieses Bundesteilhabegesetz, des-
sen Beschluss wir verabredet ha-
ben, durchsetzten.
Zur Rentenangleichung Ost und
West: Es ist eben kritisiert worden,
dass sie nicht kommt. Wenn sie
kommt, dann soll aber nur der
Teil kommen, der gut ist, und der,
der nicht so gut ist, vielleicht lie-
ber nicht. Die Frau Bundeskanzle-
rin hat eben sehr klar und sehr
deutlich gesagt, dass sie das nicht
in Ordnung findet, dass sie die
Angleichung haben will. Ernsthaft
gesagt: Dann soll sie sie kriegen.
Ich glaube, die Angleichung der
Renten in Ost und West muss
kommen. Das wollen wir, und
wir werden das auch umsetzen.
Zur solidarischen Lebensleis-
tungsrente: Wir haben das in der
Koalition abgesprochen. Sie soll
kommen. Das wird umgesetzt.
Zum Gesetz gegen Missbrauch
von Leiharbeit und Werkverträ-
gen laufen die parlamentarischen
Beratungen. Wir gehen davon
aus: Es kommt. Wenn man sich
den ganzen Bereich der Erbschaft-
steuer und der Bund-Länder-Fi-
nanzbeziehungen anschaut, muss
man sagen: Natürlich ist das
schwierig. Herr Kauder hat das ja
eben durchdekliniert und gezeigt,
warum so etwas schwierig sein
kann. Die Länder haben Interes-
sen. Was für ein Wunder! Hessen
hat ein paar Interessen, Baden-
Württemberg auch; wir Hambur-
ger sind natürlich selbstlos.
Es ist also nur natürlich, dass es
Interessen gibt. Ich bin mir aber
sicher: Man wird sich einigen. Im
Kern wollen wir nämlich alle,
dass die Reform kommt. Man
muss nur aufpassen, dass es keine
artfremden Koppelungsgeschäfte
– Bundesfernstraßengesellschaft
und anderes – gibt. Jedenfalls
brauchen wir am Ende eine Eini-
gung. Wir haben morgen ja ein
entsprechendes Treffen mit den
Ländern, und nach der Rede von
Herrn Kauder sind sie gut einge-
stimmt.
Die bessere Ausstattung der Bun-
despolizei und der Sicherheitsbe-
hörden ist hier angekündigt wor-
den. 3 000 Stellen haben wir be-
schlossen. Ich gehe davon aus,
dass 3 000 weitere kommen, viel-
leicht sogar noch mehr. Ich glau-
be, dass man in dem Bereich viel
tun muss. Es ist wichtig, dass die
Polizei, die Bundespolizei, das
Bundeskriminalamt und der Zoll
gestärkt werden. Man muss in be-
stimmten Bereichen klare Kante
zeigen: gegen rechte Gewalt, ge-
gen linke Gewalt. Da darf man
keine Unterschiede machen. Ge-
walt hat in jedem Fall mit staatli-
cher Autorität beantwortet zu
werden.
Andrea Nahles wird im Herbst

ein Reformkonzept für die Rente
vorstellen. Wichtig für uns ist ei-
ne Stärkung der Betriebsrenten.
Wir wollen die Wirkung der Miet-
preisbremse und die Situation der
Alleinerziehenden verbessern.
Wir haben noch ein Jahr. Ehrlich
gesagt, wir haben schon ver-
dammt viel geschafft. Wenn man
sich anschaut, dass die Oppositi-
on hier immer über Streit redet,
über das Verhältnis zur Türkei
und über andere Dinge, muss ich
sagen: Man kann auch ablenken.
Die Situation der Menschen in
diesem Land, die Situation derer,
die hier arbeiten und Steuern
zahlen, die Situation der Unter-
nehmen ist gut. Wir haben eine
grundsätzlich gute Lage in diesem
Land. Wenn man sich dann mit
der AfD und denen, die sie ge-
wählt haben, auseinandersetzt,
dann kommt man mit Argumen-
ten ganz häufig nicht weit. Man
kann den AfD-Wählern immer
sagen: Die wollen, dass ihr bis 70
arbeitet. Die wollen, dass ihr we-
niger Rente bekommt. Die wollen
den Mindestlohn abschaffen. –
Sie antworten dann immer: Na ja,
aber die sind auch gegen Auslän-
der. – Im Kern ist es einfach so:
Die AfD ist nicht auf der Sachebe-
ne unterwegs. Sie appelliert an
den inneren Schweinehund,
Frust, Neid, Angst, Missgunst,
und all das auf einer niedrig-

schwelligen Ebene. Da wird
schlechte Laune geschürt. Die Si-
tuation in diesem Land ist nicht so.
Das Einzige, das man da tun kann,
ist saubere Sacharbeit, die Situati-
on zu verbessern, die Dinge, die
wir beschlossen haben, aufzuzäh-
len.
Ich würde mich freuen, wenn wir
in dem verbleibenden Jahr all das
umsetzen, was ich angesprochen
habe. Herr Schäuble hat ange-
kündigt, er möchte Anfang der
nächsten Legislaturperiode eine
Steuerreform umsetzen. Man
muss ernsthaft fragen – auch Herr
Oppermann hat schon darauf
hingewiesen –: Warum müssen
wir immer mit so etwas warten?
– Herr Kollege Kauder, Sie wissen,
dass ich Sie wirklich schätze. Ich
glaube auch, dass Sie ein sehr gu-
ter Fraktionsvorsitzender sind
und dass Sie in dieser Frage recht
haben. Aber es geht auch anders.
Hätten Sie meinem Fraktionsvor-
sitzenden zugehört, dann wäre
Ihnen aufgefallen, dass wir, ob-
wohl die Länder da Probleme
machen, vielleicht eine Steuerre-
form hinbekommen, indem wir
über Freibeträge gehen. Wenn wir
über Freibeträge bei den Sozial-
abgaben gehen, dann brauchen
wir die Länder da weniger. Des-
wegen ist das durchaus möglich.
Lassen Sie uns das Thema einfach
angehen. Warum müssen wir im-

mer warten? Die CDU/CSU hat
schon viele Legislaturperioden
lang eine Steuerreform angekün-
digt. Die Einzigen, die eine Steu-
erreform umgesetzt haben, waren
Rot-Grün, Gerhard Schröder mit
Hans Eichel.
Wenn wir so etwas auch nur zur
Hälfte hinbekommen, würde
man uns in diesem Land feiern.
Zum Abschluss eine Bitte, Frau
Merkel. Es gibt so viele Dinge, die
wir schaffen. Wir reden immer
darüber, dass die Menschen nicht
in ein reiches Land einwandern,
sondern in eine Wertegesellschaft.
Auch Herr Kauder hat heute von
Werten gesprochen, die es wert
sind, durchgesetzt zu werden. Ei-
ner der Kandidaten für die Spit-
zenkandidatur bei den Grünen
hat Ähnliches formuliert, auch
wenn die Grünen da nicht klat-
schen wollten. Ich glaube, man
muss diese Werte in diesem Land
auch umsetzen. Deswegen wäre
es für mich wichtig, dass wir die
Öffnung der Ehe in dieser Legisla-
turperiode hinbekommen.
Ich würde das gerne mit Ihnen
machen. Ich glaube, dass das rich-
tig und gut wäre. Dann stehen
wir zu den Werten, die wir immer
verkünden. Uns hätten Sie an Ih-
rer Seite, Frau Merkel.

(Beifall bei der SPD)

Gerda Hasselfeldt, CDU/CSU:

Keinen Kurswechsel, sondern
solide Haushaltspolitik fortsetzen

Gerda Hasselfeldt (*1950)
Wahlkreis Fürstenfeldbruck

Wenn wir in diesen Ta-
gen mit den Menschen
reden, dann erleben

wir Zweierlei: Wir erleben, dass sie
sehr wohl registrieren, dass es uns
in Deutschland gut geht, dass sie
sehr wohl registrieren, dass die Be-
schäftigungslage noch nie so gut
war wie jetzt. Die Arbeitslosigkeit
ist so niedrig wie seit 25 Jahren
nicht mehr. Die Preise sind stabil.
Die Reallöhne sind gestiegen. Das
alles ist nicht nur gefühlt, sondern
das ist Realität in unserem Land.

Das alles ist nicht auf Pump er-
reicht worden, sondern durch ei-
nen seit Jahren soliden Bundes-
haushalt. Es gab noch nie eine
Bundesregierung, die während ei-
ner ganzen Legislaturperiode kei-
ne neuen Schulden gemacht hat.
Diese Bundesregierung handelt
danach
Das Ganze ist aber kein Selbst-
zweck – ich sage das nicht, damit
es auf dem Papier steht –, sondern
wir machen das deshalb, weil wir
uns unserer Verantwortung gegen-
über unseren Kindern und Enkel-
kindern, gegenüber denen, die
nach uns kommen, voll bewusst
sind. Das ist verantwortungsvolle,
nachhaltige Politik, die auch die-
sen Haushalt prägt.
Wir erleben ein Zweites. Wir erle-
ben die Sorgen und Ängste der
Menschen, die ganz unterschied-
lich, aber nachvollziehbar sind:
Sorgen und Ängste, die sich auf
die Globalisierung, auf Verände-
rungen in der Arbeitswelt, auf die
Digitalisierung, auf Veränderun-
gen nicht nur im Arbeitsbereich,
sondern auch im Alltag beziehen,

und Sorgen und Ängste, die sich
aus den Kriegen in vielen Teilen
der Welt und aus Krisen ergeben,
was in der Konsequenz dann auch
in der hohen Zahl der Flüchtlinge
zum Ausdruck kommt.
Viele Menschen stellen sich die
Fragen: Wie gehen wir damit um?
Wie bewältigen wir das? Können
wir unsere Sicherheit und unseren
Wohlstand auch künftig halten?
Können wir das, was wir erarbeitet
haben, an unsere Kinder weiterge-
ben? Können wir unsere Werte
und die Art und Weise, wie wir ge-
wohnt sind, miteinander zu le-
ben, weitergeben? Meistens erwar-
ten die Menschen auf diese Fragen
schnelle Antworten; viele erwarten
auch einfache Antworten. Ich den-
ke, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, es liegt an uns, an den verant-
wortlichen Politikern, deutlich zu
machen: Auf solche Fragen kann
es keine einfachen und schnellen
Antworten geben, sondern darü-
ber muss ein bisschen mehr nach-
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gedacht werden, und es muss
auch ein Stück weit um die richti-
ge Antwort gerungen werden.
Aber wir müssen um die richtige
Antwort ringen.
Das tun wir auch. Die erste Ant-
wort lautet zweifellos: Gerade in
diesen Zeiten der Unsicherheit ist
es notwendig, dass wir unsere so-
lide Haushaltspolitik mit ganz
konkreten Investitionen in die
Zukunft fortsetzen. Dazu brau-
chen wir keinen Kurswechsel,
sondern wir müssen das, was wir
in dieser Legislaturperiode schon
gemacht haben, einfach fortset-
zen.
Ich nenne im Hinblick auf die In-
vestitionen nur zwei Bereiche:
Der erste ist der Bildungs- und
Forschungssektor, der zweite sind
die Infrastrukturinvestitionen.
Wir haben den Ansatz im Bil-
dungs- und Forschungsbereich
seit 2005 mehr als verdoppelt.
Wenn ich von Bildung und For-
schung rede, dann meine ich
nicht nur die Exzellenzinitiative,
die Universitäten und die Gym-
nasien, sondern
den gesamten Bil-
dungsbereich, bei-
spielsweise auch
das Meister-
BAföG. Denn Bil-
dung beginnt
nicht erst mit dem
Abitur und dem
Studium, liebe
Kolleginnen und
Kollegen, sondern
Bildung hat auch ein Hauptschü-
ler, und Bildung hat auch ein
Mensch mit mittlerem Bildungs-
abschluss. Das sollte nicht verges-
sen werden.
Der Bundesverkehrs- und -infra-
strukturminister hat in dieser Le-
gislaturperiode einen Investiti-
onshochlauf gestartet, der heute
überall spürbar ist. Es gibt viele
notwendige Baustellen. Wir ha-
ben mit der Vorlage des Bundes-
verkehrswegeplans eine gute
Grundlage für die weitere Ertüch-
tigung unserer Verkehrsinfrastruk-
tur.
Ähnliches erleben wir beim Aus-
bau der Breitbandinfrastruktur.
Das wird fortgesetzt.
Ein Drittes will ich allerdings
auch noch ansprechen: Nicht nur
das, was notwendig ist an Unter-
stützung für die Länder und
Kommunen, haben wir getan,
sondern keine Regierung, wirk-
lich keine Bundesregierung in der
Vergangenheit hat so viel für die
Länder und Kommunen ausgege-
ben bzw. ihnen wieder zurückge-
geben wie diese Bundesregierung,
liebe Kolleginnen und Kollegen.
Es war sogar so viel, dass in man-
chen Bereichen, wie beispielswei-
se beim Kitaausbau oder auch bei
der Hilfe für die notleidenden
Kommunen, das zur Verfügung
gestellte Geld bislang überhaupt
noch nicht voll abgerufen wurde

und die Laufzeit verlängert wer-
den musste,
Dies macht deutlich, dass wir hier
eine großartige Leistung voll-
bracht haben. Diese ist aber nicht
umsonst, sondern ich sage ganz
bewusst – ich stehe auch dazu –:
Unsere Kommunen müssen in
die Lage versetzt werden, ihre
Aufgaben zu erfüllen, aber sie
müssen sie ihrerseits auch erfül-
len. Es kann nicht sein, dass der
Bund beispielsweise noch mehr
von dem übernimmt, was die
Kommunen übernehmen sollen,
etwa bei der Zurverfügungstel-
lung von Grundstücken für den
Wohnungsbau. Man kann nicht
vom Bund mehr Geld für den
Wohnungsbau fordern, wenn
man vor Ort die planungsrechtli-
chen Grundlagen nicht liefert,
um tatsächlich mehr Wohnungen
bauen zu können.
Gute Grundlagen zu legen im
wirtschaftlichen Bereich, das
hängt auch mit der Steuerentlas-
tung zusammen. Gott sei Dank
haben wir eine Haushaltssituati-

on, in der wir in der
nächsten Legislatur-
periode Steuerent-
lastungen vorneh-
men können. Es ist
schon viel dazu ge-
sagt worden. Ich
will noch darauf
hinweisen, dass ne-
ben den Entlastun-
gen im Einkom-
mensteuerbereich

bei den mittleren und unteren
Einkommen meines Erachtens
auch der Abbau des Solidaritäts-
zuschlags ab 2020 notwendig
und geboten ist. Auch das gehört
zu einer sinnvollen Steuerentlas-
tung.
Genauso gehört die Erbschaft-
steuer dazu. Also, an der CSU hat
es nicht gelegen, das will ich
schon einmal deutlich machen;
das ist vorhin ja so ein bisschen
durchgeklungen. Wir haben im
Deutschen Bundestag gemeinsam
einen Gesetzentwurf verabschie-
det. Das Gesetz ist im Bundestag
mit den Stimmen der Großen Ko-
alition verabschiedet worden,
und im Bundesrat ist es dann
nicht angenommen worden.
– Wir haben sehr wohl die Verfas-
sungsvorgaben mit beachtet. –
Meine Damen und Herren, das
ist nicht ein Peanut, sondern das
ist eine ganz wesentliche Angele-
genheit; denn unsere gute wirt-
schaftliche Entwicklung hängt
mit der Struktur unserer Unter-
nehmen zusammen. Wenn wir
nicht so gut funktionierende gro-
ße und kleine Familienunterneh-
men bei uns hätten, würde die
Arbeitsmarktsituation ganz an-
ders aussehen, als es der Fall ist.
Außer zu der wirtschaftlichen
Entwicklung haben wir aber noch
eine zweite Antwort zu geben,
nämlich die Antwort darauf: Wie

gewährleisten wir die Sicherheit
unserer Bürger? Die Anschläge in
Deutschland, aber auch in eini-
gen europäischen Städten haben
uns ja deutlich gemacht, dass die
Terrorgefahr nicht gebannt ist.
Die Menschen erwarten zu Recht
von uns, dass wir alles in unserer
Macht Stehende tun, um Anschlä-
ge zu verhindern. Deshalb möch-
te ich zunächst einmal allen, die
in den Sicherheitsbehörden bzw.
als Sicherheitskräfte bei uns ar-
beiten, großen Dank und hohe
Anerkennung aussprechen für ih-
re Arbeit für uns und unsere Si-
cherheit.
Was ist zu tun? Wir haben die
Grundlagen dafür gelegt, und
zwar nicht erst in diesem Haus-
halt, sondern auch schon sukzes-
sive in den vergangenen Jahren,
die Personalausstattung der Bun-
dessicherheitsbehörden zu ver-
bessern, und wir tun dies mit die-
sem Haushalt noch einmal zu-
sätzlich. Es ist schon schön zu er-
fahren, dass diejenigen, die sich
bisher um die Polizisten und die
Polizeistellen – in den Ländern
beispielsweise – nicht nur nicht
gekümmert haben, sondern die
Stellen auch noch abgebaut ha-
ben, jetzt auf einmal ihre Liebe
zur Polizei entdecken. Das ist ja
gut; es ist erfreulich. Hoffentlich
hält das, und hoffentlich trägt es
auch Früchte dort, wo sie in der
Verantwortung sind, nämlich in
den entsprechenden Ländern.
Neben der Personalausstattung
geht es aber auch um eine adä-
quate Sachausstattung und um
entsprechende Befugnisse der Si-
cherheitsbehörden.
Vielleicht müssen wir an der ei-
nen oder anderen Stelle, bei-
spielsweise bei der Vorratsdaten-
speicherung, noch einmal überle-
gen, ob das, was gemacht wurde
– das möchte ich nicht schmälern
–, ausreicht oder ob wir da noch
einen Nachbesserungsbedarf ha-
ben. Darüber hinaus geht es auch
um eine bessere Vernetzung der
Behörden in Bund und Ländern
und im europäischen Bereich. Wir
haben keinen Mangel an Daten,
aber wir haben zu wenige Ver-
knüpfungen dieser Daten. Wenn
wir die Daten schon haben, dann
müssen auch alle Sicherheitsbe-
hörden in der Lage sein, mit die-
sen Daten zu arbeiten.
Daneben haben wir natürlich
auch noch eine der größten He-
rausforderungen in diesen Jahren
zu bewältigen, nämlich die
Flüchtlingsströme. Das ist von Ih-
nen ja mehrfach angesprochen
worden. Ich glaube, im vergange-
nen Jahr ist uns allen deutlich ge-
worden, dass die Aufnahmekraft
und die Integrationskraft unseres
Landes Grenzen haben. Für uns
in der CSU war von Anfang an
klar und ist auch heute noch klar,
dass der Dreiklang aus erstens
Humanität, zweitens Begrenzung

und drittens Integration gleich-
wertig gilt.
Was die Humanität betrifft, ha-
ben gerade wir in Bayern gezeigt,
wozu wir in der Lage sind.
Das war ein großartiges Beispiel
von ehrenamtlichem und haupt-
amtlichem Engagement der Men-
schen.
Bei den anderen Aufgaben sind
wir nicht nur weit gekommen,
sondern haben auch sehr viel er-
reicht, und zwar gemeinsam: Die
Flüchtlingszahlen sind deutlich
zurückgegangen, die Zahl der
freiwilligen und der staatlichen
Rückführungen ist gestiegen,
Fehlanreize wurden
reduziert, das BAMF
wurde deutlich bes-
ser ausgestattet, wir
haben mittlerweile
eine vollständige Re-
gistrierung, der
Flüchtlingsausweis
wurde eingeführt
und vieles andere
mehr. Nicht zu ver-
gessen ist daneben,
dass die Kommunen und Länder
auch hierfür eine deutliche finan-
zielle Unterstützung erhalten ha-
ben, wozu ich auch stehe. Das
sollte man aber auch nicht ver-
schweigen. Wir haben deutlich
gemacht: Es ist die gemeinsame
Aufgabe aller politischen Ebenen,
damit zurechtzukommen.
Wir haben ein Integrationsgesetz
verabschiedet. Zu diesem Integra-
tionsgesetz gehören nicht nur
Geld, Kurse und Maßnahmen zur
Integration in den Arbeitsmarkt,
sondern wir müssen uns hier
auch mit manchen Sorgen der
Menschen und der Frage ausei-
nandersetzen, wie wir die Integra-
tion in die Gesellschaft erreichen.
Ich unterstreiche alles, was Volker
Kauder zu diesem Thema – auch
mit dem Zitat von Cem Özdemir
– vorhin gesagt hat; denn das hat
deutlich gemacht, dass dies ein
ganz wichtiger Teil unserer Ge-
sellschaftspolitik sein wird, der
nicht mit einem Federstrich zu er-
ledigen ist.
Ich will an einem Beispiel deut-
lich machen, was es bedeutet,
sich in unsere Gesellschaft zu in-
tegrieren, und zwar am Beispiel
der Vollverschleierung. Ich weiß
sehr wohl, dass dies kein Mas-
senphänomen ist, aber täuschen
wir uns nicht: Für die Bevölke-
rung ist das ein ernsthaftes Pro-
blem. Auf die Frage, wie sie sich
dazu verhalten, sagen 80 Prozent
der Menschen in Deutschland:
Wir wollen keine Vollverschleie-
rung. – Da kann man nicht ein-
fach sagen: Das interessiert uns
nicht. Das ignoriere ich. – Viel-
mehr muss man sich auch über
die Gründe Gedanken machen.
Die Gründe sind: Es passt nicht
in unsere freie Gesellschaft, wenn
man sich nicht in das Gesicht se-
hen kann.

Das widerspricht der Gleichbe-
rechtigung der Frauen.
Das passt nicht zur Integration.
Im Gegenteil: Das ist ein Integra-
tionshindernis. Das muss man
doch sagen und auch entspre-
chende Vorschläge machen dür-
fen.
Die Innenminister der Union ha-
ben Vorschläge gemacht, in be-
grenztem Rahmen eine Ein-
schränkung vorzunehmen, etwa
im öffentlichen Bereich, im schu-
lischen Bereich, im Hochschulbe-
reich und auch vor Gerichten. Ich
glaube, wir sollten dies ohne
Schaum vor dem Mund angehen,

dabei aber auch
die Sorgen der
Menschen respek-
tieren und das
Ziel einer wirkli-
chen Integration
der Menschen an-
streben.
Meine Damen
und Herren,
nicht allein dieses
Thema darf uns

beschäftigen. Neben den ökono-
mischen Fragen und den Sicher-
heitsfragen, neben der großen
Aufgabe der Flüchtlingsbewälti-
gung geht es auch darum, die so-
ziale Balance in unserem Land zu
halten. Da haben wir in dieser Le-
gislaturperiode schon eine ganze
Menge an Entscheidungen getrof-
fen: im Pflegebereich, im Ge-
sundheitsbereich, in der Integrati-
on, am Arbeitsmarkt. Wir sind
jetzt dabei, im Bereich der Alters-
versorgung, im Bereich des Bun-
desteilhabegesetzes – dabei geht
es um Leistungen für Menschen
mit Behinderungen – das Not-
wendige zu tun. Da sind wir auf
einem sehr guten Weg, wie ich
meine.
In den nächsten Wochen und
Monaten werden wir in der Koali-
tion zu konkreten Ergebnissen
kommen.
Das alles zeichnet diesen Haus-
halt 2017 aus. Dieser Haushalt ist
von Stabilität und Sicherheit ge-
prägt, von Solidität und Solidari-
tät. Dieser Haushalt ist geprägt
von der Verlässlichkeit über die
ganze Legislaturperiode hinweg.
Er ist eine ausgezeichnete Grund-
lage zur Bewältigung der Heraus-
forderungen, die wir aktuell ha-
ben.

(Beifall bei CDU/CSU und SPD )

Keine Regierung
hat so viel für

Länder und Kom-
munen aus-

gegeben wie
diese.

Dieser Haushalt
ist von Stabilität
und Sicherheit
geprägt, von
Solidität und
Solidarität.

Dies ist eine gekürzte Version der De-
batte. Es sprachen außerdem Bettina
Hagedorn (SPD), Dennis Rohde (SPD),
Monika Grütters (CDU), Sigrid (Hu-
pach (Die Linke), Hiltrud Lotze (SPD),
Ulle Schauws (Bündnis 90/Die Grü-
nen), Rüdiger Kruse (CDU/CSU), Ta-
bea Rößner (Bündnis 90/Die Grünen)
und Burkhard Blienert (SPD).
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Land-Tags-Wahl
Ein neues Parlament 

in Mecklenburg-Vorpommern

Vor 1 Woche gab es eine Wahl. 
Genauer: Am 4. September.

Und zwar im Bundes-Land: 
Mecklenburg-Vorpommern.

Im folgenden Text 
steht mehr dazu.

Worum ging es bei der Wahl?
In Deutschland gibt es 
verschiedene Bundes-Länder.

Zum Beispiel: 
Hessen, Bayern, Sachsen, Berlin 
oder Mecklenburg-Vorpommern.

In jedem Bundes-Land gibt es: 
ein Landes-Parlament.

Manchmal sagt man dazu auch: 
Land-Tag.

Das ist eine Gruppe von Politikern. 
Sie machen Politik 
für die Menschen  
in dem Bundes-Land.

Zum Beispiel: 
- Sie machen Gesetze. 
- �Sie entscheiden, 

für was Geld 
in ihrem Bundes-Land 
ausgegeben wird.

Die Politiker vom Land-Tag 
werden gewählt.

Und zwar in den meisten 
Bundes-Ländern alle 5 Jahre.

Und genau das ist 
vor ungefähr einer Woche 
in Mecklenburg-Vorpommern passiert.

Das heißt: 
Dort gibt es jetzt 
einen neuen Land-Tag.

Besonderheiten 
von der Land-Tags-Wahl

Über die Land-Tags-Wahl 
haben in der letzten Woche 
viele Menschen gesprochen.

Denn bei der Wahl sind 
einige besondere Dinge geschehen.

Dinge, die wichtig sind für die Politik 
in Mecklenburg-Vorpommern.

Aber auch für die Politik 
in anderen Bundes-Ländern.

Und in ganz Deutschland.

leicht  

erklärt!
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Im Land-Tag 
von Mecklenburg-Vorpommern 
sind 71 Politiker.

Diese Politiker werden von Parteien 
für die Wahl vorgeschlagen.

Parteien sind Gruppen von Menschen.

Sie tun sich zusammen, 
weil sie eine ähnliche Politik 
machen wollen.

Bei der Land-Tags-Wahl 
können sich die Wähler entscheiden, 
wen sie wählen wollen.

Wenn eine Partei 
mehr Stimmen bekommt, 
dann darf sie auch mehr Politiker 
in den Land-Tag schicken.

Wenn eine Partei 
weniger Stimmen bekommt, 
dann darf sie weniger Politiker 
in den Land-Tag schicken.

SPD auf Platz 1

Die meisten Politiker im Land-Tag 
kommen schon seit vielen Jahren 
von der Partei: SPD.

Auch in diesem Jahr 
hat die SPD wieder 
die meisten Stimmen bekommen.

Darum kommen jetzt 26 Politiker 
von der SPD in den Land-Tag.

Die vorletzte Wahl zum Land-Tag 
war im Jahr 2011.

Damals war die SPD noch erfolgreicher. 
27 SPD-Politiker waren nach der Wahl 
im Land-Tag.

Das Ergebnis von diesem Jahr 
hat also für die SPD 
eine gute und eine schlechte Seite.

Die gute Seite ist: 
Die SPD ist die Partei 
mit den meisten Stimmen.

Und mit den meisten Politikern 
im Land-Tag.

Die schlechte Seite ist: 
Von der SPD ist jetzt 
1 Politiker weniger im Land-Tag 
als nach der Wahl von 2011.

CDU nur auf Platz 3

Die Partei „CDU“ war viele Jahre lang 
bei den Stimmen auf Platz 2.

Nach der Wahl von 2011 durfte sie 
18 Politiker in den Land-Tag schicken.

Bei der Wahl in diesem Jahr hat sie 
weniger Stimmen bekommen 
als früher.

Sie ist jetzt nur noch auf Platz 3.

Und in den neuen Land-Tag darf sie 
nur noch 16 Politiker schicken.

Das ist für die CDU 
eine sehr schlechte Sache.

Denn sie ist eine von den beiden 
größten Parteien in Deutschland.

Bei den Wahlen kommt sie meistens 
auf Platz 1 oder auf Platz 2.

Die Leute von der CDU 
machen sich also Sorgen, 
weil sie jetzt nur auf Platz 3 
gekommen sind.

Die Linke auf Platz 4

Die Partei „Die Linke“ hat 
viel weniger Stimmen 
als bei der Wahl von 2011 bekommen.

Damals kamen 14 Politiker 
von der Linken in den Land-Tag.

In den neuen Land-Tag darf die Linke 
nur noch 11 Politiker schicken.

2 Parteien nicht mehr dabei

Bei der Wahl im Jahr 2011 
sind noch 2 andere Parteien 
in den Land-Tag gekommen. 

Und zwar: 
- Die Grünen 
- Die NPD

Bei der Wahl in diesem Jahr 
haben beide Parteien 
viel weniger Stimmen bekommen.

Und zwar so wenige, 
dass sie jetzt gar keine Politiker mehr 
in den Land-Tag schicken dürfen.



AfD auf Platz 2

Eine andere Partei bei der Wahl war: 
die AfD.

Sie ist bei den Stimmen 
auf Platz 2 gekommen.

Sie darf 18 Politiker 
in den Land-Tag schicken.

Das ist eine besondere Sache.

Und viele Leute 
sprechen im Moment darüber.

Dafür gibt es verschiedene Gründe:

1) Die AfD ist eine neue Partei.

Es gibt sie erst seit dem Jahr 2013.

Das heißt: 
Sie hat zum 1. Mal 
bei einer Land-Tags-Wahl 
in Mecklenburg-Vorpommern 
mitgemacht.

Andere Parteien sind viel älter.

Die SPD gibt es zum Beispiel schon 
seit ungefähr 150 Jahren.

Die CDU gibt es schon 
seit ungefähr 70 Jahren.

Es ist ungewöhnlich, 
wenn eine neue Partei so schnell 
so viele Stimmen bekommt.

2) Die AfD ist eine kleine Partei.

Sie hat nicht so viele Mitglieder.

Genauer: 
Ungefähr 20-tausend Mitglieder 
in ganz Deutschland.

Andere Parteien sind viel größer.

Die SPD hat zum Beispiel 
ungefähr 450-tausend Mitglieder.

Die CDU hat auch 
ungefähr 450-tausend Mitglieder.

Es ist ungewöhnlich, 
wenn eine kleine Partei 
mehr Stimmen bekommt 
als eine viel größere.

3) Die AfD 
in Mecklenburg-Vorpommern 
hat sich nur  
mit wenigen Themen beschäftigt.

Vor allem:

- Flüchtlinge

- die Religion „Islam“ in Deutschland

- Familien

- Arbeitslosigkeit

In der Politik gibt es aber 
noch viele andere Themen.

Auch mit denen 
müssen sich Politiker beschäftigen.

Parteien, 
die viele Stimmen bekommen, 
machen das normalerweise auch.

Und damit sprechen sie eigentlich 
viel mehr Wähler an.

Denn jedem Menschen 
sind andere Themen wichtig.

Darum ist es ungewöhnlich, 
dass eine Partei 
mit ganz wenigen Themen 
so viele Stimmen bekommt.

Erfolg von der AfD

Viele Leute fragen sich jetzt: 
Warum ist die AfD so erfolgreich?

So genau kann man das nicht sagen.

Aber es gibt 
verschiedene Erklärungs-Versuche.

1) Manche von den AfD-Wählern 
haben früher andere Parteien gewählt.

Zum Beispiel die SPD oder die CDU.

Oder sie haben gar nicht gewählt.

Inzwischen sind sie aber unzufrieden 
mit der Arbeit 
von den anderen Parteien.

Sie wählen die AfD, 
weil sie so ihre Unzufriedenheit 
zeigen wollen.
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2) Das Thema „Flüchtlinge“
ist in Deutschland
seit etwa einem Jahr sehr wichtig.

Damals kamen viele Menschen
aus anderen Ländern
nach Deutschland.

Und darum gibt es viele Fragen dazu.

Zum Beispiel:

- Wo sollen die Flüchtlinge wohnen?

- Wie lange dürfen sie hierbleiben?

-  Wie viele Flüchtlinge
sollen überhaupt
nach Deutschland kommen?

Auf all diese Fragen müssen
die Politiker von der Bundes-Regierung
Antworten fi nden.

Das nennt man: Flüchtlings-Politik.

Viele Menschen in Deutschland
sind im Moment nicht zufrieden
mit der Flüchtlings-Politik.

Die AfD hat vor der Wahl
ein Versprechen gemacht.

Und zwar:
Wenn sie viele Stimmen bekommt,
dann wird sie sich für eine
andere Flüchtlings-Politik einsetzen.

Zum Beispiel:

-  Die Grenzen von Deutschland
sollen besser bewacht werden.

-  Ämter sollen schneller entscheiden,
ob ein Mensch aus einem anderen 
Land in Deutschland bleiben darf.

-  Wenn eine Person nicht bleiben darf,
soll man sie schnell wieder
in ihr Heimat-Land zurück-schicken.

Vielleicht haben darum
viele Menschen die AfD gewählt.

Wahl in Berlin

Bald gibt es wieder eine Wahl.
Genauer: Am 18. September.
Also nächsten Sonntag.

Und zwar im Bundes-Land Berlin.

Viele Menschen in ganz Deutschland
fragen sich jetzt natürlich:
Werden bei dieser Wahl
ähnliche Dinge wie in
Mecklenburg-Vorpommern passieren?

Zum Beispiel:

-  Wird die AfD in Berlin
auch so viele Stimmen bekommen?

-  Wird die CDU in Berlin
auch so viele Stimmen verlieren?

Am Sonntag bekommen wir
die Antworten auf diese Fragen.

Die Land-Tags-Wahl
in Mecklenburg-Vorpommern
hat also viel Aufregung gebracht.

Vor allem, weil die großen Parteien 
Stimmen verloren haben.
Und weil die AfD so viele Stimmen 
bekommen hat.

Das hat eine große Bedeutung für 
andere Wahlen in Deutschland.

Viele Experten sind sich einig:
In Deutschland
verändert sich gerade sehr viel.

Nämlich:
- Die Politik
-  und die Themen,

über die die Politiker sprechen.

leicht 
erklärt!


